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Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,

die von uns schon lange prognostizierte Zunahme der imperialistischen Widersprüche bis hin zu einem
Weltkrieg hat mit dem Krieg in der Ukraine einen neuen Höhepunkt erfahren. Die mit den Maßnahmen
anlässlich der Covid-Pandemie begonnene polizeistaatliche Formierung und mediale Gleichschaltung
war geradezu ein Vorspiel für die derzeitige Kriegspropaganda. Und es sind bezeichnenderweise die
Grünen und die Linke des Kapitals, die dieser vermeintlich „neuen Realität“ mit der alten demagogi-
schen Ideologie des Antifaschismus begegnen, um für das imperialistische Gemetzel zu mobilisieren.
Ideologische Kriegsfähigmachung lässt sich eben nicht nur mit einer völkischen, chauvinistischen und
rassistischen Propaganda bewerkstelligen, sondern auch mit der Demagogie von Freiheit, Demokratie
und Menschenrechten. In welcher Form die einseitige Parteinahme dieser Antifaschist_innen gegen
„den russischen Aggressor“ und „Kriegsverbrecher Putin“ mit einem Ausblenden des ukrainischen Na-
tionalismus der Bandera-Verherrlicher_innen und Asow-Faschist_innen einhergeht, ist nur eine kuriose
Fußnote dieser Kriegshetze. 

Weniger kurios aber um so dramatischer ist, wie viele vermeintlich radikale Linke der Kriegshetze er-
legen sind und hinter der Kriegspropaganda hertaumeln. Sie glauben wirklich, es gehe darum, einen re-
aktionären Aggressor zu stoppen und zivilisatorische Freiheiten zu verteidigen. In unserem
umfangreichen Artikel „Wer greift Europa an“ zeigen wir die materiellen Hintergründe des aktuellen
Krieges auf und stellen sie in die Kontinuität der imperialistischen Entwicklung, wie sie von unserer
Partei schon am Ende des Zweiten Weltkrieges analysiert worden ist. Dass der Stellvertreterkrieg der
USA mit Russland nicht nur der Destabilisierung eines geostrategischen Gegners dient und den Kon-
flikt mit China vorbereitet, sondern auch der Schwächung der europäischen Konkurrenz, müssen in-
zwischen auch die europäischen Politiker_innen zur Kenntnis nehmen. Finanzminister Lindner warnte
jüngst vor einem Handelskrieg mit den USA angesichts deren „enorm protektionistischer Wirtschafts-
politik“. 

Während der sog. Isolationist Trump die Losung „America first“ posaunte, hat der sog. Transatlantiker
Biden mit einem Hunderte Milliarden US-Dollar schweren Investitionsprogramm für ausschließlich
amerikanische Waren Fakten geschaffen. Der deutsche Imperialismus, der seine Abhängigkeit von bil-
liger russischer Energie mit teurem US-Frackinggas eingetauscht hat, befürchtet jetzt eine Standort-
und Kapitalflucht aus Europa und Macron hat schon einen „Buy European Act“ vorgeschlagen. Eine
einheitliche Front für eine „wertebasierte Weltordnung“ sieht anders aus...

Nur auf der Grundlage einer klaren Analyse der kapitalistischen Entwicklung lässt sich auch eine klare
Haltung zum imperialistischen Krieg entwickeln. Diese ist spätestens seit dem Ersten Weltkrieg der re-
volutionäre Defätismus. Wir haben sowohl in dem Artikel „Der Krieg und die proletarische Klassenpo-
sition“ als auch in dem geschichtlichen Beitrag zur kommunistischen Linken „Der revolutionäre
Defätismus im Zweiten Weltkrieg und die Gründung der IKP“ diese grundlegende proletarische Posi-
tion dargestellt. Auch wenn es leider wenig direkte proletarische Aktionen gegen den Krieg gibt und
diese z.B. in Italien eine starke antigewerkschaftliche Repression zur Folge haben, so führen die Ver-
schärfung der Krise durch den Krieg und die zunehmenden Krisenangriffe auf die Arbeiter_innen-
klasse zu einer Zunahme von Arbeitskämpfen in Europa aber auch in den USA. Dies betrifft nicht nur
den durch die Coronakrise besonders betroffenen Bereich des Gesundheitswesens, sondern z.B. auch
die Logistik. In den USA droht nach dem Versuch einer staatlichen Zwangsschlichtung ein großer Ei-
senbahnstreik, den Biden – wie 1991 Präsident Bush – mit Verweis auf Krieg und volkswirtschaftliche
Kosten auf jeden Fall unterbinden will (Stand 5.12.22). 
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Es ist der kapitalistische Staat, der nicht nur immer direkter in die Wirt-
schaft eingreift, sondern sich auch repressiv gegen den Klassenkampf
in Stellung bringt. Um so absurder ist es, wenn sich die gescheiterten
„Bewegungslinken“, deren Volksbegehren „Deutsche Wohnen und Co.
Enteignen“ gerade in einem parlamentarischen Ausschuss bürokratisch
zerrieben wird, zur Wahlwiederholung 2023 in Berlin mit der neuen
Kampagne „Immobilienlobby abwählen!“ jetzt als Wahlkampf-
helfer_innen für die Linke und die Grünen engagieren. Wie erfahrungs-
resistent und geschichtsvergessen diese Linke des Kapitals ist, zeigte
sich auch bei der großen „Umverteilen!“-Demo im November in Ber-
lin, die sich in ihrem Aufruf nicht nur für staatliche Maßnahmen gegen

die Auswirkungen der kapitalistischen Krisenangriffe aussprachen (z.B. „Reichtum besteuern“), son-
dern auch den aktuellen Krieg als krisenverschärfenden Ausdruck der imperialistischen Entwicklung
mit keinem Wort erwähnte. Demgegenüber zeigten wir in unserem Flugblatt den Zusammenhang von
Krise, Krieg, Inflation und der konzertierten Aktion auf und propagierten die Notwendigkeit, den Ge-
neralangriff auf die Arbeiter_innenklasse zurückzuschlagen.

Die Wiederaufnahme des Klassenkampfes ist ein längerer Prozess. Es gibt an vielen Orten kleine hoff-
nungsvolle Zeichen für ein (zumindest temporäres) Aufbrechen des sozialen Friedens in unmittelbaren
Arbeitskämpfen. Und es gibt angesichts des offensichtlichen Bankrotts der Linken des Kapitals ein
wahrnehmbares neues Interesse an der marxistischen Theorie und den Positionen der kommunistischen
Linken. Durch unsere kontinuierliche theoretische und organisatorische Arbeit als Ausdruck der histo-
rischen Partei des Proletariats und auf der Grundlage des kommunistischen Programms versuchen wir
nicht nur eine Orientierung zu geben, sondern v.a. die formale Partei zu entwickeln, die unverzichtbar
ist, um aus der Utopie einer freien Gesellschaft eine reale, revolutionäre Perspektive zu machen.
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Wer greift „Europa“ an?

Wir befinden uns an einem entscheidenden Wendepunkt, an dem Wirtschaftskrise, soziale Krise, politi-
sche Krise und Krieg zu einem Ganzen voller Ungewissheiten und Aussichten zusammenkommen. Es
ist keine leichte Aufgabe, alle Faktoren zu entschlüsseln, die die neuen Szenarien bestimmen, und zu-
mindest grob die Richtung der Ereignisse entsprechend ihrer unvermeidlichen katastrophalen Folgen
zu bestimmen. Bei dieser Aufgabe hilft uns die grundlegende Arbeit, die von der „italienischen“ Kom-
munistischen Linken nach dem Zweiten Weltkrieg geleistet wurde, um die Eckpfeiler des revolutionä-
ren Marxismus zu ordnen, was uns einige Interpretationslinien bietet. Eine davon betrifft die
historische Richtung der „Aggression gegen Europa“, die in dem gleichnamigen Artikel („Aggressione
all´Europa“) zum Ausdruck kommt, der 1949 in unserem damaligen theoretischen Organ Prometeo
veröffentlicht wurde und in dem das unterschiedliche relative Gewicht des russischen und des amerika-
nischen Imperialismus bewertet wurde.

Russland und Amerika, unterschiedliche ‘Machtkonzentrationen’

Dies war eines der Themen, die die interne Kontroverse anheizten, die Anfang der 1950er Jahre zur
Spaltung der Internationalistischen Kommunistischen Partei und zur Entstehung der Internationalen
Kommunistischen Partei – Kommunistisches Programm führte. Da wir der Meinung sind, dass diese
Diskussion nützliche Elemente zur Beurteilung des Umfangs und der Bedeutung des gegenwärtigen
Kampfes der Imperialismen liefert, geben wir im Folgenden zwei Passagen zu diesem Thema wieder,
die dem Briefwechsel zwischen Onorio (Onorato Damen) und Alfa (Amadeo Bordiga) entnommen
sind: 

„Es ist für die revolutionäre Partei insbesondere in einer Kriegsperiode unmöglich, keine Politik der
Äquidistanz zu praktizieren, zwischen einem Land mit maximaler kapitalistischer Entwicklung wie
den USA und Russland mit einer Wirtschaft, die deiner Meinung nach zum Kapitalismus tendiert;
keine Politik der Äquidistanz zu praktizieren könnte zur theoretischen Voraussetzung für neue interme-
diäre Erfahrungen werden; in jedem Fall würde es die Rahmenbedingungen der strategischen Vision
der Partei der Revolution im Verlauf des kommenden imperialistischen Krieges tiefgreifend erschüt-
tern.“ (Onorio an Alfa, 6. Oktober 1951).

„Ich nehme zunächst Deine Bemerkung auf Seite 3 auf, in der Du fragst: Ist es nur Amerika, das dazu
neigt, andere zu unterwerfen usw.? Aber du hast selbst meine Bemerkung zitiert: entsprechend der
Natur und Notwendigkeit jeder großen metropolitanen Konzentration von Kapital, Produktionskraft
und Macht. Also nicht nur Amerika, sondern jede Konzentration. Wo und in welchen aufeinanderfol-
genden historischen Momenten finden solche Konzentrationen statt? Das ist der Punkt. Berücksichti-
gen wir: das Territorium und seine Ressourcen, die Bevölkerung, die Entwicklung der
Industriemaschine, die Zahl des modernen Proletariats, die kolonialen Besitztümer wie Rohstoffe, die
menschlichen Reserven, die Märkte, die historische Kontinuität der Staatsmacht, die Ergebnisse der
letzten Kriege, die Fortschritte bei der weltweiten Konzentration der Produktions- und Rüstungskräfte.
Und dann können wir schlussfolgern, dass im Jahr 1900 fünf oder sechs Großmächte an der gleichen
Front oder fast an der gleichen Front standen; im Jahr 1914 standen sich beispielsweise England und
Deutschland gegenüber; heute? Betrachtet man all diese Faktoren, so stellt man fest, dass Amerika die
Konzentration Nr. 1 in dem Sinne ist – abgesehen von allem anderen und abgesehen von der Wahr-
scheinlichkeit, in weiteren Konflikten zu gewinnen –, dass es mit Sicherheit überall dort eingreifen
kann, wo eine antikapitalistische Revolution gewinnen würde. In diesem historischen Sinne sage ich,
dass die heutige Revolution, die nur international sein kann, Zeit verliert, wenn sie nicht den Staat Wa-
shington ausschaltet. Heißt das, dass wir davon noch weit entfernt sind? Okay.“ (Alfa an Onorio, 9.
Juli 1951) 
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Unsere Parteiarbeit der 1950er Jahre identifizierte die histo-
rischen Kräfte, die für die dauerhafte Erhaltung der kapita-
listischen Produktionsweise verantwortlich sind, in den
siegreichen angelsächsischen Staatsgebilden, in erster Linie
in den USA, gestärkt durch die Reduzierung der besiegten
Kapitalismen auf Vasallen. Was den wirtschaftlichen und
sozialen Charakter des damaligen Sowjetrusslands und sei-
ner Vasallen anbelangt, so wurden seine kapitalistischen
Züge und seine internationale konterrevolutionäre Rolle
eindeutig bestätigt, was jegliche Illusionen über die Fähig-
keit dieser Kräfte, friedlich oder anderweitig mit der unge-
stümen Entwicklung der westlichen Kapitalismen zu
konkurrieren, auf der Grundlage eines angeblich alternati-
ven und überlegenen „sozialistischen“ Wirtschafts- und Sozialmodells, das für die „farbigen“ Völker,
die damals versuchten, die imperialistische Vorherrschaft abzuschütteln, einen Bezugspunkt darstellen
würde, zunichte machte. Die Geschichte nahm ihren Lauf, und am Ende der schönen Herausforderung
(die alles andere als friedlich verlief) brach das, was von dem Staat, der den Roten Oktober verraten
und usurpiert hatte, übrig geblieben war, friedlich unter dem Druck der dynamischen Demokratien des
Westens zusammen, die in kapitalistischer Hinsicht weitaus besser ausgerüstet und in Bezug auf Pro-
duktionsstatistiken und Einkommen überlegen waren, da der russische Staat längst akzeptiert hatte,
einen ungleichen Kampf mit den Waffen des Feindes und auf dem Boden des Feindes – voll und ganz
kapitalistisch – zu führen.

Die tatsächliche geschichtliche Entwicklung hat dafür gesorgt, dass die Frage beantwortet wurde, wer
sich in der im Briefwechsel zwischen Onorios und Alfas erörterten Frage in die richtige marxistische
Perspektive gestellt hat. Die gleiche Mahnung sollte gelten, wenn wir uns heute an dem Problem des
andauernden Krieges orientieren und nicht Gefahr laufen, uns auf eine allgemeine Opposition gegen
die imperialistische Kriegsführung zu beschränken, die wenig mit den Lehren von Marx, Engels und
Lenin zu tun hat. Wir wollen die Gefahr nicht unterschätzen (auf die diejenigen hingewiesen haben, die
damals für die „Äquidistanz“ der Kommunistischen Partei zu jeglichem Imperialismus plädiert haben,
unabhängig davon, wie mächtig dieser ist), dass die Anerkennung des Hauptfeindes, der besiegt wer-
den muss, zu Verschiebungen der frontistischen und parteipolitischen Positionen führen könnte. Der
Grundsatz, dass Kommunisten nicht Partei ergreifen und auch nicht in Zusammenschlüssen falscher
Kräfte Partei ergreifen, bleibt unumstößlich.

Bereits 1946, noch im Prometeo, hatte unsere Bewegung bei der Skizzierung der Nachkriegsperspekti-
ven die Frage klargestellt: 

„Wir bestätigen zweifellos, dass die verschiedenen Lösungen nicht nur der großen Interessenskriege in
der ganzen Welt, sondern jedes Krieges, auch des kleinsten, sehr unterschiedlichen Auswirkungen auf
die Beziehungen der sozialen Kräfte in begrenzten Bereichen und in der Welt insgesamt und auf die
Möglichkeiten der Entwicklung der Klassenaktion haben und haben werden...“ („Prospettive del dopo-
guerra in relazione alla piattaforma del Partito“/ „Nachkriegsperspektiven in Bezug auf die Parteiplatt-
form“, Prometeo, Nr. 3, 1946).

Wenn also der Ausgang eines Konflikts, zumal wenn er zwischen Weltblöcken ausgetragen wird, über
den Verlauf und das Schicksal des Klassenkampfes entscheidet, können Kommunisten dem Sieg eines
der beiden Kontrahenten nicht gleichgültig gegenüberstehen und sich allein auf die Tatsache stützen,
dass beide dem Proletariat feindlich gesinnte Klassenkräfte sind.
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Um Missverständnissen vorzubeugen, wur-
den in demselben Text „drei willkürliche
Positionen“ genannt, die von der Prämisse
hätten abgeleitet werden können, die wir
wie folgt zusammenfassen: erstens, dass
das Proletariat von den Zielen getäuscht
wird, die immer sehr edel, fortschrittlich
und sogar „revolutionär“ sind und als idea-
ler Treibstoff für bürgerliche Kriege die-
nen; zweitens, dass es nicht berücksichtigt,
dass ein militärischer Sieg einer politischen
Niederlage entsprechen kann und umge-
kehrt (Waterloo verhinderte nicht den Tri-
umph der bürgerlichen Kräfte in Europa und der im Krieg besiegte Faschismus war siegreich bei der
Verallgemeinerung totalitärer Formen der Klassenherrschaft in Friedenszeiten); und schließlich, dass
„wenn selbst die beiden Lösungen des Konflikts unterschiedliche Möglichkeiten mit sich bringen, die
für die Bewegung sicherlich vorhersehbar und kalkulierbar sind, die Nutzung dieser Möglichkeiten nur
dadurch gewährleistet werden kann, dass Kompromisse in der Politik der opportunistischen Aneig-
nung, der Hauptenergien der Klasse und der Aktionsmöglichkeiten der Partei vermieden werden“. Un-
verzichtbarer Dreh- und Angelpunkt ist daher die Unabhängigkeit der Partei und die Wahrung ihres
unveränderlichen integralen Programms. Die Gefahr des Abgleitens in den Opportunismus ist gebannt,
wenn die Partei ihre völlige Autonomie bewahrt, keine „Zwischenziele“ zusammen mit anderen politi-
schen Kräften verfolgt und im Kriegsfall die Aufgabe respektiert, nicht vom radikalen Defätismus im
eigenen Land abzuweichen, sei es das Land einer dominierenden imperialistischen Bourgeoisie oder
eines Vasallen. Das Konzept wird bereits in dem Artikel „Aggression gegen Europa“ deutlich gemacht.
Wir zitieren:

„Kriege werden sich in Revolutionen verwandeln können, unter der Bedingung, dass, ungeachtet ihrer
Beurteilung, auf die Marxisten nicht verzichten, in jedem Land der Kern der internationalen Klassen-
bewegung überlebt, der völlig losgelöst von der Politik der Regierungen und von den Bewegungen der
militärischen Großstaaten ist und der keinerlei theoretische und taktische Vorbehalte zwischen sich und
den Defätismus- und Sabotagemöglichkeiten gegen die herrschende Klasse im Krieg, d.h. ihre poli-
tisch staatlichen und militärischen Organisationen, stellt.“ (Prometeo, Nr. 13, August 1949)

In der Diskussion, die der Spaltung von 1952 vorausging, setzten die von Onorato Damen geleiteten
Parteigruppen die beiden Imperialismen, die sich die Nachkriegswelt teilten, gleich, wobei sie der
UdSSR sogar die historisch am weitesten fortgeschrittene kapitalistische Form in Bezug auf Zentrali-
sierung und Totalitarismus zuschrieben, und leiteten daraus die Notwendigkeit einer Haltung der Äqui-
distanz oder, man könnte sagen, des Indifferentismus in Bezug auf den Ausgang eines
Zusammenstoßes zwischen den beiden Blöcken ab. Wir zitieren den Tagesordnungspunkt des 2. Kon-
gresses der Internationalistischen Kommunistischen Partei, der die Spaltung billigte:

„Angesichts der russischen Konzentration von Kapital, Kraft, Produktion und Macht erklärt sie, dass
sie ebenso wie die Amerikaner eine hegemoniale Kraft auf der Ebene der kapitalistischen Kräfte ist,
die auf der Weltbühne miteinander kollidieren.“

Andererseits zogen die Genoss_innen, aus denen das Kommunistische Programm hervorgehen sollte,
nachdem sie die immense Konzentration konterrevolutionärer Kräfte des amerikanischen Imperialis-
mus als die Säule identifiziert hatten, die das Gerüst der kapitalistischen Herrschaft in der Welt auf-
rechterhält, die notwendige Schlussfolgerung, dass nur seine Liquidierung die Bedingungen für den
Zusammenbruch des gesamten Systems schaffen würde, während jeder weitere Sieg noch härtere Zei-
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ten für das Proletariat überall einläuten würde, für einen Zeitraum, der „in Jahrzehnten oder Generatio-
nen messbar ist“. Der ausschlaggebende Faktor war die Einschätzung des wirtschaftlichen und sozialen
Charakters der UdSSR, die für Onorio vollständig kapitalistisch war und für Alfa zum Kapitalismus
tendierte:

„Den Kapitalismus zu durchlaufen, wo die Grundlagen für diesen bereits geschaffen wurden (wie in
Amerika), bedeutet, in die entgegengesetzte Richtung zum Sozialismus zu gehen. Aber den Kapitalis-
mus zu durchlaufen, wo diese Grundlagen historisch noch fehlen oder unvollständig sind, bedeutet das
Gegenteil, d.h. [im ökonomischen Sinne] in die Richtung zu gehen, die zum Sozialismus führt. Es ist
klar, dass der zweite Fall auf Russland anspielt, und noch mehr auf die rückständigen Satelliten- und
verbündeten Staaten. Und so sind sie nicht für die wirtschaftliche Machtpolitik zu tadeln, sondern für
die antiklassistische Politik der Partei, die den Weg zum Sozialismus bereits als Sozialismus ausgibt,
mit unabsehbaren antirevolutionären Auswirkungen im gesamten internationalen System“. („Deretano
di piombo, cervello marxista“/ „der bleierne Hintern, marxistisches Gehirn“, Il programma comunista,
n.19/1955 – verfügbar auf unserer Website).

Aus der unterschiedlichen Bewertung der Machtkonzentration, die die UdSSR damals und in der histo-
rischen Perspektive darstellte, wurde die folgende taktische Richtung abgeleitet:

„Beseitigung jeglicher Unterstützung für den russischen imperialen Militarismus. Offener Defätismus
gegen den amerikanischen Militarismus“ (in „per la riorganizzazione internazionale del movimento ri-
voluzionario marxista“/ „Für die internationale Reorganisation der marxistischen revolutionären Bewe-
gung“, il programma comunista, Nr. 18/1957 – verfügbar auf unserer Website) [1].

Der Zusammenbruch der UdSSR, der ohne den Einsatz von Raketen, Invasionen oder „Revolutionen“
erfolgte, bestätigte, was wir heute über das Wesen des sowjetischen Imperialismus behaupten, zusam-
mengefasst in der fast oxymoronischen Definition des „schwachen Imperialismus“, die bereits 1977
gegeben wurde:

„Die Handelsstruktur und der Verschuldungsgrad erlauben es zu sagen, dass die UdSSR zwar eine im-
perialistische Politik betreibt und einen entsprechenden politischen und wirtschaftlichen Einflussbe-
reich besitzt, der in der letzten großen Aufteilung des Planeten zwischen imperialistischen Räubern
ausgeweitet wurde, aber dennoch ein „schwacher Imperialismus“ ist, da der Kapitalexport und das
Weben des entsprechenden Netzes wirtschaftlicher und vor allem finanzieller Interessen in der ganzen
Welt für die UdSSR zweitrangig ist, während der US-Imperialismus seine Herrschaft hierauf viel stär-
ker stützt als auf bloße militärische Tyrannei. Selbst auf der weniger entwickelten Ebene des reinen
Warenexports ist Russland noch nicht in der Lage, mit vielen Konkurrenten von weitaus geringerem
politischem und sogar wirtschaftlichem Gewicht in Bezug auf die absolute Leistung mitzuhalten. Im
Gegenteil, sie erscheint auf den Weltfinanzmärkten auf der Suche nach Kapital und auf den Handels-
märkten als Käufer von Industrieprodukten“. („La Russia si apre alla crisi mondiale“/ „Russland öffnet
sich der weltweiten Krise“, 1977, abgedruckt
in „Perché la Russia non era socialista“/
„Warum Russland nicht sozialistisch war“,
Quaderni del Partito comunista internazionale,
n.10, 2019).

Trotz all seiner Beschränkungen stellte der
„sowjetische“ Riese mehr als vierzig Jahre lang
ein Hindernis für die globale Expansion des at-
lantischen Kapitalismus dar, indem er ihm phy-
sisch ein riesiges Territorium entriss und
politischen und ideologischen sowie wirt-
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schaftlichen Einfluss auf Länder ausübte, die gerade
erst am Anfang einer modernen Entwicklung stan-
den, und sich ihnen als Alternative zur „neokolonia-
len“ Unterwerfung unter den Westen anbot. Mit dem
Zusammenbruch der „Sowjetunion“ Anfang der
neunziger Jahre des 20. Jahrhunderts wurde die
ganze Welt zu einem offenen Jagdrevier für das aus-
beutungshungrige westliche Kapital, während sich
der riesige politisch-militärische Apparat der USA
ausbreitete und sich auf Biegen und Brechen auf alle
lebenswichtigen Knotenpunkte eines immer um-
fangreicheren und besser vernetzten Waren- und Ka-
pitalverkehrs ausdehnte. 

Vor dem Hintergrund dieser rasanten Eroberungs- und Raubzüge schien der imperialistische Weg für
das ehemalige Sowjetrussland mit dem Verlust seiner Einflusssphäre in Osteuropa, dem Ausverkauf
seiner immensen Ressourcen an die Agenturen des Westens durch eine Bourgeoisie, die aus den Rei-
hen der „sowjetischen“ Hochbürokratie hervorgegangen war, dem sozialen Zusammenbruch und der
Aussicht auf die Auflösung der Föderation in ein Flickwerk neuer unabhängiger Staaten endgültig ge-
brochen. Das russische Proletariat zahlte einen hohen Preis. [2]

Nach dem Zusammenbruch im Jahr 1990 war der Prozess der Liquidierung dessen, was von dem aus
der Oktoberrevolution hervorgegangenen Staat übrig geblieben war, nicht die Folge einer militärischen
Konfrontation, sondern die Auswirkung der enormen Machtkonzentration, die der US-Kapitalismus
darstellt. In dem Artikel „Aggression gegen Europa“ wurde die Möglichkeit angesprochen, dass die
„Vasallität“ Russlands gegenüber den USA nicht durch eine militärische Niederlage, sondern durch die
Korruption der „russischen Führungsorganisation“ eintreten würde:

„Dieser Prozess könnte sich auch ohne einen Krieg im vollen Sinne zwischen den Vereinigten Staaten
und Russland entwickeln, wenn die Vasallität des letzteren statt durch militärische Mittel und einen re-
gelrechten Vernichtungs- und Besatzungsfeldzug durch den Druck der überwiegenden wirtschaftlichen
Kräfte der höchsten kapitalistischen Organisation der Welt – vielleicht morgen des einzigen anglo-
amerikanischen Staates, von dem schon die Rede ist – durch einen Kompromiss gesichert werden
könnte, durch den die russische herrschende Organisation zu hohen Bedingungen freigekauft würde
[...]“. 

Genau das geschah im schrecklichen letzten Jahrzehnt des letzten Jahrhunderts, als Russland unter der
Herrschaft von Jelzin vom kapitalistischen Westen unterworfen und ausgeplündert wurde und sich eine
erneute ausverkaufte herrschende Klasse auf Kosten einer Bevölkerung, die den Freuden des Marktes
ausgesetzt war und von den „Schnürsenkeln“ der öffentlichen Kontrolle befreit wurde, maßlos berei-
cherte. Schließlich erlebten die russischen Proletarier in ihrem neuen Elend die wahre Demokratie.

Ende der 1990er Jahre schien alles auf einen endgültigen Kniefall Russlands vor dem einzigen herr-
schenden Imperialismus der Welt hinzudeuten. Die Implosion bestätigte eindeutig, was unsere Strö-
mung über den wirtschaftlichen und sozialen Charakter der UdSSR behauptet hatte: Auf ihrem Weg
zum Kapitalismus war sie durch das Wirken der für eine vollständig merkantile Gesellschaft charakte-
ristischen Faktoren zusammengebrochen, ohne die weder die Niederlage in Afghanistan noch die Ma-
növer der gegnerischen Imperialismen – die durchaus eine Rolle spielten – so viel hätten bewirken
können. Auslöser des Zusammenbruchs war der gewaltige Druck der Weltmärkte auf die noch immer
zerbrechliche kapitalistische Struktur der UdSSR und ihrer Satelliten, das fortschreitende Eindringen
westlicher Waren und westlichen Kapitals in die Grenzen ihres riesigen protektionistischen Raums, das
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als hegemonialer Einfluss mit dem Lebensstil und der Denkweise der „westlichen Zivilisation“ einher-
ging.

Sowohl die Neigung des US-Imperialismus zur globalen Vorherrschaft als auch die relative Schwäche
des russischen Imperialismus fanden in den Ereignissen der Geschichte ihre Bestätigung, waren uns
aber bereits in Zeiten der vollen „Bipolarität“ klar:

„Wer sich vom russischen Imperialismus so sehr blenden lässt, dass er die ungeheure Kraft der Beherr-
schung und Unterdrückung durch die US-Macht vergisst, läuft Gefahr, den demokratischen und libera-
loiden Abweichungen zum Opfer zu fallen, die der schlimmste Feind des Marxismus sind. Es ist kein
Zufall, dass die liberal-demokratische Predigt ihre Kanzel am Sitz des höchsten Imperialismus von
heute hat. Sie sehen nicht, dass Russland, dessen Expansionsdrang noch immer die Formen des Kolo-
nialismus annimmt (Besetzung des Territoriums kleinerer Staaten), noch immer auf der unteren Stufe
des Imperialismus steht, dem Imperialismus der Armeen, d.h. dem Typus, der im Weltkrieg zweimal
besiegt wurde[...] Alle existierenden Staaten sind Feinde des Proletariats und der kommunistischen Re-
volution, aber ihre Stärke ist nicht gleich. Für das Proletariat, das alle Staaten der Welt gegen sich ver-
eint sehen wird, sobald es die Macht ergreift, kommt es vor allem darauf an, sich der Stärke seines
gewaltigsten Feindes bewusst zu werden, der am schwersten bewaffnet und fähig ist, seine Angriffe in
jeden Teil der Welt zu tragen“ („Imperialismo delle portaerei“, „Der Imperialismus der Flugzeugträ-
ger“, il programma comunista, Nr. 2/1957)

Die demokratischen und liberaloiden Abweichungen, deren endgültiger Triumph beim Zusammen-
bruch der UdSSR mit der hochtrabenden Formel vom „Ende der Geschichte“ gefeiert wurde, sind nach
wie vor der schlimmste Feind des Marxismus, mit unveränderter ideologischer Ladung und mit der
Unterstützung eines kolossalen Propagandaapparats, der in der Lage ist, die schamloseste Unterwer-
fung zu betreiben, wenn nötig bis hin zu den Verheerungen des Krieges, für eine verdienstvolle Aktion
der Befreiung und des Fortschritts, in der besten Tradition des alten Kolonialismus, Träger der Zivilisa-
tion, wo immer Rückständigkeit und Unwissenheit herrschten.

Heute behauptet der Westen immer noch, der ganzen Welt eine Ideologie aufzudrängen, die so abge-
nutzt und dekadent ist wie eh und je, und die den Wirtschaftsliberalismus mit einer Idee von „Freiheit“
verbindet, die ganz auf das Individuum und seine grenzenlosen, auf dem Markt zu befriedigenden „Be-
dürfnisse“ ausgerichtet ist; eine Freiheit, die nur scheinbar im Gegensatz dazu steht, dass in den „freien
und demokratischen“ Gesellschaften, die von zunehmender Gewalt und zersetzenden Stößen gekenn-
zeichnet sind, totalitäre Formen der sozialen Kontrolle eingeführt werden, die durch mediale Heuchelei
schlecht getarnt sind. Als Folge der systematischen Verdrehung der historischen Wahrheit und der
Falschdarstellung von Fakten, die ansonsten die offiziellen Darstellungen entlarven würden, ist es nicht
verwunderlich, dass die heutigen Anhänger des ultranationalistischen und pro-nazistischen Ukrainers
Stepan Bandera (1909-1959), die den kollaborierenden Massakern an Juden und russischen und polni-
schen Proletariern während der deutschen Besatzung nacheifern, zur Verteidigung der geschädigten
Ukraine als patriotische Helden und Verteidiger der Freiheit dargestellt werden. [3]

Es ist auch nicht verwunderlich, dass heute in Deutschland die eifrigsten Befürworter des Krieges
gegen das „autokratische“ Russland bei den „linken“ Grünen zu finden sind, die bereits radikal pazifis-
tisch eingestellt sind und in der Regierungskoalition das Außenministerium innehaben. Die grüne Au-
ßenministerin scheint von der Idee überzeugt zu sein, dass nach der Zerschlagung Russlands der
Untergang der fossilen Brennstoffe – deren Exporteur Russland schuldig ist – bevorsteht und die Bom-
ben den Weg in die blühende Welt der erneuerbaren Energien öffnen werden. Ähnliche Idioten finden
sich überall in der bunten Landschaft der europäischen Linken, und die einzige Schwierigkeit besteht
darin, zwischen diesen echten, sehr nützlichen Idioten und den geschönten Spielleuten zu unterschei-
den (in Zeiten der Gentechnik ist eine Kreuzung zwischen beiden Typen nicht ausgeschlossen). Wir
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haben es immer gesagt: Unter der Fassade des Pazifisten verbirgt sich der Kriegstreiber, unter der des
Demokraten brütet der Faschist... Dass die falschen Gegensätze dazu bestimmt sind, sich in der anti-
proletarischen Umarmung zu vereinen, ist eine historische Notwendigkeit, auf die unsere Kommunisti-
sche Linke immer hingewiesen hat und die sich heute zunehmend in den Fakten widerspiegelt. Ein
gutes Zeichen für diejenigen, die in scheinbaren Paradoxien das unanfechtbare Urteil der Geschichte
zu lesen wissen.

Die Grenzen des gegenwärtigen russischen Imperialismus

Was die „Machtkonzentration“ der Imperialismen in diesem Bereich betrifft, so besteht kein Zweifel
daran, dass die Vereinigten Staaten nach wie vor die bei weitem dominierende Macht darstellen, so
dass sie sich als Rentierstaat auf globaler Ebene ein beständiges und wachsendes Auslandsdefizit leis-
ten können, um den kontinuierlichen Fluss von Waren und Kapital über Kontinente und Ozeane hin-
weg zu gewährleisten.

Wie können wir das Wesen des russischen Staates heute definieren? Um die Gefahr abzuwenden, dass
Russland als autonome „Machtkonzentration“ verschwindet, hat die russische Bourgeoisie um die
Jahrhundertwende mit den Regierungen von Putin die Kontrolle über die Staatsmacht zurückgewon-
nen, eine autoritäre institutionelle Wende vollzogen und die Verbindung zwischen dem Staat und den
großen Monopolen auf einer neuen Grundlage bekräftigt, wodurch die russische Machtkonzentration
wieder eine strategische Perspektive erhielt.

Die „bonapartistische“ Wende, die von den sozialen und wirtschaftlichen Kräften, die Putin vertritt, an-
gestrebt wird, stieß im Proletariat, in dessen Reihen die Erinnerung an die Erfahrung von „Tränen und
Blut“ in dem Jahrzehnt, in dem die Wunder der westlichen Demokratie wüteten, noch frisch war, nicht
auf starken Widerstand. Andererseits schränkte der neue Kurs auch die internen Fehden der Oligar-
chien und das unabhängige Handeln der oligarchischen Sektoren ein, die am engsten mit den westli-
chen Finanzzentren verbunden sind und in den 90er Jahren die Hauptakteure einer massiven
Kapitalflucht in ausländische Steuerparadiese waren. Die Stabilisierung begünstigte einen bedeutenden
Rückfluss im Rahmen eines allgemeinen Anstiegs der Kapitalbewegungen ins und aus dem Ausland in
Form von Direktinvestitionen. Es ist anzumerken, dass sich der Zustrom „hauptsächlich auf die Berei-
che Energie und Rohstoffe, Einzelhandel und andere Dienstleistungen konzentriert hat, mit einer be-
scheidenen Beteiligung von Industriesektoren, mit Ausnahme des Nahrungsmittelsektors, in scharfem
Kontrast zu China“. [4]

Dies sind wichtige Daten, um das Wesen des russischen Kapitalismus und seine Grenzen zu definieren.
Betrachtet man den Kapitalexport, ein charakteristisches Merkmal des Imperialismus, so stellt man
fest, dass die russischen ausländischen Direktinvestitionen, obwohl sie seit den 1990er Jahren erheb-
lich zugenommen haben, im Jahr 2021 etwa 4% der amerikanischen betrugen (UNCTAD-Daten) und
in ein Gebiet flossen, das weitgehend mit den ehemaligen „sowjetischen“ Gebieten übereinstimmt. Der
Investitionszufluss konzentrierte sich hauptsächlich auf den Energie- und Rohstoffsektor und vernach-
lässigte den Industriesektor, der weiterhin von ausländischer Produktion abhängig ist.

All diese Elemente bestätigen, dass die Definition des
schwachen Imperialismus, die unsere Strömung der
UdSSR zuschreibt, weitgehend immer noch auf die
russische Macht zutrifft, die heute weniger stark ver-
schuldet und dynamischer im Kapitalexport ist, aber
immer noch stark von importierten Industrieerzeug-
nissen und Energierenten abhängig ist. Russlands Be-
streben, wieder eine imperialistische Rolle zu
übernehmen, die es bereits in der Vergangenheit ge-
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spielt hat (mit vielen Einschränkungen, so dass es einer Konfrontation nicht standgehalten hat und zu-
sammengebrochen ist), hat auf seiner Seite eine beträchtliche militärische Kapazität, die nicht durch
eine angemessene wirtschaftliche Basis gestützt wird, da es von Energie- und Rohstoffexporten und
deren extrem schwankenden Preisen abhängig ist.

Unter diesen Voraussetzungen ist der russische Imperialismus – eine Projektion der Interessen der gro-
ßen einheimischen Monopolgruppen – in der Lage, seinen Einfluss in einem Gebiet auszuüben, das
nahe an den – wenn auch ausgedehnten – Grenzen der Föderation liegt, weit entfernt von Hegemonie-
bestrebungen jenseits eines Raums, der als „Sicherheit“ betrachtet wird, wie groß er auch sein mag.
Wie zu Zeiten der UdSSR bleibt „der Kapitalexport und das Knüpfen des entsprechenden Netzes wirt-
schaftlicher und insbesondere finanzieller Interessen in der ganzen Welt“ gegenüber den dominieren-
den imperialistischen Zügen der Armeen zweitrangig. Die Intervention in der Ukraine, wie auch die
Interventionen im Kaukasus und in Zentralasien in der Vergangenheit, bestätigen dies, und obwohl die
militärischen Initiativen in Syrien und Nordafrika Russland einen Vorsprung weit über die Grenzen der
regionalen Macht hinaus verschaffen, werden ihre Ziele weiterhin in erster Linie von strategischen und
militärischen Erwägungen diktiert, um auf den Druck des US-Imperialismus zu reagieren und ihn ein-
zudämmen. Die Bedrohung aus dem Westen, die in der Ukraine durch die NATO-Osterweiterung zwei-
felsohne militärische Züge hat und sich auch eines gewaltigen Geheimdienstsystems bedient [5], dient
der Vorbereitung der finanziellen Durchdringung, der Ausplünderung der ukrainischen Agrar-, Mine-
ral- und Energieressourcen, der bestialischen Ausbeutung des Proletariats dieses Landes und hat als
solche durchaus imperialistische Züge [6].

In Anbetracht der Grenzen des russischen Imperialismus wäre die „Militäroperation“ in der Ukraine
eine selbstmörderische Initiative gewesen, wenn sich der allgemeine Kontext nicht bereits geändert
hätte, wenn die alten Gleichgewichte zwischen den gegnerischen Kräftekonzentrationen nicht bereits
zusammengebrochen wären und wenn sie nicht auf einer breiteren strategischen Perspektive mit eura-
sischer Reichweite beruhen würde. Das Projekt der eurasischen Integration wurde 2015 von Putin
selbst angekündigt, ging der Gründung der Eurasischen Wirtschaftsunion voraus (2014, im selben Jahr
wie der Putsch auf dem Maidan) und wird durch zahlreiche Infrastrukturprojekte realisiert, bei denen
China der wichtigste Förderer und Geldgeber ist [7].

In seinem ständigen Hin und Her zwischen Ost und West sieht sich Russland heute von Europa zurück-
gewiesen und in die Arme der aufstrebenden chinesischen Macht getrieben. Wenn der russische Impe-
rialismus tatsächlich die erwähnten „militärischen“ Grenzen hat, „so weist China alle klassischen
Merkmale des Imperialismus auf, wie sie von Lenin skizziert wurden: staatsmonopolistischer Kapita-
lismus, Kapitalexport, Expansionsdrang zur Eroberung fremder Märkte und Einflusssphären, eine ex-
pansionistische Außenpolitik, die darauf abzielt, die Kontrolle über die Handelswege zu erlangen,
usw.“ (7). Der russische Imperialismus hat einen anderen Charakter. Seine Ziele sind begrenzter und
werden hauptsächlich von strategischen und militärischen Erwägungen bestimmt. [8].

Die Konsolidierung der Verbindung zwischen Russland und China ist der Faktor, der die Wende zu
neuen Szenarien herbeiführt.

Der Krieg gegen Europa zielt auf Eurasien

Wir möchten nun auf den Prometeo-Artikel von 1949 zurückkommen, der durch seine fast propheti-
sche Klarheit bei der Skizzierung der historischen Richtung, in die sich die Ereignisse im Kampf der
Imperialismen tatsächlich entwickeln würden, überrascht. Diesen Vorhersagen lag nichts Intuitives
oder Geniales zugrunde, sondern eine historische Vision, die auf marxistischer Grundlage über unmit-
telbare Visionen hinausgeht und die Perspektive auf lange Sicht projiziert. Die derzeitige Krise in der
Ukraine bestätigt die Gültigkeit dieser Vorhersagen, einschließlich derjenigen über die Merkmale, die
der kommende Krieg annehmen würde. Hat es über siebzig Jahre gedauert? Okay!
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Auf die Frage „Welche Art von Krieg wäre Amerikas möglicher nächster Krieg, für den immense Mili-
tärkredite beschlossen werden?“, wird dann geantwortet, dass es sich dabei um „die durchschlagendste
Leistung von Aggression, Invasion, Unterdrückung und Versklavung in der gesamten Geschichte“ han-
deln würde. Nicht nur das, sondern es wird hinzugefügt, dass „dieses Unternehmen bereits im Gange
ist, da es in enger Verbindung mit den Interventionen in den europäischen Kriegen von 1917 und 1942
steht und im Grunde die Krönung der Konzentration einer immensen militärischen und zerstörerischen
Kraft in einem obersten Herrschafts- und Verteidigungszentrum des gegenwärtigen Klassenregimes,
dem des Kapitalismus, darstellt, die Schaffung optimaler Bedingungen, die die Arbeiterrevolution in
jedem Land ersticken können. („Aggression gegen Europa“, a.a.O.)

Der Krieg in der Ukraine hat der atlantischen Macht die lang ersehnte Gelegenheit geboten, sich auf
Kosten der europäischen Verbündeten, denen sie an allen entscheidenden Fronten (Information, Innen-
politik, Energie, Krieg, Wirtschaft) ihre Linie aufgedrängt hat, erneut als unbestrittener Herr des westli-
chen Konsenses zu behaupten. Die gegenwärtige erscheint daher als neue Etappe jener „Aggression
gegen Europa“, die bereits 1917 begann und die unsere Gegenwart als die grundlegende Richtung der
inner-imperialistischen Beziehungen erkannt hat. Bedeutete gestern die Kastration Europas die Ver-
nichtung des einzigen potenziellen imperialistischen Gegners bei der Eroberung der Welt, so geht die
Aggression heute – nachdem sie seine politisch-militärische Bedeutungslosigkeit durch seine Einbet-
tung in einen Nicht-Staat (die EU) gefördert hat – mit dem Versuch weiter, seine Produktivkraft zu zer-
stören, die dem deutschen Überschuss zugrunde liegenden Bedingungen zu annullieren und es,
nachdem es seine strukturellen Verbindungen zu den riesigen eurasischen Märkten gekappt hat, auf
eine – auch wirtschaftliche – Filiale des atlantischen imperialistischen Zentrums zu reduzieren. [9]

Mit dem Krieg in der Ukraine hat sich die vollständige Subalternität Europas in einer Weise manifes-
tiert, die erstaunlich wäre, wenn die historischen Voraussetzungen nicht klar wären. Die erbärmliche
und bedingungslose Unterstützung der europäischen Bourgeoisie – in einigen Bereichen mit ostentati-
ver Überzeugung, in anderen zähneknirschend – für den amerikanischen Willen zu einem verlängerten
Krieg gegen Russland sanktioniert den Niedergang und die vollständige Unterwerfung der alten Kapi-
talismen Europas, die sich selbst die Ausübung einer autonomen Politik zur Verteidigung ihrer eigenen
lebenswichtigen wirtschaftlichen Interessen verweigern. Die Unterbrechung der natürlichen Verbin-
dung zwischen der westeuropäischen Wirtschaft und den russischen Energiequellen trifft in erster Linie
den deutschen Industrieapparat und seine weitreichenden kontinentalen Verzweigungen. Es ist ein di-
rekter Angriff auf die Grundlagen des europäischen Kapitalismus, der sich um den deutschen Magne-
ten dreht, wobei die politisch-militärische Unterwerfung perspektivisch die gleiche Funktion erfüllt
wie die Teppichbombardierung, die die Produktivkraft der Achsenmächte dem Erdboden gleichmachte. 

Es ist auch die Fortsetzung des Angriffs auf den Euro als Herausforderung für die Hegemonie des Dol-
lars. Bei ihrer Einführung „reagierten die Vereinigten Staaten wie üblich, indem sie versuchten, Inseln
der Destabilisierung zu schaffen, unter denen die irakische Affäre im Nahen Osten und die jugoslawi-
sche Affäre in Europa hervorstachen. Die Bombardierung des europäischen Landes führte zu einer so-
fortigen Abwertung des Euro um 30% (der sehr gut gestartet war), während die Invasion des Irak im
Jahr 2003 zu einem schwindelerregenden Anstieg des Ölpreises führte und die Invasion Libyens das
Ende des Projekts einer an das Gold gekoppelten panarabischen Währung bedeutete. (A. Visalli, Krisis,
zit. in Fußnote 2). Es gäbe viele Beispiele, aber wir haben es mit dem zu tun, was der Autor treffend
„die Geopolitik des Chaos“ nennt. 
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Zu den ersten Auswirkungen des Krieges in der
Ukraine und der gegen Russland verhängten
Sanktionen gehörte nicht, wie von den „Sanktio-
nierern“ vorhergesagt, der Zusammenbruch des
Rubels – der im Gegenteil parallel zur Explosion
der Energiepreise an Wert gewann – sondern des
Euro, der in kurzer Zeit unter die Parität zum
Dollar fiel.

Der Krieg in der Ukraine ist also eindeutig ein
Stellvertreterkrieg zwischen den Vereinigten
Staaten und Russland, aber er wird auf europäi-
schem Boden ausgetragen, mit europäischem

Kanonenfutter, mit verheerenden Auswirkungen auf die europäischen Wirtschaftsstrukturen und auf
die Lebensbedingungen der europäischen Proletarier. Es handelt sich also wieder einmal und in erster
Linie um einen Krieg gegen Europa. Trotz der ruinösen historischen Präzedenzfälle – von Napoleon
bis Hitler – wiederholt Europa den Fehler, Russland als eine Bedrohung aus dem Osten zu betrachten,
die es zu unterwerfen und auszuplündern gilt, anstatt es als Europa selbst und als Brücke zum asiati-
schen Osten zu sehen. Wie in den vorangegangenen Weltkriegen trägt die „Herde des bürgerlichen
Schwachsinns in Europa“ (siehe „Ancora America“/ „Immer noch Amerika“, Prometeo, Nr. 8, 1947),
der sich im Zweiten Weltkrieg die UdSSR Stalins angeschlossen hat, in hohem Maße zu ihrem eigenen
Niedergang bei, indem sie ihr Schicksal dem schwerfälligen atlantischen Verbündeten anvertraut, der
großzügig bereit ist, die leichtgläubigen Europäer mit Krediten, Bomben und nun auch mit sehr teurem
(sehr minderwertigem) Gas zu versorgen. 

Für die Vereinigten Staaten ist ein festerer Griff nach dem Westen auch die Voraussetzung für die Be-
schleunigung ihres Manövers zur Einkreisung Eurasiens. Das Ziel besteht darin, das von Deutschland
beherrschte Europa in eine untergeordnete Position zu bringen, um dann erst Russland und dann China
zu vernichten. Die neue Etappe ist die letzte „einer einzigen Invasion, die 1917-18 über Versailles hi-
naus nach Berlin führte. Nur nach Berlin? Nein, die Narren applaudieren immer noch, auch in Rich-
tung Moskau...“ („Aggression gegen Europa“, a.a.O.).

Heute erstreckt sich das Publikum der applaudierenden Narren auf die große Menge einer politischen
Klasse, die elender und korrupter ist als je zuvor und die immer noch die Hebel der Regierung in den
Händen des atlantischen Herrn hält, wenn auch heute mit weniger Sicherheit als gestern, nachdem sie
viele Stufen „im Verkauf der Ehre ihres Staates“ („America“, Prometeo, Nr. 7, 1947) hinabgestiegen
ist – eine Tatsache, die für Kommunisten kein Grund zur Empörung ist, da in einem kapitalistischen
Regime alles auf eine Frage des Preises reduziert wird. [10]

Mehr als siebzig Jahre nach der Veröffentlichung der „Aggression gegen Europa“ bestätigt sich die
Vorhersagekraft des Marxismus, und Moskau – auch wenn es nicht mehr „sowjetisch“ ist, da es immer
noch da ist, um sich in den neuen imperialistischen Eroberungsfeldzug einzuschalten – bleibt das Ziel
einer neuen Welle, die das Projekt der Unterwerfung Eurasiens vollenden will.

Russland stellt noch immer das äußerste europäische Bollwerk gegen die Expansion des US-Imperia-
lismus vom Atlantik bis zum Ural dar, jenseits dessen sich der riesige Raum Eurasiens mit seinen uner-
messlichen Reichtümern öffnet, um den der neue große Feind, China, kämpfen wird. Die derzeitige
Stärke Chinas ist ein Produkt der Expansion des amerikanischen und westlichen Imperialismus, denn
mit dem Entstehen der „unipolaren“ Welt begann das überschüssige Kapital aus den imperialistischen
Zentren des Westens in die riesigen asiatischen Becken mit billigen Arbeitskräften zu fließen, was die
ungestüme Entwicklung des chinesischen Kapitalismus anheizte. In dem Maße, in dem er sich unter
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der Führung des zentralisierten Staates so weit entwickelte, dass er in den Wirtschaftsstatistiken die
Rekorde des alten atlantischen Meisters in Frage stellte und übertraf, in dem sie den amerikanischen
Markt mit Waren und Kapital im Tausch gegen Dollar versorgte, wurde die Realität eines Austauschs,
der Arbeit, Waren und Kapital aus Produktionsprozessen an einen Pol lieferte und mit internationalem
Treuhandgeld bezahlt wurde, das durch eine wachsende Staatsverschuldung garantiert und von densel-
ben Kapital- und Warenlieferanten finanziert wurde, immer deutlicher und unhaltbarer. Mit der Ent-
wicklung des Prozesses änderten sich notwendigerweise die ökonomischen Machtverhältnisse, die auf
der einen Seite die – zum Teil zunehmend fiktiven – finanziellen Werte überproportional ansteigen lie-
ßen, auf der anderen Seite die enorme Steigerung der Produktivkräfte, d.h. die Grundvoraussetzung für
diese Macht. 

Dieselben wirtschaftlichen Prozesse der Kapitalexpansion, die das protektionistische Gefüge des „sow-
jetischen“ Einflussgebiets bis zu dessen Auflösung zermürbt hatten, untergruben unwiderruflich die
Grundlagen der amerikanischen Wirtschaftsmacht. In dem auf die USA ausgerichteten „unipolaren“
System hatte sich eine gegenseitige Abhängigkeit entwickelt, von der alle wichtigen Akteure profitier-
ten. Das Kapital fand, wenn auch mit zunehmenden Schwierigkeiten im Rahmen der allgemeinen Ten-
denz sinkender Produktionssteigerungsraten, seinen Weg zur Produktionsschmiede in Ostasien und
floss dann zurück in die Finanzzentren des dominierenden Imperialismus. Dieser Mechanismus funk-
tionierte bis zur Krise der so genannten Globalisierung, die durch den Crash 2008-2009 ausgelöst
wurde. Der einzige Garant für die funktionale Interdependenz der kapitalistischen Weltordnung war
und ist die militärische Macht der USA, die in Bezug auf Finanzierung, Technologie, Stationierung von
Streitkräften in allen Regionen der Welt und Strategien der direkten Intervention oder durch direkt aus
dem Feld rekrutierte Partisanen konkurrenzlos ist.

Die Ausweitung der NATO nach Osteuropa ist einer der wichtigsten strategischen Schachzüge der
USA im Rahmen eines Zangenmanövers, das auf die Einkreisung Eurasiens abzielt, wo sich die Bedro-
hungen für die Aufrechterhaltung des weltweiten Einflusses des US-Imperialismus konzentrieren. Wir
sind an einem Punkt angelangt, an dem die Fronten des zukünftigen (oder gegenwärtigen?) Krieges
festgelegt zu sein scheinen: die angelsächsische Welt, Japan und die EU auf der einen Seite, China,
Russland und Iran auf der anderen. Der Rest der Welt steht am Fenster und wartet darauf, das sich ent-
wickelnde Kräfteverhältnis zu beurteilen. Alte Kapitalismen im Niedergang, aber extrem aggressiv,
gegen aufstrebende Kapitalismen. Für China, das eine „friedliche“ Ausweitung seines Einflusses an-
strebt, war die Ukraine ein wichtiger Knotenpunkt im Projekt zur Schaffung von Land- und Seever-
kehrsinfrastrukturen (Seidenstraßen) in Richtung des alten Europas. Das chinesische Vordringen in die
Ukraine erfolgte durch riesige Investitionen nach dem klassischen Muster eines expandierenden Impe-
rialismus. Nennen Sie es „friedlich“, aber der chinesische Weg ist Teil der Dynamik der Konfrontation
zwischen den Imperialismen und kann als solcher leicht in einen Krieg münden, da er vom herrschen-
den Imperialismus brutal behindert wird, der ihn seinerseits als „Aggression“ gegen die alte Ordnung
betrachtet.

Wenn die Ukraine einen lebenswichtigen Knotenpunkt für alle drei großen Machtkonzentrationen
(USA, Russland und China) darstellt, ist ihre Invasion eine Herausforderung für die jahrhundertealte
westliche Hegemonie über die Welt und als solche für die alten Machthaber inakzeptabel. Allein die
Tatsache, dass Russland es gewagt hat, den atlantischen Koloss auf dem Terrain des Krieges herauszu-
fordern, ist ein Zeichen dafür, dass diese Hegemonie in Frage gestellt wird. Entweder setzt sie sich auf
einer neuen Basis von Stärke durch oder sie verschwindet.

Der Kapitalismus steht auf dem Spiel

Bei oberflächlicher Betrachtung bietet das Gesamtbild die Alternative zwischen der Stärkung der atlan-
tischen Weltdominanz und der Durchsetzung einer neuen, multipolaren Ordnung, die entlang der ver-

14



schiedenen Seidenstraßen verläuft, die von Chinas
Produktionszentren, großen Landinfrastrukturen der
eurasischen Integration mit maritimen Erweiterungen
in Richtung Afrika und Lateinamerika ausgehen. 

Die bloße Aufstellung einer solchen Alternative of-
fenbart eine Konzentration von Kräften, die zu einem
direkten Zusammenstoß führen und in einen neuen
allgemeinen Krieg münden kann. Die Spannungen
nehmen in der gesamten nördlichen Hemisphäre zu:
In Europa ist die Haltung Deutschlands, das bis ges-
tern mit beiden Beinen im Leben stand – dem wirt-
schaftlichen nach Osten und dem politischen nach
Westen –, erneut entscheidend. Die Situation zwingt
Deutschland eine Entscheidung auf. Es scheint, dass der Preis, den die USA für die Loyalität des Fein-
des zu zahlen bereit sind, das grüne Licht für seine Aufrüstung in antirussischer Funktion ist, aber im
Moment ist es gerade Deutschland, das den höchsten Preis für die gegen Russland verhängten Sanktio-
nen in wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht zahlt. Auf breiterer Ebene und in einem weitaus fortge-
schritteneren Stadium der „Aggression gegen Europa“ wiederholt sich das Szenario des
Kosovo-Krieges, als die NATO unter dem Vorwand der Diskriminierung der kosovo-albanischen Be-
völkerung Serbien angriff, ohne dass Russland darauf reagieren konnte. Es ist kein Zufall, dass an der
Grenze zwischen Kosovo und Serbien der Spannungsherd gefährlich neu entfacht wird, aus dessen
möglichen kriegerischen Entwicklungen sich Russland heute kaum noch heraushalten kann. Der Krieg
der NATO gegen Serbien diente in erster Linie dazu, die deutsche Präsenz auf dem Balkan zu begren-
zen, nachdem der jugoslawische Bürgerkrieg dem deutschen Kapital in der Region Tür und Tor geöff-
net hatte. Bisher war die Erweiterung des deutschen Einflussbereiches im Osten ein wirtschaftlicher
Horizont und nur ein politischer Reflex. Heute könnte der Krieg, wenn sich die Entwicklungen bestäti-
gen, Deutschland wieder zu einem aktiven Imperialismus machen, auch militärisch, wenn auch in einer
noch untergeordneten Rolle. 

Auch im pazifischen Raum entwickeln sich die Spannungen gefährlich, angeheizt durch die Provoka-
tionen der USA (zuletzt durch den Besuch von Pelosi in Taiwan). Die Frontlinie verläuft zwischen der
Ostküste Chinas und Japans im Norden, Formosa und weiter südlich entlang des gesamten Küsten- und
Inselbogens, der die Seewege zwischen dem Pazifik und dem Indischen Ozean markiert. Auch Japan
ist dabei, sich entscheidend aufzurüsten, und könnte von den USA grünes Licht für die Entwicklung
der Atombombe erhalten (falls es sie nicht schon hat).

Das Szenario zeigt eine Welt, die kurz davor steht, einen allgemeinen Krieg zu entfesseln, aber wir
müssen bedenken, dass der gegenwärtige Zusammenstoß eine Folge der Endkrise der kapitalistischen
Produktionsweise ist. Wenn die wiederkehrenden Wirtschaftskrisen mit der brutalen Entwertung des
fixen Kapitals, den Entlassungen usw. die Voraussetzungen für einen Aufschwung auf einer fortge-
schritteneren Basis in Bezug auf die organische Zusammensetzung und die kapitalistische Konzentra-
tion schaffen, geht der Krieg zur radikalen Arbeit der physischen Zerstörung des fixen Kapitals und der
überschüssigen Arbeitskraft über. Aber Wirtschaftskrisen sind heute immer stärker und langwieriger, so
dass sich die kapitalistische Welt noch nicht von den Auswirkungen der großen Krise von 2008-2009
erholt hat und eine dauerhafte Stagnation droht. Was den Krieg betrifft, so drückt er in den Waffensys-
temen den Stand der Entwicklung der Produktivkräfte aus, der sich in entsprechender Zerstörungskraft
niederschlägt. Ein allgemeiner Krieg ist heute für alle zu riskant, vor allem wenn sich symmetrische
militärische Fähigkeiten gegenüberstehen. Trotz der geringen Chance, dass jemand auf dem Schlacht-
feld als Sieger hervorgeht und die Vorteile genießt, ist diese Möglichkeit nicht auszuschließen, entwe-
der weil man sich nicht auf die Vernunft der herrschenden Klassen eines zerfallenden Systems
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verlassen kann oder wegen der unkontrollierbaren Kraft, die die Kriegsereignisse erlangen, sobald sie
in Gang gesetzt wurden. Sollte dies, wie zu hoffen ist, nicht geschehen, wird sich der seit dem Zusam-
menbruch der UdSSR geführte Dauerkrieg verschärfen, in dem neben militärischen Initiativen und der
Zurschaustellung immer leistungsfähigerer und ausgefeilterer Waffen auch Wirtschaftssanktionen,
Währungskonfrontationen, Cyberangriffe, Informationskriege und totalitäre staatliche Kontrolle über
die Bevölkerung eine immer wichtigere Rolle spielen. Auch wenn es sich nicht um einen allgemeinen
Krieg im klassischen Sinne handelt, wird sich der bevorstehende Krieg auf alle Aspekte des gesell-
schaftlichen Lebens erstrecken und die Zivilbevölkerung stark mit einbeziehen: Es wird also ein totaler
Krieg sein, der im Wesentlichen politisch und stark ideologisch geprägt ist [11] und von Dauer sein
wird. Die während der Covid-19-Pandemie ergriffenen Notfallmaßnahmen können als ein sehr kleines
Versuchsmodell dafür angesehen werden, was ein solcher Krieg für die Zivilbevölkerung in Bezug auf
soziale Kontrolle, Konditionierung, Repression, Einschränkungen und Rationierung bedeuten könnte.
Die Heimatfront wird eine entscheidende Rolle spielen, sie wird das Terrain sein, auf dem der Klassen-
kampf wiederbelebt wird:

„Wenn der Krieg seinen Ausgangspunkt in der Niederlage der Arbeiterklasse findet, wenn die Unter-
nehmungen des Imperialismus ihren Weg durch die absteigende Parabel der internationalen Revolution
gezeichnet finden, sind in ihrer Dynamik die Gründe für die revolutionäre Erholung des Proletariats
enthalten. Die Atombombe mag vom Imperialismus als technisches Kriegsinstrument eingesetzt wer-
den oder nicht; was der Imperialismus nicht vermeiden kann, ist die Atombombe der internationalen
und internationalistischen Revolution der Arbeiterklasse, egal wie groß seine Übermacht heute er-
scheint und ist.“ („Corea è il mondo“/ „Korea ist die Welt“, Prometeo, Nr.1, 1950).

Nichts Neues. Der Krieg ist dem Kapitalismus inhärent, so unauslöschbar wie der Klassenkampf, auch
wenn er lange Zeit unter der Oberfläche brodelt und durch vorübergehende Zustände eines illusori-
schen sozialen Friedens unterdrückt wird. Wenn das Kapital permanent zum Krieg bereit ist und die
Anhäufung von Gewalt in seinen Arsenalen vorantreibt, dann deshalb, weil es weiß, dass es sich früher
oder später seinem historischen Feind stellen muss. Wir zitieren erneut aus „Korea ist die Welt“:

„Auf globaler Ebene ist die gewalttätigste Kraft der Expansion und Aggression, egal ob sie sich in
Waffen, Dollar oder Fleischkonserven niederschlägt, diejenige, die in den Eingeweiden des giganti-
schen Produktionsapparats der Vereinigten Staaten brütet.“

Lohnt sich dieses Primat noch? Die Vereinigten Staaten sind dabei, ihre Rolle als Gendarm der Welt
wieder zu behaupten, aber die Machtdemonstration und Arroganz, die sich aus ihrem internationalen,
militärischen und diplomatischen Handeln ergibt, hat heute nicht mehr die Wirksamkeit, die sie einmal
hatte. Die Beschneidung ihrer Rolle in der Welt, der Verzicht auf die Rolle als Dreh- und Angelpunkt
der kapitalistischen Weltintegration und das „exorbitante Privileg“ des Dollars könnten sie in eine bei-
spiellose innere Krise stürzen, für die es bereits erste Anzeichen gibt. Die Vereinigten Staaten sind
nicht in der Lage, den Prozess der eurasischen Integration aufzuhalten, und verschanzen sich, indem
sie die wichtigsten NATO-Länder und ihre engsten pazifischen Verbündeten (Japan, Australien, Neu-
seeland) einbeziehen, aber ihre aggressive und provokative Haltung verbirgt, dass sie nicht in der Lage
sind, ihre Gegner durch die schiere Kraft derer, die an ihrer Vormachtstellung festhalten, ihrem Willen
zu unterwerfen.

Die weltweite Reaktion auf den russischen Einmarsch in der Ukraine stand keineswegs im Zeichen
einer einhelligen Verurteilung und der Befolgung von Sanktionen. Im internationalen Kontext ist nicht
Russland isoliert, sondern die Vereinigten Staaten und ihre westlichen Vasallen mit ihren Sanktionsfor-
derungen und ihrer kriegstreiberischen Haltung. Ein großer Teil des „Südens“ der Welt ist gegen Sank-
tionen, verfolgt eine Politik der Beschwichtigung und ist nicht bereit, dem alten Vordenker sklavisch
zu folgen. Wir betrachten mit großem Interesse die Schwierigkeiten, in denen sich der amerikanische
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Koloss befindet, der zwar nach wie vor übermäßig mit Waffen und Dollars ausgestattet ist, aber nicht
mehr mit einem gigantischen Produktionsapparat, der weitgehend demontiert wurde, um im Ausland
höhere Profitraten zu erzielen, und der weder die Waffen noch den Dollar auf Dauer aufrechterhalten
kann. Der krampfhafte amerikanische Aktivismus hat diese objektive Grundlage, die im Entwicklungs-
prozess des Weltkapitalismus seit der Krise der 1970er Jahre herangereift ist und die Ursache für die
derzeitigen ernsten Schwierigkeiten darstellt. Nicht nur Russland ist in seiner Existenz gefährdet, son-
dern auch und vielleicht noch mehr Amerika.

Wir sind weit davon entfernt, eine Welt der respektvollen Zusammenarbeit zwischen souveränen Staa-
ten, die dem gemeinsamen Wachstum gewidmet ist, als wünschenswerte und mögliche Alternative in
Betracht zu ziehen, wie dies von den Ideologen des neuen Multipolarismus, der eurasischen Vision Pu-
tins und den „friedlichen“ chinesischen Projekten angestrebt wird. [12] Nicht nur die Vereinigten Staa-
ten befinden sich in der Krise, sondern das gesamte System, das bisher die Herrschaft des
Weltkapitalismus gesichert hat, und zu glauben, dass er durch eine friedliche Zusammenarbeit zwi-
schen den Staaten abgelöst werden kann, ist, solange der Kapitalismus lebt, eine fromme Illusion. 

Mit der Krise der US-Führung ist die kapitalistische Weltordnung ins Stocken geraten. Am Horizont
zeichnet sich eine neue Finanzkrise ab, die eine neue schwere Weltrezession einläuten könnte, während
sich die Massenproteste gegen die bereits sichtbaren Auswirkungen der Wirtschaftskrise häufen. All
dies sind Anzeichen für einen lang erwarteten Szenenwechsel, der sich in dem Maße abzeichnet, in
dem die historische Krise des ultra-reichen Kapitalismus fortschreitet und die Bedingungen, die die
amerikanische Vorherrschaft begründen, zerbröckeln.

Das Spiel zwischen den aufstrebenden imperialistischen Blöcken muss noch ausgetragen werden, und
der Ausgang ist nicht von vornherein klar. Die wünschenswerteste Lösung ist jedoch nach wie vor die-
jenige, auf die unsere Strömung bereits 1950 hingewiesen hat:

„Diese Partei [des revolutionären Proletariats, Anm. d. Red.] hätte im zweiten imperialistischen Krieg
1939-1945 ebenso für den Bruch mit der Politik und der Aktion des Krieges in allen Staaten eintreten
müssen. Ein Marxist könnte sich jedoch das Recht vorbehalten, Berechnungen und Untersuchungen
über die Folgen eines Hitler-Sieges über London und eines britischen Zusammenbruchs anzustellen,
ohne befürchten zu müssen, dass die üblichen Libertären ihn der Sympathie für einen Tyrannen bezich-
tigen würden. Derselbe Marxist wird sich das Recht vorbehalten, während er nachweist, dass Stalins
Regime zumindest zwanzig Jahre lang kein proletarisches Regime war [Putins Regime bedarf keines
Beweises, Anm. d. Red.], die nützlichen revolutionären Konsequenzen zu erwägen, die der – leider un-
wahrscheinliche – Zusammenbruch der amerikanischen Macht in einem möglichen dritten Krieg der
Staaten und Armeen hätte.“ („Romanzo della guerra santa“/ „Roman des Heiligen Krieges“, in Battag-
lia Comunista, Nr. 13, 1950, wiedergegeben in Il proletariato e la guerra, Quaderni del programma co-
munista, Nr. 3, 1978).

Heute können wir uns nur noch auf ein „Novum“ berufen, verglichen mit dem Bild, das im Artikel der
Serie „Am Faden der Zeit“ gezeichnet wurde: nämlich dass der erhoffte Zusammenbruch der damals
unerreichbaren (und noch lange Zeit unerreichbaren) amerikanischen Macht nicht mehr so „erbärmlich
unwahrscheinlich“ ist. Heute kann der Aktivismus des atlantischen Giganten als Symptom einer noch
nie dagewesenen Krise gelesen werden, sowohl intern als auch extern, die die Möglichkeit eines lang
erwarteten Zusammenbruchs eröffnet. Dies ist weder ideologischer Antiamerikanismus noch ein Zuge-
ständnis an die „Dritte Welt“. Keine Sympathie mit der Bourgeoisie irgendeines Landes, die immer be-
reit ist, das Proletariat bei jedem seiner Versuche, sich gegen Unterdrückung und Ausbeutung zu
erheben, zu vernichten; kein „Vertrauen“ in die Fähigkeit der Bourgeoisie, sich zum Träger „nationa-
ler“ Interessen zu machen, außer innerhalb der engen Grenzen ihrer eigenen Klasseninteressen, die
immer im Gegensatz zu denen des Proletariats stehen. Wir können uns jedoch nur freuen, wenn die Be-
dingungen dafür gegeben sind, dass sich das alte Ungetüm endlich mit eingezogenem Schwanz zurück-
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zieht, um sich seinem eigenen Proletariat zu stellen, das um die Brosamen aus der Ausbeutung der
Welt gebracht wurde. Dann würden sich ganz neue und vielversprechende Szenarien eröffnen. Siebzig
Jahre später ist Alfas lapidare Antwort an Onorio immer noch aktuell: „Die Revolution vergeudet Zeit,
wenn sie nicht den Staat Washington auslöscht“.

Mit dem Krieg in der Ukraine wird die historische Richtung, die der Prometeo-Artikel „Aggression
gegen Europa“ (1949) vorgibt, wieder deutlich. Die Vereinigten Staaten sind zur Kasse gegangen: ent-
weder mit uns oder gegen uns, die einzigen Garanten für die militärische Sicherheit des Westens und
die Kardinalprinzipien der freien Welt, vor allem aber die ewigen Gläubiger Europas, das auf den
Trümmern des letzten Weltkriegs wiedergeboren wurde. Europa zahlt einen exorbitanten Preis, aber es
geht um das Überleben des Kapitalismus. Das unipolare System ist offensichtlich auseinander gebro-
chen und Russlands „Aggression“ gegen die Ukraine – nennen wir es ruhig so – ist die definitive Be-
stätigung dafür. 

Fußnoten:

[1] Für die Epigonen der Damen-Gruppe „sollte die politische Übersetzung des Axioms ‘Zum Kapitalismus
tendieren’, nachdem sie die drastischen Begriffe der Unterscheidung zwischen ‘Kapitalismus Nr. 1 und Nr.
2’ aufgegeben hatten, in einer sehr vagen und heuchlerischen Form wieder auftauchen“, worüber wir berich-
tet haben. Das stark negative Urteil, das wir selbstverständlich ablehnen, ist genau die politische Überset-
zung aus der unterschiedlichen Bewertung der Entwicklung der UdSSR, die sich in Richtung Kapitalismus
bewegte und weit davon entfernt war, das kapitalistische Entwicklungsniveau der USA erreicht zu haben.
Dass die Tendenz der UdSSR zum Kapitalismus kein Axiom ist – jede These, die nicht wissenschaftlich
überprüft wird, ist ein Axiom –, wurde in der Studie „Struttura economica e sociale della Russia“/ „Die öko-
nomische und soziale Struktur des heutigen Russland“ (Edizioni Il programma comunista, 1976) mit reich-
lich historischem Einblick und wirtschaftlicher Dokumentation nachgewiesen.

[2] „In diesen Jahren der radikalen Umstrukturierung gab es auch heftige und tödliche Rückschläge in Russ-
land, das auf Anraten von Jeffrey Sachs einer radikalen neoliberalen Schocktherapie unterzogen wurde. Die
Schocktherapie umfasste Maßnahmen, die 1991 zu einem Verlust von 17% des BIP, 1992 von 19% und
1993 von 11% führten. Auf den Sturz Gorbatschows (der den US-Geheimdiensten nicht unbekannt gewesen
sein dürfte) folgte die sofortige Umstellung der gesamten Wirtschaft durch Jelzin, die in der Praxis auf der
Grundlage dringender westlicher ‘Ratschläge’ in private (oder besser gesagt oligarchische) Hände überging.
Die Dollarisierung der Volkswirtschaft tat ihr Übriges, sie war eine echte Enteignung (1998 wurden auf-
grund der Rubelkrise 84% des Handels in Russland in Dollar abgewickelt). Dies ist der Kontext des Brze-
zinski-Plans [...] ein scharfes Bündel von Zwängen und Anreizen, um Russland vollständig einzukreisen, die
NATO nach Osten zu erweitern, die Ukraine zu integrieren, die Unabhängigkeit Tschetscheniens und den is-
lamischen Fundamentalismus voranzutreiben“ (A. Visalli, Krisis, verfügbar in Sinistrainrete). 

[3] Für eine historische Rekonstruktion der Art und Weise, wie der „Banderismus“ in der Ukraine überlebte
und von den US-Geheimdiensten zu Destabilisierungszwecken gefördert wurde, siehe den folgenden Artikel
auf sinistrainrete: Annie Lacroix-Riz, „C'è un contesto storico che spiega perché la Russia è stata messa
all'angolo“.

[4] https://www.treccani.it/enciclopedia/la-transizione-nell-economia-russa_%28XXI-Secolo%29/

[5] Ein aktuelles Beispiel für derartige Manöver ist der Bericht „I piani americani che hanno inducte Mosca
alla guerra“ von Davide Gagliano, der am 25. Juli 2022 in Sinistrainrete erschienen ist.

[6] Zu den Plänen, das ukrainische Volk auszuplündern, ist der Artikel „Ukraine, die Invasion des Kapitals“
im Blog von M. Roberts aufschlussreich. https://thenextrecession.wordpress.com/2022/08/13/ukraine-the-in-
vasion-of-capital/
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[7] https://www.treccani.it/enciclopedia/la-russia-e-i-progetti-di-integrazione-eurasiatici_%28Atlante-Geo-
politico%29/

[8] https://www.marxist.com/l-imperialismo-oggi-e-il-carattere-di-russia-e-cina.htm

[9] „Aber ist Russland allein das Ziel der amerikanischen Kriegspolitik? Es scheint uns völlig klar zu sein,
dass die USA innerhalb des westlichen Lagers dazu tendieren, das ‘rheinische’ europäische Projekt zu
schwächen und, wenn möglich, sogar zu liquidieren, das wir ganz allgemein als auf billiger Energieversor-
gung und einem deflationären Industriemodell beruhend betrachten können. Dies hat zur Folge, dass jede
dauerhafte Möglichkeit der Integration zwischen dem europäischen Produktions- und Finanzsektor und den
Energie-, Rohstoff- und Technologiemärkten sowie den großen russischen und chinesischen Märkten zu-
nichte gemacht wird. Und jede Expansion und Verwurzelung der deutschen und italienischen Produktion auf
den russischen, chinesischen und ‘anderen’ Märkten zu blockieren“, Raffaele Picarelli, „War in Ukraine and
the New World Order“, https://www.sinistrainrete.info/geopolitica/23364-raffaele-picarelli-guerra-in-
ucraina-e-nuovo-ordine-mondiale.html.

[10] Das offensichtliche Fehlen einer politischen Klasse, die des nationalen Attributs würdig ist, nährt auch
die verschiedenen souveränistischen Bestrebungen.  Die Illusion der Souveränisten wird durch verschiedene
Anzeichen im Rahmen des Weltimperialismus durchkreuzt, in dem es keinen Platz für autonome Heimatlän-
der gibt, sondern nur für die Großmächte, denen sich die einzelnen Nationen – darunter einige von nicht ge-
ringer Bedeutung – durch Liebe oder Gewalt unterordnen müssen. Vielleicht spielte diese Lektion eine Rolle
bei der kurzzeitigen Bekehrung des ehemaligen Anti-Euro-Souveränisten Luigi Di Maio, der vom Verkäufer
von Erfrischungsgetränken zum großen Minister aufstieg und dies mit der Einsicht begründete, dass „einige
Dinge getan werden können und andere nicht“. Diejenigen, die nicht erledigt werden können, sind die, die
den Herren missfallen. Und so zeigte unser Herr, nachdem er Mensch geworden war, dass er den Unter-
schied zwischen Wert und Preis verstand und letzterem entschieden den Vorzug gab.

[11] Es gibt zahlreiche Beispiele für ideologische Kriege, die bereits geführt werden. Über den ideologi-
schen Krieg des Westens, der auf plumpe Weise die Demokratie gegen die russische Autokratie ausspielt, die
Europa „unterjochen“ will, muss man sich nicht weiter auslassen. Auf russischer Seite verweisen wir auf
einen Artikel, dessen Titel alles sagt: „Das ist unsere Oktoberrevolution“, von Vitalij Tretjakow, in Limes,
Das Ende des Friedens, Nr. 5/2022. Hier ist die Schlussfolgerung: „Ich schließe meinen Artikel mit einer
Behauptung, die ich nicht beweisen werde, aber über die ich diejenigen, die bereit sind, auch andere Mei-
nungen als ihre eigene anzuerkennen, zum Nachdenken auffordere. Die Ereignisse vom Februar und März
2022 sind in ihrer historischen Bedeutung und ihren globalen Auswirkungen [sic!] mit den Ereignissen in
Russland im Oktober 1917 vergleichbar, d.h. mit dem, was ich immer noch die Große Sozialistische Okto-
berrevolution nenne. Es geht nicht um den Sozialismus, sondern darum, dass sich Russland im Februar
2022, genau wie 1917, von der politischen, wirtschaftlichen, ideologischen und vor allem psychologischen
Kontrolle des Westens befreit hat. In diesem Moment der Geschichte ist es die „letzte und entscheidende
Schlacht“ (Worte aus der russischen Hymne der Internationale) für Russland. Der Sieg Russlands wird nicht
nur von Millionen seiner Bürger erwartet, sondern auch von Dutzenden von Ländern (insgeheim sogar von
vielen Europäern). Die globale Hegemonie der Vereinigten Staaten hat einen gewaltigen Schlag erlitten. Der
Koloss mit den Dollar-Beinen hat dies erkannt. Deshalb ist er so wütend. Aber er wird zusammenbrechen.
Er wird verlieren. Wenn Sie mir jetzt nicht glauben, erinnern Sie sich wenigstens an diese Aussage von mir.
In ein paar Jahren werden Sie selbst sehen, dass das alles wahr ist“. Wenn es nun stimmt, dass der Sozialis-
mus hier nichts zu suchen hat, dann ist der Hinweis auf den Oktober nur nationalistische Rhetorik. Im Übri-
gen teilen wir zwar den Wunsch, aber wir hüten uns davor, uns auf die glorreichen Geschicke der heiligen
Mutter Russland zu verlassen!

[12] https://www.treccani.it/enciclopedia/la-russia-e-i-progetti-di-integrazione-eurasiatici_%28Atlante-Geo-
politico%29/ 

Übersetzt aus: il programma comunista, September/Oktober 2022
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Der Krieg und die proletarische Klassenposition

Es verwundert nicht, dass die imperialistischen Machthaber_innen jeden ihrer Kriege mit mehr oder
weniger hehren politischen Zielen verkleiden (wahlweise wird „die Freiheit“ verteidigt, „entnazifi-
ziert“ oder ein angeblicher Völkermord verhindert). Die skrupellose Übernahme der Kriegspropaganda
bei der Analyse des Krieges und der aktuellen politischen Positionierung durch die Linke des Kapitals
ist schon beachtlich, zumal sie ja den Sozialismus im Munde führen und zumindest vorgeben, einen
Hauch von marxistischer Kenntnis zu besitzen. Es wird gestammelt, was das Zeug hält: Vom größen-
wahnsinnigen, rückwärtsgewandten Despoten Putin, der sein autokratisches System exportieren will
und dem ukrainischen Selbstverteidigungsrecht gegen den Aggressor oder dem legitimen russischen
Schutzbedürfnis vor der NATO-Osterweiterung und den ukrainischen Faschist_innen. Rein moralische
Reflexe (je nachdem von welcher Propaganda man sich erreichen lässt) und oberflächliche politisch-
taktische Erwägungen ersetzen eine materialistische Analyse. Die fehlende oder verfälschte marxisti-
sche Theorie dieser „Linken“ führt sie geradewegs an die Seite des imperialistischen Krieges.

Wir haben die Erfahrung zweier imperialistischer Weltkriege im Rücken, in denen der Opportunismus
die damals noch vergleichsweise starke Arbeiterbewegung kriegsverwendungsfähig gemacht hatte, und
einen möglichen Dritten Weltkrieg vor Augen, der mit einer propagandistischen Wucht vorbereitet
wird, von der ein Goebbels begeistert gewesen wäre. Auch wenn dieser Braune, der sich in seiner
„Kampfzeit“ auch mal Rot gab, seinen sich Grün gebenden Nachfolgern natürlich nur als Negativfolie
dient – schließlich sind heute ja alle Anti-Faschisten. Als Marxist_innen wissen wir allerdings, dass es
unabhängig von ideologischen Postulaten und politischen Vorlieben um systemische Notwendigkeiten
des in die Krise gekommenen kapitalistischen Systems geht. Der aktuelle Krieg ist kein Kreuzzug für
oder gegen die Demokratie sondern ein Ausdruck inner-imperialistischer Konkurrenz. Und dies wird ja
auch zwischen allem Menschenrechtsgeseusel relativ offen ausgesprochen, wenn z.B. die deutsche Au-
ßenministerin Baerbock von einer „wertegeleiteten Außenpolitik“ spricht, die „gleichzeitig Werte und
wirtschaftliche Interessen verteidigen“ soll und angesichts des aktuellen Krieges offen im Fernsehen
posaunt: „Russland dürfe wirtschaftlich auf Jahre nicht mehr auf die Beine kommen“. 

Krieg und kapitalistische Entwicklung

Es war Lenin, der beim Ausbruch des Ersten Weltkrieges einen klaren Kopf behielt und den revolutio-
nären Geist des Marxismus gegen den Opportunismus verteidigte. In seiner im Sommer 1915 in der
Schweiz geschriebenen Schrift „Sozialismus und Krieg“ stellte er die grundlegende marxistische Posi-
tion zum Krieg dar: „Von den Pazifisten wie von den Anarchisten unterscheiden wir Marxisten uns da-
durch, dass wir es für notwendig halten, einen jeden Krieg in seiner Besonderheit historisch (vom
Standpunkt des Marxschen dialektischen Materialismus) zu analysieren.“ (LW 8, S.299) 

Das Wissen um die Rolle der Gewalt sowohl bei der revo-
lutionären Durchsetzung von durch die Entwicklung der
Produktivkräfte notwendig gewordenen neuen Produkti-
ons- und Machtverhältnissen als auch bei der reaktionären
Verteidigung historisch überholter Gesellschaftsordnun-
gen sind dem Marxismus immanent. Marx und Engels
haben Zeit ihres Lebens die Kriege für unterstützenswert
erachtet, die die Durchsetzung des Kapitalismus allge-
mein und die Entwicklung des Klassenkampfes des Prole-
tariats konkret begünstigt haben. Lenin ging
dementsprechend von historisch-geographisch zu unter-
scheidenden Typen von Kriegen aus. Dem damals gerade
ausgebrochenen imperialistischen Krieg stellte er 1915 in
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der Analyse den Krieg in der bürgerlich-revolutionären Phase des Kapitalismus gegenüber. Gerade die-
ser wurde ja damals von der zeitgenössischen sozialdemokratischen Kriegspropaganda gegen das za-
ristische Russland demagogisch aufgegriffen, um die verräterische Kriegsunterstützung (für das
vermeintlich freiheitlichere Deutschland gegen das zaristische Völkergefängnis) zu legitimieren. „Von
dieser Zeit [Französische Revolution] bis zur Pariser Kommune, von 1789 bis 1871, stellten die bür-
gerlich fortschrittlichen nationalen Befreiungskriege einen besonderen Typus von Kriegen dar. Mit an-
deren Worten: Der Hauptinhalt und die historische Bedeutung dieser Kriege waren die Beseitigung des
Absolutismus und des Feudalismus, ihre Untergrabung, die Abwerfung eines national fremden Jochs.
Sie waren daher fortschrittliche Kriege und alle aufrechten, revolutionären Demokraten, ebenso wie
alle Sozialisten, wünschten bei solchen Kriegen stets den Sieg desjenigen Landes (d.h. derjenigen
Bourgeoisie), das zur Beseitigung oder Untergrabung der gefährlichsten Stützpfeiler des Feudalismus,
des Absolutismus und der Unterdrückung fremder Völker beitrug.“ (ebenda, S.300).

Die Entwicklung des proletarischen Klassenkampfes in Europa, der mit der schon erwähnten Pariser
Kommune einen ersten Höhepunkt gefunden hatte, führte zu einer klaren und direkten Frontstellung
zwischen Proletariat und Bourgeoisie, die keinen Spielraum mehr für ein temporäres antifeudales
Bündnis bot. Marx analysierte diese Situation in seiner Adresse an den Generalrat der I. Internationale
unmittelbar nach der Niederschlagung der Kommune durch die kollaborierenden Truppen Bonapartes
und Bismarcks: „Dass nach dem gewaltigsten Krieg der neuern Zeit die siegreiche und die besiegte
Armee sich verbünden zum gemeinsamen Abschlachten des Proletariats – ein so unerhörtes Ereignis
beweist, nicht wie Bismarck glaubt, die endliche Niederlage der sich emporarbeitenden neuen Gesell-
schaft, sondern die vollkommene Zerbröcklung der alten Bourgeoisgesellschaft. Der höchste heroische
Aufschwung, dessen die alte Gesellschaft noch fähig war, ist der Nationalkrieg, und dieser erweist sich
jetzt als reiner Regierungsschwindel, der keinen andern Zweck mehr hat, als den Klassenkampf hi-
nauszuschieben, und der beiseite fliegt, sobald der Klassenkampf im Bürgerkrieg auflodert. Die Klas-
senherrschaft ist nicht länger imstande, sich unter einer nationalen Uniform zu verstecken; die
nationalen Regierungen sind eins gegenüber dem Proletariat. Nach Pfingstsonntag 1871 kann es keinen
Frieden und keine Waffenruhe mehr geben zwischen den Arbeitern Frankreichs und den Aneignern
ihrer Arbeitserzeugnisse.“ (MEW 17, S.360f.)

Neben der Erkenntnis der Notwendigkeit der Diktatur des Proletariats, war diese Feststellung der histo-
rischen Überholtheit des Bündnisses zwischen Proletariat und Bourgeoisie eine der zentralen Lehren
der blutigen Niederlage der Pariser Proletarier. Vier Jahrzehnte später wurde diese Lehre von der So-
zialistischen II. Internationale vergessen und die Proletarier Frankreichs, Deutschlands, Englands usw.
den kriegführenden kapitalistischen Staaten überlassen. Dieser erbärmliche Verrat der II. Internationale
wurde während des Zweiten Weltkrieges von der III. Internationale wiederholt. Gegen die ahistori-
schen Analogien der sozialchauvinistischen Kriegspropaganda, die ihre Kriegsunterstützung zumindest

teilweise mit einer zivilisatorischen Fortschrittspropaganda verharmlosen
wollte, erklärte Lenin den Formwechsel des Kapitalismus aus seiner histori-
schen Entwicklung: „Aus einem Befreier der Nationen, der er in der Zeit
des Ringens mit dem Feudalismus war, ist der Kapitalismus in der imperia-
listischen Epoche zum größten Unterdrücker der Nation geworden. Früher
fortschrittlich, ist der Kapitalismus jetzt reaktionär geworden, er hat die Pro-
duktivkräfte so weit entwickelt, dass der Menschheit entweder der Über-
gang zum Sozialismus oder aber ein jahre-, ja sogar jahrzehntelanger
bewaffneter Kampf der Großmächte um die künstliche Aufrechterhaltung
des Kapitalismus mittels der Kolonien, Monopole, Privilegien und jeder Art
von nationaler Unterdrückung bevorsteht.“ (LW 21, S.302) [1]

Lenin hat also in seiner Schrift „Sozialismus und Krieg“ im Marx'schen
Sinne die konkrete Untersuchung des Kräfteverhältnisses der Klassen und
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der ökonomischen Entwicklung in den Mittelpunkt seiner Analyse gestellt, wohl wissend, dass es un-
möglich ist wirtschaftliche und politische Prozesse auf rein formaler Weise miteinander zu verbinden.
[2] 

Opportunismus damals und heute

Vor dem Hintergrund des Verrats an allen bisher proklamierten Antikriegspositionen durch die zusam-
mengebrochene II. Internationale hat Lenin den Opportunismus als Hauptinstrument der Konterrevolu-
tion in der Arbeiter_innenklasse herausgearbeitet. 

Er hat den Opportunismus dabei nicht nur abgeleitet aus der materiellen Korruption der Partei- und
Gewerkschaftsfunktionär_innen und der bessergestellten Schichten der Arbeiter_innenklasse in den
Kolonialländern, sondern ihn auch als Produkt einer Politik der vorgeblich schrittweisen, friedlichen
Reformierung des Kapitalismus verstanden, die „die Ausnutzung der bürgerlichen Legalität in einen
Kniefall vor ihr“ verwandelte (ebenda, S. 311). Als Produkt der reformistischen Arbeiter_innenbewe-
gung entwickelte sich der Opportunismus in ein Instrument der kapitalistischen Klassenherrschaft.
„Der Krieg beschleunigte die Entwicklung, indem er den Opportunismus zum Sozialchauvinismus, das
geheime Bündnis der Opportunisten mit der Bourgeoisie zu einem offenen machte.“ (ebenda) Der
Krieg war und ist immer ein Gradmesser für das Kräfteverhältnis zwischen den Klassen und die Stärke
der Konterrevolution. Auch heute ist der Opportunismus Teil der imperialistischen Kriegspolitik. Un-
mittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg schrieben wir in einem Text über Kriege und opportunistische
Krisen im Verlauf der Klassenbewegung des Proletariats: „Mit dem Wort ‘Opportunismus’ wollte man
in den Jahren 1914-18 nicht ein rein moralisches Urteil über den Verrat der Führer der revolutionären
Bewegung äußern, die im entscheidenden Augenblick sich als Agenten der Bourgeoisie erwiesen und
Parolen verbreiteten, die jenen der jahrelang entwickelten Propaganda diametral entgegengesetzt
waren. Der Opportunismus ist eine historische und soziale Tatsache, einer der Aspekte der bürgerlichen
Klassenverteidigung gegen die proletarische Revolution. So kann man sagen, dass der Opportunismus
der proletarischen Hierarchien die Hauptwaffe dieser Verteidigung ist, sowie der Faschismus die
Hauptwaffe der damit eng verflochtenen bürgerlichen Gegen-Offensive ist. Beide Kampfmittel glie-
dern sich zum gemeinsamen Zweck zusammen.“ (Der Kampf gegen den alten und den heutigen Revi-
sionismus. Texte der IKP 3, S.66)

Dies zeigt sich sinnbildlich auch heute, wo die opportunistische Linke des Kapitals nicht davor zurück-
schreckt sich in eine gemeinsame Kriegsfront mit offenen Faschisten einzureihen (wohlgemerkt eine
Realität auf beiden Seiten der aktuellen Frontlinie). Beispielhaft sei hier nur ein im Mai in Lwiw /
Lemberg stattgefundenes Treffen von v.a. trotzkistischen und anarchistischen Gewerkschafter_innen
genannt, zu dem die dortige Organisation „Sotsialny Rukh“ eingeladen hatte. Grundlage dieses „linken
Solidaritätstreffens“ war die vermeintliche Notwendigkeit der militärischen Verteidigung der Ukraine.
In einem längeren Bericht über dieses Treffen in der Zeit-
schrift analyse und kritik (ak) wurden zwar auch einige
Schlaglichter auf das reaktionäre Selenskyi-Regime ge-
worfen (Lohnraub in staatlichen Unternehmen, Streikver-
bot, Kriegsrecht), um dann aber ganz basisdemokratisch
Aktivist_innen vor Ort zur Wahrheitsfindung zu intervie-
wen. Und deren Antworten haben es in sich. So wird z.B.
ein Vertreter der Gruppe „Operation Solidarity“ inter-
viewt. Internationale Klassensolidarität, die ja auch die
Arbeiter_innenklasse in Russland einschließt, ist offen-
sichtlich nicht im Sinne dieser vermeintlichen
Anarchist_innen und Antiautoritären, deren Vertreter er-
klärte: „Mit einer militärischen Niederlage der Ukraine
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hätten auch alle anderen Formen des Akti-
vismus keinen Sinn mehr, ein politisches
Leben wie bisher ist dann nicht mehr
möglich.“ (ak 682 v. 17.5.22, S.14) Noch
deutlicher wird der widerwärtige Nationa-
lismus dieses „antiautoritären Anarchis-
ten“, wenn er erhellend die
linkskapitalistischen Reiseaktivist_innen
auf eine klassenlose nationale Identität
einschwört: „Wenn du wirklich ein Linker
bist, dann höre den Menschen vor Ort zu
und versuche zu verstehen, dass die
Ukrainer_innen ihre eigene Subjektivität
haben.“ (ebenda)

Dass die Anarchist_innen, die in der Ukraine mit eigenen Einheiten der Territorialverteidigung mit den
offen faschistischen Asow-Einheiten in einer Frontlinie stehen, offensichtlich besonders anfällig für
den nationalistischen Kriegstaumel sind, liegt sicherlich in dieser subjektivistischen und individualisti-
schen Haltung. Befreit von einer proletarischen Klassenposition, bar jeder materialistischen Analyse
und ohne den Kompass einer im historischen Klassenkampf geschärften Strategie und Taktik finden
sich diese Anarchist_innen in der Stunde des Krieges an der Seite des sonst so verhassten Staates wie-
der und schrecken dort auch nicht vor der Denunziation von Antikriegsaktivist_innen zurück. [3]

Der imperialistische Krieg

Die idealistische und opportunistische Betrachtung des Krieges, die nicht nur der bürgerlichen Propa-
ganda aufsitzt, sondern im Kriegsgemetzel vermeintliche taktische Handlungsspielräume für den ge-
sellschaftlichen Fortschritt ausloten will, verkennt das Wesen des imperialistischen Krieges. Dieser ist
kein politisch-ideologischer Kreuzzug (auch wenn er als solcher verkauft wird), sondern das Produkt
der Konkurrenz identischer Systeme. Egal welche Seite den Krieg gewinnt, es setzen sich universell
die politisch-ökonomischen Notwendigkeiten der kapitalistischen Herrschaft durch. Dies galt am Ende
des 19. Jahrhunderts, genauso wie im 20. Jahrhundert und auch heute, wo sich Militarisierung, Gleich-
schaltung der Medien und Kriegswirtschaft in allen Staaten durchsetzten.

Hierbei wird – entgegen aller „neoliberalen“ Ideologien – die zentrale Rolle des Staates für die Siche-
rung und Entwicklung der kapitalistischen Herrschaft deutlich. Die „Kriegswirtschaft“ wird konkret in
allen imperialistischen Staaten ins Feld geführt. Dies gilt also nicht nur für die direkt kriegführenden,
wie den russischen Staat, der schon kriegsrechtliche Gesetze für die Wirtschaft erlassen hat. Mit diesen
werden z.B. Unternehmen gezwungen, Aufträge mit Bezug auf die „Landesverteidigung“ anzunehmen
sowie in entsprechenden Betrieben Arbeitsschutzbestimmungen ausser Kraft gesetzt und Streiks verbo-
ten. Auch in Deutschland sprechen Politiker und Wirtschaftsbosse inzwischen offen von „Kriegswirt-
schaft“ und „Notstandsmaßnahmen“. So z.B. der frühere EU Energiekommissar Oettinger, „der das
Wort Kriegswirtschaft in den Mund nimmt und damit weitreichende Eingriffe der europäischen Staaten
in Wirtschaft und Gesellschaft meint“, wie der Standard vom 9./10. Juli berichtete. Oder der BDA-
Chef Dulger, der sich für die Ausrufung eines „nationalen Notstands“ erwärmt, mit dem sich Arbeits-
kämpfe wie Streiks besser brechen lassen könnten. (junge welt v. 2./3.7.22) 

Der Staat agiert hier nicht mehr nur als „ideeller Gesamtkapitalist“, der den politischen Rahmen für das
wirtschaftliche Handeln der Einzelkapitale schafft, sondern als politischer und wirtschaftlicher Akteur,
der die imperialistische Stoßrichtung bestimmt. Die politischen und wirtschaftlichen Aktivitäten sind
hierbei nicht mehr zu trennen. So beinhalten z.B. die aktuellen ukrainischen Gesetze der Gleichschal-

23

Anarchist_innen als Teil der imperialistischen Mobilisierung



tung und Repression, wie der Selenskij-Erlass „über
die einheitliche Informationspolitik unter den Bedin-
gungen des Kriegsrechts“ oder die „Antikollaborati-
onsgesetzgebung“ auch wirtschaftliche Komponenten,
wie das Verbot „wirtschaftlicher Beziehungen mit dem
Aggressor und dessen Okkupationsverwaltung“. Pro-
minentestes Opfer: Der ehemalige Präsident Poro-
schenko, dem vorgeworfen wird „im Zusammenwirken
mit Vertretern der Führung Russlands Hochverrat be-
gangen und die Tätigkeit terroristischer Organisationen
durch illegalen Einkauf von Kohle begünstigt“ zu
haben (FAZ v. 18.1.22) Auch der russische Staat, dem
Altstalinist_innen und SU-Nostalgiker_innen zugute
halten wollen, als vermeintlich „schwacher Kapitalis-
mus“ nicht originär imperialistisch zu sein [4], verbin-
det seine geostrategische Aggression mit unmittelbaren
wirtschaftlichen Massnahmen. So hat er in den besetz-
ten ukrainischen Bezirken Cherson und Sapo-
rischschja, die nicht zu den erklärtermassen zu
schützenden sog. „Volksrepubliken“ zählen, die Be-

triebe der ukrainischen Oligarchen Achmetow, Kolomojskij und Pintschuk „nationalisiert“ und den
Strom des besetzten AKW Saporischschja ins russische Stromnetz eingespeist (bzw. der Ukraine zum
Kauf angeboten!). Hier zeigen sich staatskapitalistische Annektion und Raub, die nichts anderes sind
als Wesensmerkmale imperialistischer Politik.

Schon am Ende des 2. Weltkrieges, als unsere Partei in Verbindung mit den wieder aufflammenden Ar-
beiter_innenkämpfen in Norditalien von Genoss_innen, die die internationalistische Position aufrecht
erhalten hatten, neu organisiert wurde, schrieben wir: „Die militärischen Staaten führen keine Kriege,
um der Welt gesellschaftliche und politische Regimes, die ihren gleichen, aufzuzwingen. Diese Auffas-
sung ist voluntaristisch und teleologisch. Wäre sie annehmbar, würde das heißen, dass die marxistische
Methode über Bord geworfen werden soll.“ (Texte der IKP 3, S.71f.) Wir erklärten die marxistische
Position vor dem Hintergrund der historischen Erfahrungen: „Sowohl die bonapartistischen Franzosen
als auch die preußischen Deutschen erklärten sich für Kämpfer der Zivilisation und der Freiheit. Hätten
die einen oder die anderen gesiegt: was sich vorwärts drang, war der unerbittliche kapitalistische Wer-
degang. Und in der Erklärung des geschichtlichen Übergangs zeigt sich die überlegene Macht der so-
zialen Klassenmethode des Marxismus, die von Grund auf mit der vulgären, scholastischen und
pharisäischen Methode des ‘Kreuzzugismus’ unvereinbar ist.“ (ebenda, S.73) Es waren 1871 bekann-
termassen die Preußen, die Napoleon III militärisch besiegten, es war aber das in Frankreich weiterent-
wickelte kapitalistische System in seiner bonapartistischen Form, dass sich in Deutschland durchsetzte,
wie Engels drei Jahre nach dem deutsch-französischen Krieg schrieb: „Somit hat also Preußen das son-
derbare Schicksal, seine bürgerliche Revolution, die es 1808 – 1813 begonnen und 1848 ein Stück wei-
tergeführt, Ende dieses Jahrhunderts in der angenehmen Form des Bonapartismus zu vollenden.“
(MEW 18, S.513) 

Der Krieg diente schon immer als Katalysator für die kapitalistische Entwicklung. Dies gilt auch für
sein konterrevolutionäres Stadium. Lenin hat 1915 den Sinn des imperialistischen Krieges für die Herr-
schenden u.a damit erklärt, dass er geführt wird „zur Festigung und Verlängerung der Lohnsklaverei,
denn das Proletariat wird durch ihn gespalten und niedergehalten, während die Kapitalisten davon pro-
fitieren, da sie sich am Krieg bereichern, die nationalen Vorurteile schüren und die Reaktion stärken,
die in allen, selbst in den freisten und republikanischen Ländern ihr Haupt erhebt.“ Seine während des
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Ersten Weltkrieges getroffene Feststellung, galt genauso während des Zweiten Weltkrieges. Hier zeigte
sich sogar ein noch tiefer gehender „Verrat“ des Opportunismus, wie wir schon damals analysierten.
Während des Ersten Weltkrieges hatten „die opportunistischen Führer behauptet, dass es sich lediglich
um die Einräumung eines vorübergehenden Burgfriedens handelte“. Die Weisungen des antifaschisti-
schen Opportunismus der III. Internationale war noch weitgehender. „Nach dem Plan der neuen Oppor-
tunisten, bekommt die Bourgeoisie einen vollkommenen Burgfrieden und auch eine direkte
Zusammenarbeit in den nationalen Regierungen sowie beim Aufbau neuer internationaler Organe, und
dies nicht nur während der ganzen Kriegszeit und bis zur Niederlage des Nazi-Monsters, sondern die
ganze darauffolgende historische Periode, deren Ende nicht abzusehen ist.“ (Texte der IKP 3, S, 67f).
Statt auf den antifaschistischen Nachkriegskonsens und die Rekonstruktion der kapitalistischen Demo-
kratie setzte unsere Partei damals auf die Autonomie der Klassenaktion des Proletariats. Wir gaben den
Kompass der marxistischen Analyse trotz der ideologischen Verheerungen der stalinistischen Konterre-
volution nicht aus der Hand und analysierten die Rolle des Antifaschismus, der die Proletarier an die
Bourgeoisie der alliierten Länder binden sollte. Wir schrieben schon damals, dass die Alliierten Sieger
gleichzeitig Testamentsvollstrecker des Faschismus werden würden:

„Anstatt einer Welt der Freiheit, wird der Krieg eine Welt noch größerer Unterdrückung mit sich ge-
bracht haben. Als das neue faschistische System, Produkt der jüngsten, imperialistischen Phase der
bürgerlichen Ökonomie, die Länder, wo die nachtrauernde liberale Lüge – Überbleibsel einer überhol-
ten historischen Epoche – noch umlaufen konnte, vor eine politische Erpressung und eine militärische
Herausforderung stellte, ließ es dem sterbenden Liberalismus keine günstige Alternative: Entweder
würden die faschistischen Staaten den Krieg gewinnen, oder deren Gegner, aber dann nur unter der Be-
dingung, die politische Methodologie des Faschismus zu übernehmen. Also kein Konflikt zwischen
zwei Ideologien oder zwei Auffassungen des gesellschaftlichen Lebens, sondern der notwendige Pro-
zess des Aufkommens neuer Formen der bürgerlichen Welt, einer Form, die betonter, autoritärer, zu
jeder Anstrengung für die Konservation und gegen die Revolution entschlossen ist.“ (Text der IKP 3,
S.71) Inzwischen hat die Arbeiter_innenklasse jahrzehntelange Erfahrung sammeln können mit diesen
postfaschistischen gepanzerten Demokratien, die die faschistische Konterrevolution in sich tragen, wie
die Wolke den Regen: Gefangen im staatlich institutionalisierten Korporativismus, ausgesetzt dem
staatswirtschaftlichen Dirigismus – und bei Regelverstößen Zielscheibe offener Repression und auch
extralegalen Terrors. Je stärker die Krise des kapitalistischen Systems wird und je umfangreicher seine
kriegerischen Lösungsstrategien zu Tage treten, um so mehr nehmen Gleichschaltung und Repression
in allen Ländern zu. Es ist bestenfalls eine peinliche Illusion, diese autoritäre Entwicklung im Rahmen
der bürgerlichen Politik aufhalten zu wollen, während man in Wirklichkeit dadurch gerade Teil dieser
Formierung wird, wie es viele ehemalige „linke Kriegsgegner_innen“ heute nur zu deutlich zeigen.

Die notwendige Antwort der Arbeiter_innenklasse

Gegen den imperialistischen Krieg kann es keine taktische Haltung der Arbeiter_innenklasse geben.
Der konsequente proletarische Internationalismus und revolutionäre Defätismus sind die einzig mögli-
che Aufgabe. „Diese Aufgabe findet ihren richtigen Ausdruck nur in der Losung: Umwandlung des im-
perialistischen Krieges in den Bürgerkrieg, und jeder konsequente Klassenkampf während des Krieges,
jede ernsthaft durchgeführte Taktik von ‘Massenaktionen’ muss unvermeidlich dazu führen.“ (Lenin,
Sozialismus und Krieg, LW 21, S.315)

Zu welcher Konfusion ein Abweichen von dieser klaren Position führt, zeigt sich aktuell u.a. in einer
Erklärung der sog. Antikapitalistischen Linken in der Linkspartei für einen „antimilitaristischen Defä-
tismus“ (Dokumentiert in junge welt vom 9.6.22). Den Anspruch vertretend, sich nicht auf die Logik
der Kriegspolitik einzulassen, tun es diese trotzkistisch inspirierten Realpolitiker_innen dann doch,
wenn sie auch dem erklärtermaßen bürgerlichen Staat Ukraine das „Recht auf Selbstverteidigung“ ein-
räumen, „Art und Umfang der Unterstützung der Ukraine“ aber von „den zu erwartenden Erfolgschan-
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cen“ abhängig machen wollen. Um die Spirale der
Gewalt (die sie nicht systemimmanent verorten) zu
durchbrechen, fordern sie statt Waffenlieferungen,
dass der Krieg „schnell am Verhandlungstisch be-
endet wird“. Für die Arbeiter_innenklasse propagie-
ren sie eine „Strategie des gesellschaftlichen
(sozialen) Widerstands“ in Form von „Verweige-
rung der Zusammenarbeit mit der Besatzungs-
macht, Kundgebungen, Demonstrationen, Streiks,
gegebenenfalls auch Sabotageaktionen“. Hier wird
das soziale Terrain ins Spiel gebracht, aber das anti-
kapitalistische Ziel des Klassenkampfes negiert. Es
geht nicht gegen alle Kapitalist_innen und um die
Vorbereitung der Weltrevolution, sondern um das
Einspannen der Arbeiter_innenklasse ins Geschäft
der bürgerlichen, den Krieg ergänzenden Diploma-
tie. Als „langfristiges Ziel“ wird in der Erklärung
dann noch allen ernstes realpolitisch – oder eher realsatirisch – gefordert „die Rüstungsindustrie zu
vergesellschaften“. Gegen eine solche Kriegsunterstützung light wollen wir ebenfalls Lenin zitieren,
der 1914 klar erklärte: „Die Interessen der Arbeiterklasse und ihres Kampfes gegen den Kapitalismus
erfordern volle Solidarität und unlösbare Einheit der Arbeiter aller Nationen, sie erfordern Gegenwehr
gegen die nationalistische Politik der Bourgeoisie, welcher Nationalität sie auch sei. (…) Dem Lohnar-
beiter, der sich seiner Klasseninteressen bewusst geworden ist, sind die staatlichen Privilegien der
großrussischen Kapitalisten ebenso gleichgültig wie die Versprechen der polnischen oder ukrainischen
Kapitalisten, die das Paradies auf Erden verheißen, wenn sie selbst staatliche Privilegien erlangen.“
(LW Bd. 20, S.428)

Auch wenn wir heute von proletarischen Massenaktionen nur träumen können und die Arbeiter_innen-
klasse die herrschende Kriegspolitik weitgehend hinnimmt – wenn auch nicht mit der von den bürgerli-
chen Medien herbeigeschriebenen und von der Regierung gewünschten Kriegsbegeisterung – so wird
der Klassenantagonismus gerade in der Krisen- und Kriegspolitik deutlich. Es sind nicht nur die
schwindelerregenden Militärausgaben, die die Kassen der Rüstungskonzerne füllen und letztendlich
von der Arbeiter_innenklasse durch Steuern und Sozialkürzungen bezahlt werden müssen, es sind vor
allem die akut steigenden Preise und sinkenden Löhne, die die Lebensbedingungen der Lohnabhängi-
gen drücken. Eine Inflationsrate von in Deutschland über 10% (bei Lebensmitteln sogar ca. 20% und
bei den Energiepreisen mehr als das Doppelte) lässt bei denen, die sowieso schon jeden Euro umdre-
hen müssen, keinen Platz für ein „Gürtel enger schnallen“ um „Putin zu stoppen“, wie es die grünen,
gelben und schwarzen Parteien der Besserverdienenden propagieren. Der konsequente Kampf gegen
die Verschlechterung der Lebensbedingungen ohne Rücksicht auf die wirtschaftlichen und politischen
Interessen der Bourgeoisie ist das Terrain, auf dem eine wirkliche Kraft gegen den Krieg entstehen
kann. Nicht mit dem Abarbeiten an der bürgerlichen Kriegspropaganda oder gar diplomatischen Rat-
schlägen für eine „Friedenspolitik“, sondern nur durch die Vorbereitung der proletarischen Klassenak-
tion kann der imperialistischen Kriegspolitik entgegengetreten werden. 

Ein Hindernis, das sich der notwendigen Entwicklung der Klassenaktion entgegenstellt sind allerdings
die DGB-Gewerkschaften. Als ein Produkt des korporativistischen Klassenkompromisses und Instru-
ment der staatlichen Kontrolle über die Arbeiter_innenklasse ist sich der DGB auch angesichts des
Krieges seiner Verantwortung für den „Standort Deutschland“ und den „sozialen Frieden“ bewusst. So
sprach z.B. der DGB Bundeskongress im Mai seine Unterstützung für die Rüstungspolitik der Bundes-
regierung aus, bzw. „ihr Bestreben einen substanziellen Beitrag zur Verteidigungsfähigkeit im Rahmen
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von NATO und EU“ zu leisten. Gleichzeitig zeigen sich die DGB-Gewerkschaften äußerst zurückhal-
tend, in ihrer Tarifpolitik gegen den inflationsbedingten Lohnraub vorzugehen. „Die aktuell explodie-
renden Preise mit Steigerungsraten von 7,3% sind mit Tarifpolitik nicht mehr aufzufangen“, erklärte
z.B. die IG Metall im April. Und Verdi Tarifpolitiker halten allen Ernstes die Durchsetzung von 4%
Lohnanstieg in kommenden Tarifrunden für ein gutes Ergebnis und unterstützen damit offen den Lohn-
raub.

Es sind die Hürden der allumfassenden nationalistischen und militaristischen Propaganda, der gewerk-
schaftlichen Kontrolle und nicht zuletzt der staatlichen Repression, die die Entwicklung des proletari-
schen Klassenkampfes so schwierig machen. Um diese Hürden zu nehmen, bedarf es der Klarheit der
marxistischen Theorie nicht nur in der Frage des Krieges und natürlich der Klassenpartei des Proletari-
ats.

Fußnoten:

[1] Lenin wusste in seiner Analyse allerdings zu unterscheiden, zwischen dem entwickelten Kapitalis-
mus in Europa und der damals noch ausstehenden bürgerlich-revolutionären Entwicklung in Asien.
Eine Entwicklung, die mit der bürgerlichen Revolution in China unter Mao Tse-tung Mitte des 20.
Jahrhunderts ihren Höhepunkt und mit den folgenden antikolonialen Kämpfen der 50er bis 70er Jahre
ihr Ende fand. Mit Blick auf die „Völker des Ostens“ schrieb Lenin damals: „Umgekehrt sehen wir in
China, Persien, Indien und in anderen abhängigen Ländern im Laufe der letzten Jahrzehnte eine Politik
des Erwachens von Dutzenden und Hunderten Millionen Menschen zum nationalen Leben, ihrer Be-
freiung vom Joch der reaktionären Großmächte. Auf solchem historischen Boden kann der Krieg auch
heute ein bürgerlich-fortschrittlicher, ein nationaler Befreiungskrieg sein.“ (LW 21, S. 305) Die histori-
sche Durchsetzung des Kapitalismus und die Herausbildung des Weltproletariats als dominierende
Klasse haben heute weltweit klassenübergreifende Bündnisse und doppelte Revolutionen des Proletari-
ats obsolet und den reinen proletarischen Klassenkampf notwendig gemacht.

[2] Wir haben 1951 in einem Text über die Lehren der Konterrevolution dargestellt, dass politische
Niederlagen nicht automatisch einen ökonomischen Rückschritt hervorbringen müssen (u.a. am Bei-
spiel der im historischen Sinne modernisierenden kapitalistischen Entwicklung Russlands durch die
stalinistische Konterrevolution). Diese Analyse, der jedes schematische Verständnis von Aufstieg und
„Dekadenz“ des Weltkapitalismus fremd ist, hat auch eine sehr konkrete Bedeutung für die Haltung
des Proletariats zum bürgerlich-nationalen Krieg. Marx und Lenin erklärten am Beispiel der Nieder-
schlagung der Pariser Kommune, dass im entwickelten Europa schon vor der imperialistischen Phase
des Kapitalismus der konterrevolutionäre Charakter der Bourgeoisie politisch bestimmend war. Ge-
nauso verebbte in den 70er Jahren des 20. Jahrhunderts die revolutionäre Kampfbereitschaft der natio-
nalen Bourgeoisien der sog. „3. Welt“ noch bevor die kapitalistische Entwicklung die weltweite
Proletarisierung abgeschlossen hatte.

[3] Im Gegensatz zu den Anarchist_innen versucht die mit dem internationalen trotzkistischen Millieu
verbandelte und von der Rosa Luxemburg-Stiftung unterstützte „demokratisch-sozialistische Bewe-
gung“ Sozialnyi Ruch ihren Sozialchauvinismus mit pseudo-marxistischer Terminologie von „nationa-
ler Selbstbestimmung“ und „Volksbefreiungskrieg“ zu verkaufen. In ihrem Buhlen um
Kriegsunterstützung bei westeuropäischen Linken, versuchen sie bei deren antiimperialistisch-demo-
kratischen Sympathien für die Überreste der antikolonialen Bewegungen anzusetzen: „Und so wie
Linke die KämpferInnen in Rojava unterstützt haben, obwohl die syrischen KurdInnen amerikanische
Militärhilfe erhielten, sollten Linke das ukrainische Volks unterstützen.“ (schreibt einer ihrer Köpfe,
Taras Bilous, im Mai 22 in Dissent Magazine). Für uns Marxist_innen ist dieser versuchte politische
Schulterschluss vielmehr ein Beleg für die historische Überholtheit des bürgerlich-revolutionären
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Kampfes um nationale Selbstbestimmung, der auch subjektiv keinerlei revolutionäre Dynamik mehr
entfalten kann, die auch nur ansatzweise Anknüpfungspunkt für eine proletarisch-revolutionäre Politik
sein könnte, sondern Kapitulation vor dem Imperialismus auf ganzer Linie bedeutet (egal ob der verlo-
gene Klassenfrieden demokratisch-konföderalistisch, antifaschistisch oder nationalistisch verkauft wer-
den soll).

[4] So wird von der sozialchauvinistischen russischen KP und ihren Apologet_innen u.a. behauptet,
dass die „Restauration des Kapitalismus“ in Russland sich ohne die Herausbildung einer Bourgeoisie
vollzogen hätte, Russland wirtschaftlich in der Hand des Auslandskapitals sei, ja einen Abwehrkampf
gegen die amerikanischen „kolonialen Bestrebungen“ führen müsse (siehe u.a. Arnold Schölzel in der
jw vom 06.07.2022) . Schon 1951, als für diese sozialdemokratisierten „Kommunist_innen“ Russland
noch das „sozialistische Vaterland“ war, während kritische Linkssozialist_innen und Trotzkist_innen
meinten, neue (halbkapitalistische) Zwischenformen (damals zwischen Sozialismus und Kapitalismus)
konstruieren zu müssen, traten wir gegen diese „Scharlatanerie über eine dritte Kraft oder eine dritte
Klasse – die ‘Bürokratie’, die ‘Technokraten’“ auf und verteidigten die marxistische Analyse des Kapi-
talismus als einheitliches, totalitäres Systems. In unserer Schrift über die Lehren der Konterrevolution
schrieben wir, dass der Kapitalismus „konstant und nicht flexibel (ist); er passt sich weder an noch
bleibt er zurück.“ Wir stellten fest: „Es gibt Phasen, aber keine Typen des Kapitalismus, obwohl der
wirkliche Mechanismus der Gesellschaft nicht durch einen reinen Typus in der Zeit (d.h. einen der sich
sofort auf die ganze Welt ausdehnt) und im Raum (d.h. einen, der automatisch alle vorher existierenden
und besiegten Klassen innerhalb eines jeden Landes beseitigt) gekennzeichnet ist, sondern durch ein
Mischgewebe verschiedener Produktionsformen. (...) Alle Regimes sind Teil der Weltordnung, aber
nicht, weil gegenwärtig in allen Ländern alle Wirtschaftssektoren organisch mit dem historisch vor-
herrschenden Gesellschaftstyp übereinstimmen; viele hartnäckige Flecken bestehen fort (frühere Pro-
duktionsformen), aber ein einziges kapitalistisches Bindeglied verbindet sie heute durch den
Warenaustausch, und dieses Bindeglied offenbart den Typus der gesellschaftlichen Organisation, der
die bewohnte Welt beherrscht.“ Was damals für die sich kapitalistisch entwickelnde Sowjetunion galt,
gilt heute erst recht für das kapitalistische und imperialistische Russland: „Das Wesen des Kapitalis-
mus zeichnet sich durch die Konzentration des Eigentums an den Produktionsmitteln, an der Masse der
Produkte und an der wirtschaftlichen Verwaltung aus. Der kapitalistische Staat sichert der Bourgeoisie
ihre Verfügungsgewalt und ihr Monopol über die Produkte, dies ist das Wesentliche (…) Es ist ein üb-
liches Klischee des Vulgärmarxismus (…) zu fragen, wer der Nutznießer und persönliche Konsument
der kapitalistischen Ausbeutung ist, und dabei unzählige Zitate von Marx über die unpersönliche Seele
des Kapitals und über die Entpersönlichung des Kapitalisten zu vergessen (…) Es wäre ebenso unzu-
reichend und wissenschaftlich falsch, ‘Krypto-Unternehmer’ und ‘Krypto-Geschäftsleute’ als Nutz-
niesser der Früchte des russischen Kapitalismus zu betrachten (wie wir bereits sagten, ist es nicht die
Frucht, die zählt, sondern die ganze Pflanze).“ Die durch die Altstalinist_innen vorgenommene Ablei-
tung der sozialökonomischen Bestimmtheit und der entsprechenden politischen Verfasstheit Russlands
vom Wirken gerissener Oligarchen und wild gewordener Ideologen ist nicht anderes als ein Neuauf-
guss der alten antimarxistischen Theorie, allerdings deutlich weniger innovativ und wesentlich reaktio-
närer als die „linken“ Erklärungsversuche in den 50er Jahren.
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Der schwierige Weg der Wiederaufnahme des

Klassenkampfes gegen den Krieg

Wenn Russlands so genannte „besondere Militäroperation“ in der Ukraine zu Ende geht, wird denjeni-
gen, die sich nicht damit begnügen, die Realität durch die deformierenden Brillengläser der herrschen-
den Ideologie zu betrachten, klar werden, dass der eventuelle „Frieden“ (Waffenstillstand?
Feuerpause? Oder was sonst?) nur eine mehr oder weniger lange Pause sein wird, bevor ein weiteres
Kapitel in dem rasanten Wettlauf zu einem dritten inner-imperialistischen weltweiten Gemetzel aufge-
schlagen wird.

Es gibt keinen Weg zurück.

Dies steht gewiss nicht in den Sternen oder in der Psychologie dieses oder jenes Individuums, das auf
der Bühne der Geschichte die Rolle des Herrschers der Zeit spielen soll, sondern in der Materialität der
Dynamik der kapitalistischen Produktionsweise.

Man kann die Anzeichen dafür in der Anhäufung
von Spannungen in der indo-pazifischen Region, in
den immer engeren russisch-chinesischen Bezie-
hungen, in der politisch-militärischen Aggressivität
des US-Kapitalismus, in der lächerlichen „europäi-
schen Einheit“, die unter dem Druck der nationalen
kapitalistischen Interessen ihre Widersprüchlichkeit
zeigt, in der – wenn auch unklaren und noch im
Fluss befindlichen – Entstehung von konfliktrei-
chen Fronten oder Blöcken ablesen...

Wenn wir die Daten, die die so genannte bürgerliche „Wirtschaftswissenschaft“ liefert, der Klarheit un-
serer Kritik der politischen Ökonomie unterziehen, wird in Wirklichkeit deutlich, dass die kapitalisti-
sche Produktionsweise ihre letzte Krise (die von 2008-2009) nie überwunden hat. Diese Krise war
wiederum das zeitliche Endergebnis einer Reihe von Krisen, die Mitte der 1970er Jahre begannen, als
der Zyklus der Akkumulation nach dem Zweiten Weltkrieg endgültig zu Ende ging. Die strukturelle
Krise der Überproduktion von Waren und Kapital, in der wir uns seither befinden, ist die Ursache für
die Notwendigkeit einer Verschärfung des normalen Konflikts zwischen den bürgerlichen Staaten.

Die zweijährige Pandemie und die verzweifelten Notfallmaßnahmen einer herrschenden Klasse, die
bereit ist, die x-te Tragödie, die sie verursacht hat, in eine Quelle für weitere Profite, soziale (und ge-
sundheitliche) Experimente und patriotische Rhetorik zu verwandeln, haben es uns ermöglicht, unseren
Blick für eine Weile von dem Gespenst abzuwenden, das sich jetzt in seiner ganzen makabren Gestalt
zeigt.

Wie die Gesetze, die die Funktionsweise des Kapitals regeln, zeigen, ist die Bourgeoisie heute eine
Klasse, die nur noch dazu dient, den produzierten Reichtum zu monopolisieren, indem sie durch ihre
Staaten eine Diktatur ausübt.

Und wie alle herrschenden Klassen, die Ausdruck der zu Ende gegangenen Produktionsformen sind,
verteidigt sie ihre Herrschaft mit aller möglichen Grausamkeit: mehr „militärische Sondereinsätze“,
mehr „Friedensmissionen“, mehr Kriege und Guerillakriege mit den damit verbundenen Massakern an
proletarischen und proletarisierten Bevölkerungen, mehr Massenvernichtung, mehr obszöne ideologi-
sche Mobilisierungen, mehr Unterdrückung jeder abweichenden Stimme, bis zur Entfesselung von
allen gegen alle.
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Und in unmittelbarer Zukunft wird bereits der nächste
„Notfall“ vorbereitet: der Nahrungsmittelnotstand!

Als Kommunistinnen und Kommunisten haben wir ge-
lernt, dass nur eine proletarische Mobilisierung den
imperialistischen Krieg verhindern bzw. ihn in einen
echten Klassenkrieg verwandeln kann.

Stimmt, aber das lässt sich nicht auf einen rhetorischen
Slogan oder die Erwartung einer instinktiven Hand-
lung reduzieren.

Diese Mobilisierung, dieser revolutionäre Defätismus, auf den wir hinarbeiten, in einem kleinen Thea-
ter, das stattdessen mit leerer Rhetorik, pompöser Angeberei und selbstbezogenem Wunschdenken da-
herkommt, ist ein Weg, der alles andere als einfach und leicht ist: Es ist vor allem ein praktisches Ziel,
das in den Reihen unserer Klasse, des internationalen Proletariats, lange im Voraus vorbereitet werden
muss.

Und genau das ist der Punkt.

In diesen letzten drei blutigen Monaten scheint es wieder einmal der große Abwesende gewesen zu
sein: das Proletariat.

Natürlich werden viele bei dieser Aussage von uns aufschrecken und in bombastisches Skandalgeheul
ausbrechen. Aber wir wollen mit dieser Aussage keineswegs die Schuld auf unsere Klasse abwälzen,
wir wollen auch nicht Desillusionierung und Resignation schüren, sondern wir sagen, dass wir uns
keine Illusionen machen können und dürfen.

Unsere Klasse wird immer noch unter der ungeheuren Last einer jahrzehntelangen tödlichen Konterre-
volution erdrückt, der schrecklichsten und tiefgreifendsten, die die proletarische und kommunistische
Bewegung in ihrer Geschichte zu ertragen gezwungen war: eine tödliche Konterrevolution, die unter
dem Banner der Demokratie, des Stalinismus und des Poststalinismus, des Nazifaschismus die theore-
tische, praktische und organisatorische Demontage der enormen Arbeit bedeutete, die seit 1848 geleis-
tet wurde.

Wir können uns nicht plötzlich aus einer solchen Katastrophe erheben, die unsere Klasse in den er-
bärmlichen Zustand der „Klasse an sich“ gestürzt und ihre Kämpfe in die engen Grenzen eines tolerier-
ten Ökonomismus eingeschlossen hat, der mit den Interessen des gesamten nationalen Kapitals
vereinbar ist.

Dies war auch und gerade in diesen drei Monaten zu beobachten.

Abgesehen von einigen wenigen, verstreuten und leider irrelevanten Episoden von „Antimilitarismus“
(die sich in den vereinzelten und bald vergessenen Weigerungen, Waffen auf Schiffe zu verladen, oder
in den Streikposten, die hier und da die Waren in den Logistikzentren für einige Stunden blockierten,
zusammenfassen lassen), gab es weder in Italien noch anderswo eine wirkliche Klassenopposition
gegen den Krieg, die weit über einen blökenden und anmaßenden Pazifismus hinausgeht – einen Pazi-
fismus, der, wie wir wissen, schnell seinen Mantel wechseln und auf der Welle der moralischen Empö-
rung den Weg zum überzeugendsten Kriegsinterventionismus „zur Verteidigung des angegriffenen
Vaterlandes“ öffnen kann.

Dieser Zustand der Passivität, der Ratlosigkeit, des rein rhetorischen und humanitären Antimilitarismus
zeigte sich auch in den wenig inspirierenden Ergebnissen der jüngsten Demonstrationen „gegen den
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Krieg“, die gerade in Italien, Deutschland und anderswo stattfanden: verspätet, geprägt von den übli-
chen nutzlosen Streitereien zwischen den Gruppen, wenig Beteiligung und vor allem ohne den kämpfe-
rischen Geist, den man von Demonstrationen gegen den imperialistischen Krieg erwarten sollte.

Bunte Umzüge, die von guten Gefühlen erfüllt sind, und dann gehen alle nach Hause.

Noch trauriger – und bezeichnender – ist, dass weder aus Russland noch aus der Ukraine auch nur ein
Anzeichen einer schwachen defätistischen Aktion gegen das Kriegsabenteuer „ihrer“ Staaten, gegen
diesen bürgerlichen, imperialistischen Krieg kam (die einzige Stimme aus dem Chor, die wir hören
konnten, kam von einer kleinen, kämpferischen sibirischen „Arbeiter“-Gruppe).

Wir wissen: Wir werden wieder einmal die Flüche und den Spott derer auf uns ziehen, die zur Beruhi-
gung ihres Gewissens glauben, dass nichts anderes getan werden kann und vor allem nichts anderes
getan und riskiert werden darf.

Und dennoch, wenn (und da) wir den von den imperialistischen Staaten entfesselten Krieg bekämpfen
müssen, müssen wir uns auf den Klassenkampf vorbereiten, ausgehend von der Situation, in der sich
unsere Klasse heute in der Welt befindet.

Das ist eine Arbeit, die nur von proletarischen Kämpfer_innen geleistet werden kann, die in der kom-
munistischen Partei organisiert und versammelt sind: schwierig, ermüdend, niemals fertig, im Kontakt
mit und in den Reihen unserer Klasse, unter denen, die nicht einmal wissen, dass sie eine Klasse sind.

An Pulverfässern mangelt es weltweit nicht: Von Afrika bis Asien oder Lateinamerika sind sie schon
mehrfach explodiert, nur um nach einem großen Tribut an proletarischem Blut bald wieder durch
kleinbürgerlich-demokratische Forderungen kanalisiert zu werden, ohne jedoch die Ursachen zu besei-
tigen. Und sie können jeden Moment wieder explodieren. Genau aus diesem Grund kann man nicht er-
warten, dass eine revolutionäre Führung vom Himmel fällt, wie es sich zu viele wünschen.

Trotz proletarischer Niederlagen ist die kommunistische Partei der einzig mögliche politische Aus-
druck unserer Klasse. Und die Aufgabe ihrer Kämpfer_innen ist es, den physischen Sinn für den sozia-
len Antagonismus zu wecken, den Klassenhass neu zu entfachen, für die totale Opposition gegen den
bürgerlichen Staat (gegen alle bürgerlichen Staaten) einzutreten, Misstrauen gegen alle seine Institutio-
nen zu wecken, die nationalen Interessen und die nationale Wirtschaft zu negieren und die reformisti-
schen Parteien und ihre utopischen, konservativen Programme zu entlarven.

Um wirksam zu sein (d.h. um unserer Klasse zu ermöglichen, den Klassenkampf bis zu seiner äußers-
ten Konsequenz zu führen: sich als herrschende Klasse zu konstituieren), braucht eine Führung die Ak-
tion derjenigen, die seit langem in der Lage sind, zu kämpfen, indem sie sich als Partei konstituieren,
nicht um die Revolution, sondern die Klasse vorzubereiten (denn Revolutionen werden nicht gemacht,
sondern geleitet).

Unsere Partei wird ihre Kämpfe für die Verteidigung des kommunistischen Programms, für die Vorbe-
reitung des Proletariats auf den revolutionären Prozess fortsetzen, damit es diesen Prozess zu Ende
führen und sich schließlich als herrschende Klasse konstituieren kann: mit der schwierigen Praxis der
revolutionären Politik (operative Einheit von Organisation, Taktik, Programm, Prinzipien, Theorie), im
Kontakt mit und in den Reihen der Klasse, deren Ausdruck wir wohl oder übel sind. Trotz der Fanfa-
renklänge der selbsternannten „antagonistischen“, „internationalistischen“ und „antikapitalistischen“
Gruppen und Zusammenkünfte.

Übersetzt aus: il programma comunista, Mai-Juli 2022
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Ukraine. Die Knotenpunkte der weltweiten Krise

Nur vier Jahre waren seit dem Ende des letzten weltweiten Gemetzels vergangen, und in Europa weh-
ten wieder heftige Kriegswinde. Die berühmten Mauern waren noch nicht gebaut, aber man diskutierte
bereits darüber, ob die Sicherheit von New York und San Francisco auf Kosten des deutschen Proletari-
ats an den Ufern des Rheins oder der Elbe verteidigt werden sollte. Nach fast 80 Jahren hat sich der Ort
geändert – werden Demokratie, Frieden und Freiheit an den Ufern des Dnepr oder, bescheidener, auf
der euro-atlantischen Achse Danzig-Konstanz verteidigt? Die Welt wartet gespannt auf den Ausgang
des Krieges in der Ukraine: Werden die endlosen russischen Panzerkolonnen im Donez aufhören oder
werden sie bis nach Odessa oder Transnistrien vorstoßen? Werden die baltischen und skandinavischen
Länder angegriffen werden?

In den wilden Fernsehdebatten wird viel über das Leid der ukrainischen Bevölkerung gesprochen, aber
wenig über die wirklichen Ursachen des Krieges, der im „Herzen Europas“ ausgerufen wurde: ein
Krieg, der, was die Verbrechen gegen die Bevölkerung angeht, den Kriegen in nichts nachsteht, in
denen das Kapital – ob westlich oder östlich, das macht keinen Unterschied – allein in den letzten
zwanzig Jahren alle Ecken des Planeten mit Leichen gefüllt hat.

Die Geographie

Schauen wir uns dieses Thema, mit dem sich unsere Zeitung in den letzten Jahren beschäftigt hat, ein-
mal genauer an.

Die Ukraine ist flächenmäßig etwas größer als Frankreich; 2002 hatte sie fast 50 Millionen Einwohner,
heute sind es nur noch 44. Das Gebiet ist fast völlig flach und liegt zwischen zwei bescheidenen Erhe-
bungen: im Westen die Podolische Hochebene, die vom Dnepr begrenzt wird, im Osten die Donez-
Höhen. Im Norden dominieren Kiefern- und Birkenwälder, im Zentrum bewaldete Steppen und im
Süden Steppen auf fruchtbaren Schwarzerdeböden, wo der Getreideanbau eine der wirtschaftlichen
Ressourcen des Landes darstellt.

80% der Bevölkerung sind Ukrainer_innen, fast der gesamte Rest ist russisch und konzentriert sich auf
die Krim und die östlichen Städte. In den letzten 20 Jahren ist die Bevölkerung um etwa 6 Millionen
zurückgegangen, was vor allem auf die (zunächst illegale, dann genehmigte) Migration nach Mitteleu-
ropa und die Rückkehr von Russ_innen nach Russland nach der Unabhängigkeit der Ukraine (1991)
zurückzuführen ist.

Die städtische Bevölkerung macht etwa 70% der Gesamtbevölkerung aus. Die Landwirtschaft ist ein
sehr wichtiger Teil der Wirtschaft: Immer noch sind 16% aller Erwerbstätigen in der Landwirtschaft
tätig (insbesondere, wie oben erwähnt, im Getreideanbau). Die Bergbauindustrie ist sehr wichtig: im
Donez-Becken gibt es bedeutende Kohle- und Eisenvorkommen, im Westen, in der Region Lwiw,
Erdöl und Erdgas.

Die Ukraine ist das sechstgrößte eisenproduzierende Land der Welt. Kohle wäre auch ein wichtiger
Rohstoff, aber die Förderkosten sind sehr hoch und die Anlagen veraltet. Die Energieversorgung der
Industrie könnte von der Kohle abhängen: Da sich der Sektor jedoch in einer schweren Krise befindet,
sind Lieferungen von russischem Gas und Öl unerlässlich.

In der Industrie sind 19% der Arbeitskräfte beschäftigt: vor allem in der Stahlindustrie, im Automobil-
bau, bei Traktoren und Landmaschinen im Allgemeinen. Im tertiären Sektor sind etwa 65% der Ar-
beitskräfte beschäftigt: Der Tourismus spielt an der Schwarzmeerküste und insbesondere auf der Krim
eine nicht unbedeutende Rolle.
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Von 1600 bis zum Krimkrieg

Aufgrund ihrer „offenen“ Morphologie, ihrer geografischen Lage (im Norden kontinental, im Süden
maritim), der Fruchtbarkeit ihrer Böden und des Reichtums ihres Untergrunds hat die Ukraine schon
immer das Interesse ihrer Nachbarn auf sich gezogen: vor allem Polens (die Kämpfe zwischen Polen
und den Kosaken dauerten vom 17. bis zum 18. Jahrhundert mit wechselndem Ausgang an) und des za-
ristischen Russlands. Ein Abkommen zwischen den beiden Staaten im Jahr 1667 führte zur Teilung des
Landes in zwei Teile: Die Gebiete rechts des Dnepr fielen an Polen, die links davon an Russland. Dies
war in den letzten Jahrhunderten das Leitmotiv der gesamten Geschichte der Ukraine, um sich als un-
abhängiger Staat zu etablieren: die Bemühungen, sich von dem einen und dem anderen zu befreien,
sogar mit Unterstützung der osmanischen Türkei. Erst mit der zweiten Teilung Polens (1793) kam die
gesamte Ukraine unter die Kontrolle des Zaren.

Von da an entwickelte sich sehr langsam eine Art antirussischer ukrainischer Unabhängigkeitsnationa-
lismus, der vor allem in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts aufgrund der vom Zaren auferlegten
Beschränkungen für den Gebrauch der ukrainischen Sprache (die im Übrigen fast ausschließlich in den
westlichen Regionen an den Grenzen zu Polen, Moldawien und Rumänien gesprochen wurde) zunahm.

Wie Marx und Engels in ihren Briefen an russische Korrespondenten schrieben, war der russische (und
teilweise ukrainische) Industrialisierungsprozess eine Folge der zaristischen Niederlage im Krimkrieg
(1853-56). Dieses Kriegsereignis zwang das Reich, das wirtschaftlich zu rückständig war, um dem
Einfluss der Westmächte standhalten zu können, einerseits die industrielle Entwicklung zentral zu för-
dern und andererseits die Leibeigenschaft (1861) zu beseitigen und damit einen Modernisierungspro-
zess einzuleiten, dem die Befreiung der Lohnarbeit für den Einsatz in den ersten großen Fabriken
folgen sollte.

Die Entstehung der nationalen Frage

Nach der russischen Revolution im Februar 1917 erlangte die Ukraine im März ihre Unabhängigkeit,
doch mit dem Vertrag von Brest-Litowsk (März 1918), der das Ende des Krieges zwischen dem revolu-
tionären Russland und Deutschland besiegelte, forderten und erlangten die Mittelmächte die Kontrolle
über die gesamte Region. Die neu gebildete nationale Regierung wurde durch einen von Berlin unter-
stützten Staatsstreich gestürzt: Die neue Regierung bestand jedoch nur einige Monate, bis November
desselben Jahres.

In einigen Schriften Lenins zwischen Februar und Oktober 1917 forderte er stets mit Nachdruck, dass
Kerenskis russische provisorische Regierung beschließen solle, „ihre elementare demokratische
Pflicht“ anzuerkennen (man beachte am Rande die Richtigkeit des Begriffs: der Inhalt der bürgerlichen
Revolution in Russland war demokratisch, nicht kommunistisch), der Ukraine Autonomie und völlige
Freiheit der Sezession zu gewähren. Es ist klar, dass sich die nationalistische und die kommunistische

Bewegung überschnitten: aber erstere waren für eine bürger-
liche Revolution, letztere für eine antibürgerliche Revolu-
tion; beide konnten sich vorübergehend gegen das
verbünden, was von der vorkapitalistischen Wirtschaft und
Gesellschaft übrig geblieben war, mit der notwendigen und
stets bekannten Position, dass die kommunistische Bewe-
gung in Bezug auf Programme, Ziele, Organisation und Ak-
tion völlig unabhängig von der anderen bleiben musste.

Es muss gesagt werden, dass die ukrainische Nationalbewe-
gung bei der großen Mehrheit der Bevölkerung keinen gro-
ßen Erfolg hatte: weder bei den meist analphabetischen
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Bauern, bei denen die von den Nationalist_innen geschwungene sprachliche Fahne wenig Anklang
fand, noch bei den Industriearbeiter_innen die meist russischer Herkunft waren. Alle fühlten sich auf
Gedeih und Verderb „pro-russisch“. Die ukrainische Nationalbewegung entwickelte sich hauptsächlich
in den Reihen eines Teils der Bourgeoisie und des Kleinbürgertums (Priester, Lehrer, Literaten) und
vor allem im Ausland, in Österreich. Aufgrund dieser Merkmale stand die nationale Bewegung dem
Populismus und dem Anarchismus näher als dem Marxismus: Schließlich war es auch wegen dieser
Merkmale der sozialen und wirtschaftlichen Rückständigkeit, dass sich in der Ukraine einige Jahre
lang ein antibolschewistischer Kampf auf anarchistischer Seite entwickelte.

Die ukrainische Nationalbewegung wurde sicherlich durch eine ganze Reihe von zaristischen Gesetzen
angeheizt, die noch 1870 die Verbreitung ukrainischer Zeitungen und Literatur stark einschränkten,
nach der Revolution von 1905 gelockert wurden und 1914 wieder voll in Kraft traten. Diese Beschrän-
kungen betrafen jedoch weder die Analphabeten unter den Bauern noch die Arbeiter_innen großrussi-
scher Herkunft. Daher musste die nationale bürgerliche Autonomiebewegung bald die Unterstützung
ausländischer Mächte suchen (zunächst Österreich, dann Deutschland und schließlich Polen), wodurch
sie sich in den Augen der Arbeitermassen völlig diskreditierte. Andererseits wurden durch die Marktge-
setze sehr enge Beziehungen zwischen der Ukraine und Russland auferlegt.

Von der revolutionären Geschichte zum Stalinismus

Mit der Februarrevolution 1917 wurde die „Rada“ gegründet, eine Art Parlament, in dem
Nationalist_innen, Sozialdemokrat_innen und revolutionäre Sozialist_innen vertreten waren. Obwohl
sie nur über ein geringes politisches Gewicht verfügte, versuchte sie, mit der Provisorischen Regierung
in Petrograd in Verhandlungen einzutreten, wobei sie eine Autonomie forderte, ohne sich jedoch von
Russland zu trennen. Nach der Oktoberrevolution rief die Rada zweifelsohne die Volksrepublik
Ukraine aus – wenn auch innerhalb der Föderation.

Die Rada war ein Ausdruck der nationalen bürgerlichen Bewegung. Im Sommer 1917 wurden im gan-
zen Land starke Sowjets gebildet – und nach der Oktoberrevolution schlossen sich der Arbeiter- und
der Soldatensowjet zusammen, wodurch ein politisches Zentrum gegenüber der Rada entstand. Diese
förderte die Reorganisation der Weißen Armee an den Ufern des Don und gab grünes Licht für militäri-
sche Operationen gegen die Rote Garde.

Nach Brest-Litowsk beschloss die sowjetische Regierung,
die Ukrainische Volksrepublik auf der Grundlage des stets
hochgehaltenen Prinzips der Selbstbestimmung anzuerken-
nen: Sie stellte der Rada jedoch ein Ultimatum, alle Feind-
seligkeiten einzustellen; andernfalls würde sie als im Krieg
befindlich betrachtet. Am nächsten Tag bat die Rada erst
Frankreich und dann England um Hilfe. Russland reagierte
mit der Belagerung Kiews und der Absetzung der Rada.
Dies provozierte das sofortige Eingreifen der deutschen
Armee, die Kiew zurückeroberte: Es wurde eine deutsche
Marionettenregierung eingesetzt, die dafür sorgte, dass das
Getreide in leeren Lagern in Berlin gelagert wurde.

Nach der deutschen Niederlage im Jahr 1918 musste Deutschland alle Ansprüche auf die Ukraine auf-
geben. Die Nationalist_innen versuchten, sich wieder Gehör zu verschaffen und baten um die Unter-
stützung Frankreichs, das sich jedoch mehr auf Worte als auf Taten beschränkte. In diesem
Machtvakuum organisierten die Bolschewiki (Pjatakow) eine ukrainische provisorische Arbeiter- und
Bauernregierung im Osten des Landes, und die bolschewistische Armee begann mit Unterstützung der
Bevölkerung ihren Marsch nach Süden. Auch Kiew wurde bald zurückerobert. In diesem Kontext ent-
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wickelte sich von 1918 bis 1921 die militärische Aktion von Machno, dem Anführer einer Gruppe, die
sich selbst „anarchistisch-kommunistisch“ nannte und die nacheinander und manchmal gleichzeitig
gegen die Rada, gegen die weißen Generäle (Denikin) und gegen die Bolschewiki kämpfte.

Der ukrainische Nationalismus spielte dann die letzte Karte aus und wandte sich an Polen, um militäri-
sche Unterstützung gegen die bolschewistische Regierung zu erhalten. Zum einen kostete dies eine er-
neute Invasion des Landes, die knapp zwei Monate bis zur endgültigen polnischen Niederlage dauerte,
zum anderen bedeutete es das Ende des kleinbürgerlichen Nationalismus, der in den Augen der Bau-
ernmassen, die Polen gegenüber immer sehr feindselig eingestellt waren, völlig diskreditiert war, da
die Besitzer des Bodens, auf dem sie unter absoluter Ausbeutung arbeiteten, von dort stammten. Von
diesem Moment an war es die bolschewistische Partei, die für das Recht auf Selbstbestimmung und die
ukrainische Unabhängigkeit eintrat.

Die ukrainische bolschewistische Regierung stand vor einer schwierigen Entscheidung. Entweder man
beginnt sofort mit der Integration in Russland oder – und dafür hat Lenin plädiert – man beginnt einen
Prozess der nationalen Autonomie im Namen der Selbstbestimmung. Im Dezember 1918 wurde in
Moskau eine Parteikonferenz einberufen, um einen von Lenin vorbereiteten Antrag zum wirtschaftli-
chen, sozialen und administrativen Problem der Ukraine zu
erörtern: Angestellte und Beamte sollten Ukrainisch können;
große Ländereien sollten unter den Bauern aufgeteilt und Ge-
treide nur in Ausnahmefällen beschlagnahmt werden;
Sowchosen sollten nur in geringem Umfang geschaffen wer-
den. Der paradoxe Aspekt der ukrainischen Frage liegt auch
darin, dass dieser Antrag von einer Mehrheit der Russ_innen
angenommen wurde, aber gerade bei den ukrainischen Bol-
schewiki, die eine Art totale „Russifizierung“ des Landes be-
fürworteten, auf großen Widerstand stieß: Sie sahen in der
Politik gegenüber den Bauern ein zu großes Zugeständnis an
die lokalen Sozialrevolutionäre.

Später, mit dem Tod Lenins, verschärften sich die Gegensätze zwischen den Bauernmassen und dem
städtischen Proletariat, was im Stalinismus viele Jahre lang zu einer wirtschaftlichen Katastrophe
führte. Mit der „Kollektivierung“ des ländlichen Raums (die keine war, da zumindest ein Teil der Pro-
duktionsmittel und des Produkts für die einzelnen Familien in Privatbesitz blieb) kam es zu einem er-
schreckenden Rückgang der Getreideproduktion und zur Vernichtung des Viehbestands (die
„Stalinsche Hungersnot“ von 1932-33). Die Bauern, die von Gerüchten über die Beschlagnahmung
von Rindern durch den Staat bedroht waren, zogen es vor, sie zu schlachten. Die Zahl der Hungertoten
wird auf dutzende Millionen geschätzt, die meisten von ihnen waren Ukrainer_innen.

Die Ukraine heute

Aufgrund ihrer geografischen Lage und ihrer Geschichte ist es der Ukraine auch nach dem Zusammen-
bruch der UdSSR im Jahr 1991 nie gelungen, eine vollständig autonome Nation zu werden. Sie ist eine
leichte Beute für alle Arten von Imperialismus, für das Finanzkapital, das mit Rohstoffen und vor
allem mit der Rüstung verbunden ist: Der Ostseeraum, das Schwarze Meer und der Kaukasus sind poli-
tisch-strategische Gebiete von höchstem Interesse. Es handelt sich um ein Gebiet, das de facto und
nach Ansicht der Regierungen nur als Durchgangsstation für russische Gaslieferungen nach Europa
über eine Vielzahl von Pipelines fungieren kann: Seine derzeitige strategische Bedeutung hängt von
ihnen ab.

Die Privatisierung der Wirtschaft hat den Aufstieg von „Oligarchien“ begünstigt, die mächtig genug
sind, um die Knotenpunkte der Märkte zu kontrollieren. Einerseits ist die Ukraine von der Energie aus
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Russland abhängig, andererseits wird sie militärisch von den USA und wirtschaftlich von Europa ange-
zogen. Es gibt also drei Haupttendenzen in der ukrainischen Bourgeoisie: die pro-russische, die pro-
westliche und die nationalistische – die beiden letzteren etwas vermischt in der so genannten
„Orangenen Revolution“, die mehr oder weniger absichtlich geboren wurde, um mit Russland die Roh-
stoffkosten neu zu verhandeln, und sich dann entwickelte, um sich (nach dem Beispiel der baltischen
Nationen, die von den USA unterstützt wurden) den europäischen und vor allem deutschen Ufern an-
zubieten.

Die Verschärfung der internen Spannungen zwischen den bürgerlichen Machtgruppen machte die le-
benswichtige Bedeutung der Südküste des Landes für Russland nur noch deutlicher. Wie schon wäh-
rend der beiden Weltkriege spielt die Krim eine Hauptrolle bei der Kontrolle des Kaukasus im Osten
und des Schwarzen Meeres und des Mittelmeers im Süden, was seit 2014 zu einem der Zentren der im-
perialistischen Konfrontation geworden ist. Jetzt, wo sich diese Realität im aktuellen Konflikt drama-
tisch manifestiert, besteht kein Zweifel mehr daran, dass der Prozess der Balkanisierung der Ukraine –
die Aufteilung und Zerstückelung des Landes in mindestens zwei oder drei verschiedene Einflussberei-
che – an Aktualität gewinnen wird.

Die ukrainische Wirtschaft, die bereits vor dem Zusammenbruch Russlands anfällig war, geriet in den
folgenden zwei Jahrzehnten in eine tiefe Krise, von der sie sich nur zwischen 2004 und 2006 ein wenig
erholte (zwei Jahre): Die vom IWF bereitgestellten Mittel werden zur Deckung der Militärausgaben
verwendet. Nach Schätzungen der Regierung (2014) ging die Kohleproduktion um 50% zurück, 64
von 104 Bergwerken mussten geschlossen und 100.000 Arbeiter_innen entlassen werden; die Ölpro-
duktion ging um 15% zurück, die chemische Industrie verlor 25%, die Inflation erreichte 20%. Der
Krieg um die Krim erwies den stärksten lokalen Oligarchenfamilien, wie dem „Schokoladenkönig“,
große Dienste. Sie nutzten die Situation, um die Bildung von Freiwilligenbataillonen zu finanzieren,
die im Osten des Landes gegen die prorussischen Separatist_innen vorgingen, und standen gleichzeitig
im Verdacht, die Minen und Werkstätten des „Königs der Minen und des Stahls“ zu zerstören. Es ist
sehr schwierig, diese Manöver der industriell-finanzpolitischen Machtgruppen an der „Heimatfront“ zu
verfolgen, die uns andererseits kaum interessieren, außer dass wir durch diese Manöver die Hand eines
fremden finanzpolitisch-militärischen Imperiums spüren können.

Die Verknappung der Energieressourcen und Rohstoffe, unter der Europa leidet, sollte natürlich zu
einer Art Zusammenarbeit mit Russland führen. Aber das ist etwas, das den USA nicht gefällt und das
sie zu verhindern versuchen. Die von den USA unterstützten und durchgesetzten Sanktionen gegen
Russland wegen dessen Intervention auf der Krim wurden von der EU missbilligt. Als Vertreter guter
Kaufleute, die für jede Zusammenarbeit mit der Bourgeoisie und dem Kapital aller Couleur offen sind,
hat die russische Regierung noch vor der Annexion der Krim den Vorschlag unterbreitet, die beste-
hende Zollunion zwischen Russland und einigen Ländern der ehemaligen UdSSR in eine Eurasische
Wirtschaftsunion umzuwandeln, mit dem Ziel, eine Freihandelszone vom Atlantik bis zum Pazifik zu
schaffen, deren integraler Bestandteil die EU sein würde.

Zu diesem Zeitpunkt schrieb Romano Prodi (aber er war nur
eine Stimme unter vielen, die sich damals aus Europa gegen
die USA erhoben): „Ohne auf die Nützlichkeit oder Notwen-
digkeit der Sanktionen einzugehen, sollte man dennoch auf
die Asymmetrie ihrer Folgen hinweisen, da die amerikani-
schen Exporte nach Russland trotz der 50-prozentigen Ab-
wertung des Rubels gegenüber dem Dollar immer noch
zunehmen, ganz im Gegensatz zu den europäischen Expor-
ten“.

36

Putin klopft seinen Soldaten im Krieg
gegen die Ukraine auf die Schulter



Damals nahm Russland offizielle und halboffizielle Verhandlungen auf, um die EU davon zu überzeu-
gen, ihr Freihandelsabkommen mit den USA aufzugeben und der neu gegründeten Eurasischen Wirt-
schaftsunion beizutreten, die am 1. Januar 2014 in Kraft trat und Armenien, Belarus, Kasachstan,
Russland und Kirgisistan umfasst. Trotz des Scheiterns der Verhandlungen erklärte Deutschland durch
Bundeskanzlerin Merkel in einem Fernsehinterview im August 2014, dass „eine Lösung gefunden wer-
den muss, die Russland keinen Schaden zufügt... Wenn die Ukraine der Eurasischen Union wieder bei-
tritt, würde die Europäische Union daraus keinen Casus Belli machen“. Man bedenke, dass weniger als
drei Jahre zuvor mit dem Bau der großen Gaspipeline Nord Stream 2 (NS2) begonnen wurde, die in
Verbindung mit der NS1 Europa (vor allem Deutschland) den größten Teil der für die kontinentale
Wirtschaft benötigten Energie garantieren sollte. Die Äußerungen der Kanzlerin hatten den Anschein
eines Tauschgeschäfts...

Der derzeitige Krieg

Wenn man sich den Rahmen der wachsenden wirtschaftlichen Schwierigkeiten vergegenwärtigt, in
dem sich die gesamte internationale Produktionssphäre bewegt, und das nicht erst seit heute: die wie-
derkehrenden Handelskrisen, die zunehmenden Schwierigkeiten, die Massen an Mehrwert, die auf pla-
netarischer Ebene abgepresst werden, in fiktives Finanzkapital zu investieren, die Notwendigkeit,
produktive Sektoren zu finden, die noch eine gewisse Gewinnspanne garantieren (und wo sonst als in
der Rüstungsindustrie?); dann ist es nicht verwunderlich, dass Kriege dort entfesselt werden, wo der
Griff der Krise am stärksten ist. Nicht erst seit heute hat Russland mit seinem schwachen Produktions-
apparat seine Krallen in die industriell fortschrittlichste Region der Ukraine (den Donbass) ausge-
streckt und führt „kulturelle“ Gründe für die Annexion an (und wann dient „Kultur“ nicht den
Herren?). Doch die Ukraine, die es vorzog, sich in die Hände des westlichen Kapitals zu begeben, steht
nicht besser da: Die Inflation ist von 8,4% (April 2021) auf 13,7% (März 2022) gestiegen, der Zinssatz
liegt nach wie vor bei über 10%, hinzu kommt die Lähmung und der drohende Verlust ganzer Produk-
tions- und Bergbausektoren sowie großer Landstriche.

Es ist klar, dass die USA (und einige ihrer treuesten Verbündeten, allen voran das Vereinigte König-
reich) angesichts dieser Schwierigkeiten der beiden Staaten in Verzückung geraten sind, indem sie ei-
nerseits die wirtschaftlichen und finanziellen Beziehungen zur Ukraine und andererseits den
militärischen Druck auf Russland intensiviert haben.

Seit 1990 haben sich die NATO-Grenzen um mehr als tausend Kilometer nach Osten verschoben, ins-
besondere als sich nach 1997 eine Reihe „souveräner“ Staaten bereit erklärte, ihren Boden in den
Dienst der Militärbasen des Atlantischen Bündnisses zu stellen. Vor allem für die russischen Ziele
muss es ein schwerer Schlag gewesen sein, die gesamte Westküste des Schwarzen Meeres, den Bospo-
rus und die Dardanellen mit feindlichen Einrichtungen übersät zu sehen; ebenso wie der Versuch, auf
der anderen Seite des Schwarzen Meeres (Georgien) mit Waren, Geschäftsleuten, Geld und hochkaräti-
ger „Kultur“ einzudringen.

Auf die russischen Versuche, eine eurasische Union
zu schaffen, reagierte die Europäische Kommission,
indem sie 2014 mit einer Reihe von Einzelstaaten
(vor allem der Ukraine, aber auch Moldawien und
Georgien) ein Abkommen schloss, das deren schritt-
weise wirtschaftliche Integration in den EU-Binnen-
markt vorsah. Für Russland bedeutete dies: Verlust
der Kontrolle über den Raum, der unter die militäri-
sche Kontrolle des Westens gefallen war; Verlust der 
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Kontrolle über den Markt, da immer mehr industrielles und kommerzielles Kapital in Länder strömte,
die Moskau als seine eigenen betrachtete.

Der gegenwärtige Krieg, der keineswegs auf das Handeln eines „Verrückten“ zurückzuführen ist (das
alte Lied, das von den westlichen Demokratien immer wieder wiederholt wird!), ist somit die logische
Folge der anhaltenden Reibung zwischen zwei Blöcken mit entgegengesetzten kapitalistischen Interes-
sen.

Das Problem der Gaspipelines

In diesem Zusammenhang sind die zahlreichen Gaspipelines, die über tausend Kanäle von der Ostsee
bis zum Mittelmeer aus dem Osten nach Europa führen, zum Dreh- und Angelpunkt der gegenwärtigen
und zukünftigen globalen wirtschaftlichen Gleich-
gewichte (oder Ungleichgewichte) geworden. Das
grandiose Projekt Nord Stream 2 (der Zwilling von
NS1), das von Russland und Deutschland nach-
drücklich gewünscht wird (und das in Frankreich
und den USA viele Missstimmungen hervorgerufen
hat), zielt darauf ab, Gas direkt von Russland durch
die Ostsee zu transportieren. Dies würde den
Durchfluss durch die Ukraine (eine jährliche Kapa-
zität von 100 Mrd. m3), die derzeit geschätzte Ein-
nahmen von rund 3,5 Mrd. USD pro Jahr erzielt,
erheblich verringern. Der amerikanische Protecting
Europe's Energy Security Act (kein Geringerer!) hat
dazu geführt, dass der Bau der Pipeline seit Ende 2019 gestoppt wird und Sanktionen gegen jeden an-
gedroht werden, der das Projekt wieder in die Hand nehmen will: ein Modus Operandi der klaren Räu-
berei gegen russisches und deutsches Kapital, ein klares Signal der Unterstützung für die ukrainischen
Verwalter.

Die NS2-Frage hat somit die tatsächlichen Machtverhältnisse und Reaktionsmöglichkeiten der einzel-
nen an dem Deal beteiligten Staaten offengelegt. Sie hat die tiefen Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen den europäischen Staaten und zumindest zwischen einigen von ihnen und den USA deutlich
gemacht. Der Krieg hat die Spannungen nur bestätigt und die Nervosität der deutschen Regierung ver-
stärkt, die sich auf die Anklagebank gesetzt sieht und gezwungen ist, die bittere Pille zu schlucken, ihre
eigenen Initiativen im grundlegenden und strategischen Energiesektor zu blockieren und der Ukraine
eine ungewollte „Militärhilfe“ zukommen zu lassen (so wenig wie möglich, um den Handelsverbünde-
ten Moskau nicht zu verärgern!) – mit dem einzigen Trost, eine Erhöhung der Militärausgaben geneh-
migt zu haben, die von der ganzen Welt als enorm eingeschätzt wird, ein echter Sauerstoff für einige
Industriesektoren in der Krise. Aber gegen welchen Feind soll man sich verteidigen? Aus dem Osten
oder aus dem Westen?

Vorläufige Konklusion

Der Krieg in der Ukraine lehrt uns ein paar wertvolle Dinge.

Der erste betrifft die Art und Weise, in der die „Angegriffenen“ und „Aggressoren“ ihre Waffen
schwingen, um „ihre“ Bevölkerung unter der Flagge der „Verteidigung des Vaterlandes“, der „Men-
schenrechte“, der „heiligen Werte der Freiheit und der Autonomie“ und – für diejenigen, die sie haben
–‚ des „heiligen Feuers der Demokratie“ zu scharen. Die einen tun dies, indem sie die begehrten Län-
der und sogar die Länder, die sie „befreien“ wollen, mit Feuer und Eisen bekämpfen, die anderen,
indem sie ihr Proletariat lautstark dazu aufrufen, die Waffen zu schwingen und den „geschändeten
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Boden des Vaterlandes“ im Namen des hinterfotzigsten Nationalismus zu verteidigen. Und dann gibt es
noch die interessierten Zuschauer_innen, die keinen Krieg im eigenen Land wollen, sondern ihn lieber
im Land der anderen führen und, noch besser, ihn für die bekannten „heiligen Werte der Demokratie“
führen lassen. In der Zwischenzeit fließen die Geschäfte, fließen Flüsse von Waffen und Geld, fließt
das Blut der Menschen auf den Straßen.

Die zweite betrifft das vorhersehbare Ende des Krieges. Bereits vor Jahren wurde in einer Reihe von
Artikeln auf diesen Seiten anhand von Daten und Fakten aufgezeigt, wie die Balkanisierung der
Ukraine zwangsläufig aus dem Zusammenprall der verschiedenen Akteure auf wirtschaftlicher Ebene
resultieren würde. Der gegenwärtige Krieg wird seine Verwirklichung nur bestätigen und in naher Zu-
kunft noch düsterere Szenarien schaffen.

Die dritte ist das Ergebnis sich verändernder Gleichgewichte auf globaler Ebene: die wahrscheinliche
Rolle, die China zukommen wird. In diesem Zusammenhang ist die jüngste Unterzeichnung (Septem-
ber 2021) zu erwähnen, mit der die USA, das Vereinigte Königreich und Australien nach monatelangen
geheimen Kontakten ein Militärabkommen (Aukus) unterzeichneten, dessen Ziel es ist, sich gegen die
chinesischen wirtschaftlichen Aktivitäten (und nicht nur diese) im gesamten pazifisch-indischen Raum
zu „verteidigen“ (wir sind immer da: si vis pacem, para bellum). Die üblichen „Sicherheitsgründe“
haben die chinesischen Regierungen in den letzten Jahrzehnten dazu bewogen, eine ganze Kette von
kommerziell-militärischen Häfen entlang der Routen in den Westen zu schaffen (von Sittwe in Myan-
mar über Chittagong in Bangladesch, Hambantota in Sri Lanka und Gwadar im pakistanischen Belu-
cistan, nur einen Steinwurf von der iranischen Grenze entfernt, sowie weitere kleinere Häfen). Sagen
Sie dem Leser, ob er nicht eine gewisse Ähnlichkeit zwischen dem erwähnten Aukus-Pakt, der einen
Cordon sanitaire (Sperrgürtel) um die chinesischen Initiativen in den indopazifischen Meeren und an
den Küsten bilden soll, und dem zangenartigen Griff, den die NATO als Amerikas verlängerter Arm
geduldig um die westlichen und südlichen Grenzen Russlands gewoben hat, findet! Inwieweit eine ver-
bindlichere strategisch-militärisch-wirtschaftliche Allianz zwischen China und Russland möglich ist,
wird von der Entwicklung der Weltwirtschaftskrise abhängen, und die Antwort darauf wird nicht lange
auf sich warten lassen.

Der vierte und für uns schmerzlichste Grund zum Nachdenken ist das Fehlen einer organisierten Klas-
senantwort auf die ideologische, wirtschaftliche und militärische Übermacht der Weltbourgeoisie ange-
sichts aller wirtschaftlichen und militärischen Krisen und des beispiellosen Leids, das sie dem
Proletariat in allen Ländern zufügen. Wir kennen die Gründe sehr gut, und seit mehr als einem halben
Jahrhundert haben wir sie auf den Seiten unserer Zeitung aufgedeckt: die eiserne Ferse der Demokra-
tie, des Faschismus und des Stalinismus, die sich verbündet haben, um jeden Versuch einer Revolte zu
unterdrücken, um jede noch so kleine und aufkeimende Klassenbewegung zu blockieren. Der einzige
Weg (so mühsam er auch sein mag, aber der einzige Weg) besteht darin, den sozialen Frieden in jedem
Land zu brechen, jeden Kriegskredit für jeden Krieg des Kapitals verweigern, das Banner des Klassen-
defätismus im Namen des proletarischen Internationalismus hochzuhalten.

Übersetzt aus: il programma comunista, Mai-Juli 2022
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Krise, Krieg, Inflation, konzertierte Aktion –

den Generalangriff auf die Arbeiter_innenklasse zurückschlagen!

Die wirtschaftlichen Probleme des weltweiten Kapitalismus sind inzwischen auch von der vom relati-
ven Wohlstand verwöhnten Arbeiter_innenklasse der Metropolen immer deutlicher spürbar. Zu den so-
zialen Angriffen und dem Druck auf die Reallöhne, die bereits seit Jahren sinken, womit die
strukturelle Krise des Kapitals auf die Arbeiter_innenklasse abgewälzt wird, wird nun ein weiterer As-
pekt der kapitalistischen Krise immer gravierender:

Die galoppierende Inflation

Zunächst waren es die immer weiter steigenden Mieten aufgrund der angespannten Situation auf dem
Wohnungsmarkt und dem verzweifelten Versuch des Kapitals, in diesem Sektor noch Profite zu erzie-
len, die in anderen Bereichen längst nicht mehr möglich waren. Dies hat viele Menschen und insbeson-
dere Familien in große finanzielle Probleme gebracht und zu einer Gentrifizierung geführt – der
Vertreibung ganzer Bevölkerungsteile aus begehrten Wohngebieten – ein Ende ist noch längst nicht ab-
sehbar! Die in die Höhe schießenden Immobilienpreise drücken nicht mehr den realen Wert aus, son-
dern haben eine Blase geschaffen, die nun in der Krise und in Zeiten wieder steigender Zinsen zu
platzen und die Ökonomie zusätzlich in den Abgrund zu reißen droht, wie wir das bereits mit den Im-
mobilienkrisen in den letzten Jahrzehnten erlebt haben.

Hinzu kommen insbesondere die hohen Lebensmittelpreise und die Kosten für Energie und viele an-
dere Waren: die Inflation hat inzwischen schwindelerregende Höhen erreicht – offiziell betrug sie in
Deutschland im September 2022 satte 10%, jedoch ist sie für die meisten Gering- und Normalverdie-
ner_innen deutlich stärker spürbar. In Deutschland ist es die höchste Inflationsrate seit 40 Jahren, aller-
dings waren damals auch die Lohnzuwächse deutlich höher als im Moment. Immer mehr Menschen
haben Probleme, überhaupt noch über den Monat zu kommen oder müssen ihren bisherigen Lebens-
standard stark einschränken, wie die langen Schlangen an den Tafeln belegen. Der Ökonom Tom Krebs
von der Universität Mannheim warnt sogar, dass es im schlimmsten Fall zu einer Wirtschaftskrise
kommen könne, „wie sie (West-)Deutschland seit dem Zweiten Weltkrieg nicht erlebt hat“. 

Für die bürgerlichen Medien ist der Schuldige für wirtschaftliche Probleme schnell gefunden: Gestern
war es angeblich noch Corona, heute soll es Putin sein, der in den Schaltzentralen in Moskau mit „sei-
nem Krieg“ die Weltwirtschaft in den Abgrund reißt. Am 13. Juni hat die Zeitschrift „focus“ immerhin
einen Beitrag mit dem Titel „Für die Wohlstandszerstörung gibt es zwei Schuldige – keiner von ihnen
sitzt in Moskau“ veröffentlicht. Als „Schuldige“ werden hier zum einen die Notenbanken (EZB und
Bundesbank) ausgemacht, zum anderen schreibt der Autor: „beide Hände eines jeden Regierungspoliti-

kers zeigen derzeit empört in Richtung Kreml, so-
dass für den Griff an die eigene Nase keine Hand
übrig bleibt.“

Was aber auch hier völlig vergessen wird, ist das zu
benennen, was nach herrschender Ideologie nicht
sein darf: Es ist keine „falsche Politik“, es sind
keine „gierigen oder inkompetenten Politiker“, son-
dern es sind die kapitalistischen Verhältnisse selber,
die strukturelle Krise des Kapitals seit den 1970ern
nach dem Ende des Nachkriegsaufschwungs, die zu
immer neuen Krisen führen. Hierauf wird seitens
der Politik mit immer verzweifelteren Maßnahmen
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reagiert – und die Politik der EZB ist
eine davon. Auch die aktuellen Kriege
sind Ausdruck dieser Krise, doch dazu
kommen wir später...

Es stimmt, dass es im Kapitalismus
Charaktermasken gibt, die eine per-
sönliche Verantwortung für Krise,
Krieg und Elend tragen und vielleicht
eines Tages dafür zur Rechenschaft ge-
zogen werden – aber es wäre eine ge-
fährliche Illusion zu glauben, dass es mit „besserem“ Politikerpersonal keine Krisen, Kriege und Elend
geben würde. Soll heißen: die EZB hat nicht im luftleeren Raum agiert, wenn sie laut dem besagten Ar-
tikel „seit der Weltfinanzkrise 2008 […] rund sechs Billionen Euro zusätzlich in den Markt gepumpt
[hat].“ und ebensowenig mit der Niedrigzinspolitik. Vielmehr drückt sich darin die Hilflosigkeit der
bürgerlichen Politik aus, mit der strukturellen Krise des Kapitalismus fertig zu werden, was wiederum
zu gravierenden Folgen führt, wie wir bereits in zahlreichen Artikeln umfassend analysiert haben (z.B.
in „Die Laufbahn des Weltkapitalismus“). Auch der besagte focus-Artikel geht zumindest auf einzelne
Probleme dieser Politik ein: „Dieser Geldüberhang entlädt sich nun in der Inflation. Professor Hans-
Werner Sinn beziffert diesen Überhang auf fünf Billionen Euro und sagt: ‘Die fünf Billionen Euro sind
Pulverfässer im Keller der EZB.'“ In anderen Worten gesagt: dadurch, dass immer weiter Geld in die
Märkte gepumpt wird, gerät der Euro immer stärker unter Druck. Aber es gibt noch weitere Dinge, die
dem dem Euro zusetzen: erstens müssen die Gas- und Ölrechnungen gegenüber Russland inzwischen
in Rubel statt in Euro bezahlt werden, da der Euro aufgrund der westlichen Sanktionen für Russland
unbrauchbar geworden ist. Zweitens wächst der Druck aus den USA, sämtliche Wirtschaftsbeziehun-
gen zu Russland einzustellen und auf billige russische Energie zu verzichten und somit die Inflation
weiter anzuheizen und die europäische Wirtschaft in den Ruin zu treiben. Außerdem führt die stärkere
Erhöhung der Leitzinsen in den USA zu einer Stärkung des Dollars gegenüber dem Euro.

Der Zusammenhang von Krise und Krieg

Während es bei uns „nur“ darum geht, finanziell über die Runden zu kommen, geht es für viele Men-
schen auf der Welt, die in Kriegsgebieten leben, unmittelbar um körperliche Unversehrtheit und ums
physische Überleben. Und Kriege gab und gibt es in den letzten Jahrzehnten viele, lange vor dem aktu-
ellen Ukraine-Konflikt (nicht vergessen ist der Angriff der NATO auf Jugoslawien, auf den Irak, auf
Afghanistan, der Krieg in Syrien, Jemen sowie die unzähligen Handelskriege). Auch hier sind nicht ei-
nige Politiker das Problem wie ein an Lächerlichkeit kaum zu überbietender Artikel aus der „Welt“
vom 22. Februar mit dem Titel „Wenn der Kampf unvermeidbar ist, muss man als Erster zuschlagen“
nahelegt, in dem akribisch beschrieben wird, dass Putin bereits mit 14 Jahren einem Mitschüler das
Bein gebrochen haben soll und deshalb besonders aggressiv und gewalttätig sei. Es sind die kapitalisti-
schen Verhältnisse, die zu Krieg führen, insbesondere in einer Phase zugespitzter Krisen. Wachsender
Konkurrenzdruck führt dazu, dass die einzelnen Nationen um ihre Vormachtstellung kämpfen. Dann
folgen Konflikte bis hin zu Handelskriegen zwischen den Nationen auf internationaler Ebene. Und
nach einer Eskalationsspirale um Rohstoff- und Absatzmärkte sowie um Einflusssphären folgt die
„Fortführung der Politik mit anderen Mitteln“ – der offene Krieg. 

Der aktuelle Krieg in der Ukraine, der direkt an der Grenze zwischen der NATO und Russland ausge-
brochen ist, zeigt dies sehr deutlich: es geht um die Ostexpansion der NATO, es geht um die Frage,
wer einen ökonomischen und politischen Zugriff (oder zumindest Einfluss) auf die Ukraine und andere
osteuropäische Länder haben darf: die EU, die USA oder Russland. Es geht also direkt um militärische,
wirtschaftliche und politische Interessen, die von allen Seiten rücksichtslos vertreten werden. Während
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sich der Westen, insbesondere die USA, lange Zeit darauf vorbereitet hat, die Ukraine als Kanonenfut-
ter gegen Russland in Stellung zu bringen, um Russland in die Schranken zu weisen und zurechtzustut-
zen, hat Russland auf die seit 2014 laufende Eskalation mit einem offenen Krieg reagiert, der
zumindest im eigenen Land nicht so genannt werden darf. Begleitet wird der Krieg von immer neuen
Waffenlieferungen und Propagandakampagnen, bei denen sich der Westen die Hände nicht selber
schmutzig machen muss, sondern die ukrainische Arbeiter_innenklasse bluten lässt (und vor allem zu-
nächst keine direkte Konfrontation bis hin zu einem Atomkrieg mit Russland riskiert). Für die USA ist
der Krieg mit Russland auch gleichzeitig ein Wirtschaftskrieg gegen Europa, weshalb dort wenig Inte-
resse an einer schnellen Beilegung des Konfliktes besteht: die engen Wirtschaftsbeziehungen insbeson-
dere zwischen Deutschland und Russland sollen dauerhaft gebrochen werden, der billige Zugang zu
Energie und Rohstoffen – bisher ein europäischer Wettbewerbsvorteil – soll zunichte gemacht werden,
um die lästige Konkurrenz aus der EU auszuschalten. Dazu werden die EU und deren Mitgliedsstaaten
durch die USA massiv unter Druck gesetzt und erpresst bis hin zur Androhung von Sabotageakten (wer
die Nordstream-Pipelines wirklich gesprengt hat, wird vielleicht nie ans Licht kommen, da die Unter-
suchungsergebnisse wie ein Staatsgeheimnis gehütet werden).

Die Position der Linken zum Krieg

Inzwischen ist auch die bürgerliche Linke voll auf den Zug der westlichen Kriegsunterstützung aufge-
sprungen (darunter auch der sich selbst als radikal verstehende Teil dieses staatstragenden Sammelsuri-
ums). Ein anderer Teil wiederum unterstützt Russland, frei nach dem Motto: „der Feind meines
Feindes ist mein Freund!“.

Dementgegen ist seit dem imperialistischen 1. Weltkrieg die Trennlinie zwischen staatstragenden, reak-
tionären Organisationen einerseits und revolutionären, linken Organisationen andererseits durch das
Prinzip des „Revolutionären Defätismus“ klar gezogen worden. Das bedeutet in einem kriegerischen
Konflikt zwischen zwei bürgerlich-kapitalistischen Seiten, sich auf keine Seite zu stellen außer auf die
der internationalen Arbeiter_innenklasse, d.h. für die Verbrüde-
rung unserer Klasse in allen beteiligten Nationen einzutreten
(also in diesem Falle vor allem der ukrainisch-russischen, aber
auch der europäischen und US-amerikanischen) und vor allem
der eigenen Bourgeoisie schonungslos in den Rücken zu fallen.
Wie in jedem Krieg versuchen auch hier beide Seiten ihr Verhal-
ten zu rechtfertigen: der Westen bezeichnet Russland als einzi-
gen Aggressor und schiebt jegliche Verantwortung für die
Eskalation dieses Konfliktes von sich und die NATO erscheint
plötzlich als Friedensengel – Russland wiederum sieht für sich
keine andere Chance, als sich durch den Krieg vor den nicht
enden wollenden westlichen Provokationen zu verteidigen. Wer
als vermeintlich Linker in die Falle tappt, für eine der beiden
Seiten Partei zu ergreifen, wird dadurch zum Kriegsunterstützer
muss als solcher entschieden mit allen Mitteln bekämpft werden
– genauso wie alle anderen staatstragenden Kräfte.

Was tun gegen Krise, Krieg und Inflation?

In dieser Situation von Krise, Krieg und Inflation, die wir an dieser Stelle knapp skizziert haben, kann
es nur eine Antwort seitens der Arbeiter_innenklasse geben: das Einfache, das so schwer zu tun ist:
sich zu organisieren im Betrieb und in den Stadtteilen und den Weg des Klassenkampfes wiederaufzu-
nehmen durch das Mittel, was Staat und Kapital am meisten Schaden zufügt: den unbefristeten Streik,
der die Profitproduktion lahmlegt und den Klassenfeind deshalb in die Knie zwingen und somit sowohl
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die aktuellen Kriege als auch die aktuell stattfindenden ökonomischen Angriffe beenden kann. Wir
wissen natürlich sehr gut, dass sich die Arbeiter_innenklasse aktuell in einer Situation der Defensive,
der Desorganisierung, der Schwäche befindet. Dennoch ist es notwendig, auf die Stärke zu verweisen,
die wir haben werden, wenn wir uns gemeinsam erheben und eine dementsprechende Perspektive auf-
zuzeigen.

Was aktuell passiert ist leider das Gegenteil. Zum einen ist die Arbeiter_innenklasse wie gesagt desori-
entiert, zum anderen sind die offiziellen und formell unabhängigen Gewerkschaften fest in den bürger-
lichen Staatsapparat integriert worden und betreiben trotz aller teils radikalen Rhetorik eine Politik der
Sozialpartnerschaft, wie wir an den aktuellen Tarifabschlüssen erkennen können. So schrieb das WSI-
Institut der gewerkschaftlichen Hans-Böckler-Stiftung im August, von einer noch niedrigeren Inflati-
onsrate ausgehend: „Nach den bislang vorliegenden Abschlüssen steigen die Tariflöhne 2022
durchschnittlich nominal um 2,9%. Nach Abzug der Inflationsrate sinken sie real um 3,6%“. Inzwi-
schen müssten wir sagen, dass die Reallöhne um 7,1% sinken, für viele Menschen sogar noch stärker,
da die offizielle Inflationsrate nicht die reale Situation der lohnabhängigen Bevölkerung abbildet!
Ver.di hat beispielsweise für die Druckindustrie 2% ab 1. Mai 2022 und 1,5% ab 1. Mai 2023 rausge-
handelt. Für die Eisen- und Stahlindustrie hat die IG Metall ganze 6,5% durchgesetzt – was immer
noch unterhalb der Inflationsrate wäre – dies gilt allerdings für 18 Monate, also somit 4,3% pro Jahr.
Prozentual am meisten wurde im Niedriglohnsektor durchgesetzt. Das liegt zum einen am staatlich
festgelegten Mindestlohn, der letztlich auch den Staatshaushalt vor zu hohen Sozialausgaben schützen
soll und eine Reaktion auf die selbst aus staatlicher Sicht zu zurückhaltenden Gewerkschaften darstellt
und deshalb von der Regierung angehoben wurde. Auch Löhne, die knapp über diesem Mindestlohn
liegen, werden hierdurch ein wenig nach oben gedrückt, um ein Lohnabstandsgebot für höher qualifi-
zierte Tätigkeiten zu gewährleisten. Zum anderen macht sich hier jeder Cent Lohnerhöhung zumindest
prozentual bemerkbar. So bekommt die Gebäudereinigung „dank“ der IG BAU ab 1. Oktober 2022:
9,7% mehr, das sind allerdings für 2 Jahre auch nur 4,9%, und 3,2% Stufenerhöhungen ab 1. Januar
2024. Hier alle anderen Branchen aufzulisten, würde den Rahmen sprengen, jedoch sind 2% Lohnerhö-
hung eher die Regel, mehr als 4% die Ausnahme.

Lässt sich zusammenfassen: Größtenteils extrem niedrige Lohnerhöhungen, die höchsten Steigerungen
bleiben (wenn die teils „hohen“ Zahlen auf Jahr umgerechnet werden) immer noch bei unter 50% der
offiziellen Inflationsrate wie die 4,3% der Stahlindustrie oder die Gebäudereinigung mit 4,9%. Dazu
Laufzeiten von teils 4 Jahren, in denen nicht nachverhandelt werden kann, weil hier die Friedenspflicht
gilt!

Die „Konzertierte Aktion“

Zusätzlich zu der üblichen Politik der Sozialpartner-
schaft der Regime-Gewerkschaften ist die Bundesre-
gierung stets darum bemüht, Vertreter_innen von
Gewerkschaften und Arbeitgeber_innen mit ins Boot
zu holen, um öffentlichkeitswirksam zu Lohnzurück-
haltung aufzurufen. Bei der Anfang Juli durchgeführ-
ten „Konzertierten Aktion“ ging es darum, die „hohe
Inflation und Einkommensverluste abzumildern“, teils
durch staatliche Maßnahmen, teils durch Tarifab-
schlüsse. Wie das Zitat aber schon suggeriert, geht es
faktisch darum, sich mit Einkommensverlusten abzu-
finden. Auch wenn der am Treffen beteiligte gewerk-
schaftliche Dachverband DGB (Deutscher Gewerkschaftsbund) keine Tarifverhandlungen führen kann
und ohne die Zustimmung der einzelnen Mitgliedsgewerkschaften machtlos ist, hatte dieses Treffen
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weit mehr als einen symbolischen Charakter.
Statt sich an die eigene Nase zu fassen und in-
nerhalb der Gewerkschaften für höhere Tarif-
abschlüsse zu kämpfen, forderte die
DGB-Vorsitzende Yasmin Fahimi, bis vor kur-
zem noch Mitglied der SPD-Bundestagsfrak-
tion, kurz nach dem Treffen von ihrem
Parteifreund und Bundeskanzler Scholz wei-
tere Entlastungspakete.

Wir wissen, dass der Weg der Wiederauf-
nahme des Klassenkampfes ein langer und
schwieriger sein wird, der von vielen Nieder-
lagen, aber auch immer wieder von kleinen
Erfolgen begleitet werden wird. Nur in dieser
Kampfdynamik können auch neue gewerk-
schaftliche Strukturen entstehen, die nicht
künstlich am „Runden Tisch“ konstruiert wer-
den können, aber dringend notwendig sind, um sich gegen die Übermacht von Staat, Kapital und sämt-
lichen regimetreuen Organisationen erfolgreich zur Wehr zu setzen und eine Verbesserung der Lebens-
und Arbeitsbedingungen der Arbeiter_innenklasse durchzusetzen. Wir wissen ebenfalls, dass der Staat
alles erdenkliche unternehmen wird, um diesen Prozess abzubremsen, durch Integrations- und Krimi-
nalisierungsversuche, wie die aktuelle Repressionswelle gegen Basisgewerkschaftler_innen der SI
Cobas und der USB in Italien unter dem Vorwand des Terrorismus deutlich zeigt. Der Abwehrkampf
gegen die Angriffe von Staat und Kapital benötigt – um sich nicht von staatlicher Lügenpropaganda
und politischen Scharlatanen desorientieren zu lassen – eine theoretisch Klarheit über die systemischen
Ursachen der Krise aber auch die Möglichkeit und Notwendigkeit der Beseitigung des kapitalistischen
Systems. Diese aus den historischen Kämpfen der Arbeiter_innenklasse selbst hervorgegangene theo-
retische Klarheit ist die kommunistische Programmatik. Mit ihr stehen wir Seite an Seite mit unserer
Klasse, um sie bei dem schwierigen Weg der Wiederaufnahme des Klassenkampfes zu unterstützen.
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Tarifabschlüsse der Pflegekräfte von Charité und Vivantes

In der letzten Ausgabe unserer Zeitung berichteten wir über den Arbeitskampf der Pflegekräfte der
Charité für einen Tarifvertrag Entlastung, der bessere Arbeitsbedingungen garantieren soll, der aber
zum Zeitpunkt des Erscheinens unserer Zeitung noch im Gange war. Wir kritisierten die Rolle der Ge-
werkschaft ver.di, die mit der Fokussierung auf Wahlen und andere bürgerliche Politikformen sowie
mit teils rein symbolischen Streiks wieder einmal versuchte, die Kämpfe ins Leere laufen zu lassen und
die Wut der Beschäftigten zu kanalisieren. Nichtsdestotrotz gehört eine breite Öffentlichkeitsarbeit und
die Solidarisierung mit anderen sozialen Initiativen und Teilen unserer Klasse sowie der Austausch und
die Vernetzung der Pflegekräfte untereinander zwei-
fellos zu den positiven Merkmalen dieses Arbeits-
kampfes. Allerdings darf nicht vergessen werden,
dass vor allem Streiks ein für das Kapital schmerz-
haftes Druckmittel darstellen, weil sie die Profitpro-
duktion direkt unterbrechen. Genau deshalb ist es
wichtig, dieses Druckmittel auch in aller Härte aus-
zunutzen und sich nicht in nutzlosen Appellen, Wahl-
aufrufen und Unterschriftenlisten zu verlieren.
Dieser Arbeitskampf hat gezeigt, dass überhaupt eine
Kampfdynamik entstanden ist, die neben dem Ma-
nagement auch ver.di unter Druck gesetzt hat und
vor allem, dass es möglich ist, im Pflegesektor nicht
nur für höhere Löhne, sondern auch für bessere Ar-
beitsbedingungen und Personalbemessungen zu
kämpfen. Dementgegen stehen die größtenteils
schlechten Erfahrungen mit den bisherigen Tarifverträgen Entlastung, die zu vage formuliert waren
und vom Management der Kliniken nur unzureichend umgesetzt oder gänzlich missachtet wurden,
weil es hier keine wirksamen Sanktionsmöglichkeiten bei Nichteinhaltung gab.

Inzwischen gibt es seit dem 8. Dezember 2021 einen Tarifabschluss bei den Pflegekräften der Charité
(Tarifvertrag Gesundheitsfachberufe), welches das größte Krankenhaus in Europa ist und zu 100 Pro-
zent dem Land Berlin gehört. Auch mit dem landeseigenen Klinikkonzern Vivantes, der größte kom-
munale Klinikkonzern in Deutschland, wurde am selben Tag ein vergleichbarer Tarifvertrag
(Tarifvertrag „Pro Personal Vivantes“) geschlossen. Jeweils um die 96% der ver.di-Mitglieder stimm-
ten bei beiden Kliniken, die in der Hauptstadt etwa die Hälfte aller Krankenhausbetten stellen, für das
Verhandlungsergebnis. Deshalb lohnt es sich, sich einerseits die Ergebnisse noch einmal anzuschauen
sowie andererseits die Umsetzung der vage formulierten Entlastung seitens des Managements der Kli-
niken.

Der Streik

Nachdem das von den Pflegekräften an Politiker und Management der Kliniken gestellte Ultimatum
von 100 Tagen verstrichen war (begleitet von unterschiedlichsten Aktionen, die zwar teils öffentlich-
keitswirksam, aber auch von nutzlosen Appellen an die Politik und ans Management begleitet waren,
wie die Überreichung von 8.397 Unterschriften am 12. Mai), ist erwartungsgemäß erstmal nichts pas-
siert, da es bis dahin keine unbefristeten Streiks gegeben hatte.

Wie groß die gefährlichen Illusionen in die bürgerliche Politik bei sozialen Kämpfen sind, lässt sich in
der Zeitung „Analyse und Kritik“ vom 19. Oktober 2021 in einem ausführlichen Bericht einer Aktivis-
tin nachlesen:“Und wir hatten angenommen, dass bei landeseigenen Unternehmen mit bevorstehenden
Abgeordnetenhauswahlen dieser Druck groß genug sein würde, um unsere Forderungen zu erfüllen...
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Die Beschäftigten von Charité, Vivantes und den
Servicegesellschaften haben zusammen gekämpft



Trotz vieler Zusagen von
Spitzenpolitiker*innen, dass sie auf die Klinik-
leitungen einwirken wollten, zog das keine
konkreten finanziellen Zusagen nach sich.
Dazu war der Eigentümer – das Land Berlin –
nicht bereit.“

Allerdings wurden diese 100 Tage genutzt, um
eine breitere Öffentlichkeit zu schaffen, und
um die Organisierung und den Austausch unter
den Kolleg_innen zu verbessern. So wurde in
den Teams über Forderungen diskutiert und da-
rüber, wie die Situation konkret verbessert wer-
den kann. Nachdem sich ein Team auf eine
Forderung geeinigt hatte, wurden Teamdele-
gierte gewählt. Die circa 1.000 Teamdelegierten haben dann die Forderungen bei einer Versammlung
am 9. Juli im Stadion „An der Alten Försterei“ des Fußballclubs „Union Berlin“ zusammengetragen.

Im August gab es dann erste Warnstreiks und im September traten die Pflegekräfte der Charité für 30
Tage, die von Vivantes für 35 Tage in einen unbefristeten Streik, unterbrochen durch Verhandlungen.
Am Streik beider Kliniken beteiligten sich anfangs ca. 1.000 Beschäftigte, ver.di hatte jedoch später
die Anzahl der Streikenden auf ca. 2.000 Beschäftigte erhöht.

Beide Kliniken weigerten sich, Notdienstvereinbarungen zu unterzeichnen, die sicherstellen sollen,
dass Notfälle weiterhin behandelt werden und keine Patient_innen gefährdet werden. Daraufhin haben
die Beschäftigten selber eine solche Notdienstvereinbarung beschlossen und Stationsschließungen
sechs Tage vorher und Bettenschließungen drei Tage vorher angekündigt. Für Bereiche, die nicht kom-
plett geschlossen werden können, wurden Notbesetzungen festgelegt. Anfangs versuchte Vivantes, ge-
richtlich gegen die Streiks vorzugehen (was die Charité in der Vergangenheit ebenfalls versucht hatte).

Während in der Charité nur zwei Stationen geschlossen waren, wurden bei Vivantes 16 Stationen ge-
schlossen und außerdem viele Betten gesperrt. Das ist damit zu erklären, dass zum einen die Miss-
stände bei Vivantes größer waren, zum anderen das Klinikmanagement noch weniger bereit war, auf
die Forderungen der Streikenden einzugehen.

Am 5. Oktober fand eine öffentliche Pressekonferenz an der Berliner Volksbühne statt, um breitere
Teile der Öffentlichkeit zu erreichen. 

Am Samstag, den 9. Oktober, fand in Berlin eine Demonstration mit ca. 5.000 Menschen statt, die von
der „Berliner Krankenhausbewegung“, in der sich die Beschäftigten von Vivantes und Charité zusam-
mengeschlossen haben, organisiert wurde. Darunter sichtbar auch Fahradkuriere von Gorillas, Akti-
vist_innen der Kampagne „Deutsche Wohnen & Co. enteignen“ und der Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft GEW.

Am 7. Oktober einigten sich ver.di und Charité auf ein Eckpunktepapier, aus dem dann der Tarifvertrag
hervorgegangen ist, bei Vivantes gab es eine solche Einigung wenige Tage später, am 12. Oktober. Am
8. Dezember 2021 wurde in beiden Kliniken der Tarifabschluss mit einer Laufzeit von 3 Jahren (1. Ja-
nuar 2022 bis 31. Dezember 2024) in einer Urabstimmung von den ver.di-Mitgliedern beschlossen.
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Inzwischen ist es fast normal, dass die Unternehmen
versuchen, juristisch gegen Streiks vorzugehen



Das Ergebnis und eine kurze Bewertung

Für viele sich als links verstehende Menschen
und Gruppen war der Streik ein voller Erfolg,
z.B. „Der Streik endete mit dem Sieg der Be-
schäftigten.“ (Gisela Notz in „lunapark 21“
vom 8. Januar 2022) oder „Berliner Kranken-
hausbewegung: So haben wir gewonnen.“ in
Marx21 (einer trotzkistischen Organisation in-
nerhalb der Linkspartei).

Die Realität für die Beschäftigten ist aber
komplizierter: Zunächst kann festgehalten
werden, dass die Entlastungs-Tarifverträge
Verbesserungen für die Beschäftigten enthalten, die von den Kliniken nur widerwillig nach einem län-
geren Arbeitskampf zugebilligt wurden. Dies ist ein Teilerfolg oder vielleicht ein Etappensieg, da diese
längst noch nicht ausreichen. Letztendlich hängt der Erfolg aber von der realen Umsetzung der verein-
barten Personalschlüssel ab und die war in der Vergangenheit eher schleppend. Und selbst dann bleibt
die Belastung für die Pflegekräfte immer noch auf einem sehr hohen Niveau bei unzureichender Be-
zahlung, es wird gerade einmal etwas Druck abgelassen. Hinzu kommt die sehr lange Laufzeit von 3
Jahren, in der faktisch ein Streikverbot herrscht und das Management seine Ruhe vor den wütenden
Beschäftigten hat.

Ein weiterer positiver Aspekt ist natürlich die Tatsache, dass die Kämpfe überhaupt in dieser Form ge-
führt wurden, trotz der zögerlichen Haltung des Gewerkschaftsapparates in den letzten Jahren (siehe
unser Artikel in „Kommunistisches Programm“ 2021). Zum anderen wurden neue Strukturen wie die
Teamdelegierten erprobt und aufgebaut und es fanden Schulungen und Wissenstransfers auf unter-
schiedlichen Ebenen statt.

Bei der Charité wurde festgelegt, dass 700 zusätzliche Beschäftigte angestellt werden, das ist bereits
fast eine Halbierung von der ursprünglichen Forderung von 1.200 – und die Klinikleitung hat hierfür 3
Jahre Zeit. Insgesamt ist das immer noch viel zu wenig, um den akuten Personalmangel zu beseitigen
und es ist unklar, ob diese Kräfte tatsächlich eingestellt werden.

Auch der Personalschlüssel hat sich verbessert. Bisher war auf Intensivstationen eine Pflegekraft für
bis zu 4 Patient_innen zuständig, im Nachtdienst für 20 – 30. Jetzt sollen es eine 1:1 bzw. 1:10 – 1:17
Betreuung geben. In den Kreißsälen soll nun eine Hebamme nur eine Frau bei der Geburt begleiten
statt wie vorher teilweise drei Frauen.

Bei Arbeit in fünf unterbesetzten Diensten bekommen Mitarbeiter_innen nun einen Belastungspunkt –
dies entspricht acht Stunden Freizeitausgleich. Begrenzt ist dies aber auf 5 freie Tage pro Jahr.

Auch bei Vivantes wurde ein Punktesystem mit Freischichten eingeführt, wenn Schichten unterbesetzt
sind. Dieses ist aber schlechter geregelt als bei der Charité: Hier gibt es statt für 5 unterbesetzte
Schichten (Charité) erst für 9 unterbesetzte Schichten einen freien Tag. Dies soll aber bis 2024 auf das
Niveau der Charité angeglichen werden.

Die Bezahlung wurde nicht verhandelt, da hierfür noch der Tarifvertrag Öffentlicher Dienst (TVÖD)
gilt.

Inzwischen gibt es in den Medien auch einige Berichte über die Umsetzung des Entlastungs-Tarifver-
trags. So schreibt die taz vom 27. April 2022 über eine Intensivpflegerin in der Charité, dass sie „noch
immer ‘sehr häufig in belasteten Schichten arbeiten’ [müsse] – also in solchen, in denen sie mehr Pa-
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Bei den Arbeitskämpfen ging es um Entlastung durch
mehr Personal in den Krankenhäusern



tient_innen betreuen muss, als laut Tarifvertrag erlaubt ist.“
Glücklich ist die Pflegerin jedoch darüber, „dass die Überlastung
überhaupt gemessen wird“ und es einen Freizeitausgleich gibt.
Auch gebe es „Reibungen“ mit der Charité-Leitung, welches Per-
sonal in die Überlastungssoftware eingerechnet wird. So würde
die Geschäftsführung etwa Stationsleitungen, die im Büro und
nicht „am Bett“ arbeiten, einbeziehen – obwohl sie zur Entlastung
der Pfleger_innen gar nichts beitragen.“ Bei Vivantes lässt man
sich bei der Umsetzung des Tarifvertrages noch mehr Zeit, was in
unterschiedlichen Medien problematisiert wird, hier noch einmal
die taz: „es sei offenkundig, dass Vivantes sich mit der Umsetzung viel Zeit lasse. Viele Informationen,
die der Betriebsrat brauche, gebe die Geschäftsführung nur zögerlich heraus.“

Für die Gewerkschaft ver.di hat sich der Arbeitskampf auf jeden Fall auch gelohnt: es wurden über
2000 neue Gewerkschafter_innen gewonnen. Dies ist in der Tat auch eine wichtige Voraussetzung, um
weiterhin Kämpfe in den beiden Kliniken führen zu können.

Positiv hervorzuheben ist abschließend, dass der Arbeitskampf eine Art deutsches Pilotprojekt für
Kämpfe im Pflegesektor war und auch Ausstrahlungskraft auf andere Kliniken hat wie die Asklepios
Kliniken Brandenburg oder in Nordrhein-Westfalen (die Unikliniken in Aachen, Bonn, Köln, Düssel-
dorf, Essen und Münster). Hier haben im August 73,58% der befragten ver.di-Mitglieder an den Uni-
kliniken und die ver.di-Tarifkommission dem neuen Tarifvertrag „Entlastung“ nach 77 Tagen Streik
zugestimmt. Allerdings muss auch hier vor allzu viel Optimismus gewarnt werden, wie ein Artikel von
Gudrun Giese betont, der in der „jungen welt“ vom 21. Juli mit der Überschrift „Reicht bei weitem
nicht“ erschienen ist: „Das ist ein hart erkämpfter Tarifabschluss, und was er in der Praxis wert ist,
muss sich erst noch zeigen.“

Der Arbeitskampf der Pflegekräfte hat gezeigt, dass es wichtig und möglich ist, sich zu organisieren
und für die eigenen Klasseninteressen zu kämpfen. Nur so kann eine Stärke entstehen, mit der auch be-
grenzte Verbesserungen erzielt werden können. Außerdem wurde wieder einmal deutlich, dass die
staatstragenden Gewerkschaften solche Kämpfe zwar bis zu einem gewissen Grad unterstützen (oder
manchmal sogar dank engagierter Gewerkschaftler_innen an der Basis diese erst ermöglichen), aber
auch versuchen die Unzufriedenheit zu kanalisieren und die Proteste zu begrenzen. Deshalb ist es not-
wendig, wie wir stets betonen, dass aus den Kämpfen neue, authentische gewerkschaftliche Strukturen
entstehen, die mit Sozialpartnerschaft, Korporatismus und dem Staat brechen. Dies ist eine zwingende
Voraussetzung dafür, dass wir zu einer Wiederaufnahme des Klassenkampfes kommen und größere Er-
folge erzielen können. Da aus den Kämpfen selber in der Regel nur ein spontanes Bewusstsein ent-
steht, ist vor allem der Aufbau und die Verankerung der Internationalen Kommunistischen Partei auf
weltweiter Ebene essentiell, damit durch deren politische Arbeit ein Klassenbewusstsein entstehen
kann und für unsere Klasse wieder die Perspektive einer klassenlosen, kommunistischen Gesellschaft
eröffnet wird. Dafür kämpfen und arbeiten wir.
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Volksbegehren „Deutsche Wohnen und Co. enteignen“:

Der Anfang vom Ende!

Die Wohnungsfrage, sprich das Problem rasant steigender Mieten in deutschen Städten (aber auch eu-
ropaweit bzw. international), ist in den letzten Jahren zu einem immer größer werdenden Problem für
die lohnabhängige Klasse geworden, insbesondere für Geringverdiener_innen. Ein immer größerer An-
teil des eigenen Einkommens geht für die Miete
drauf und immer weniger bleibt zum Leben übrig.
Wir haben uns bereits in vielen Flugblättern, Arti-
keln und Veranstaltungen diesem Thema gewid-
met, um zunächst die Ursachen dieses Phänomens
zu erörtern und um anschließend Kampfperspek-
tiven gegen diese Form der Enteignung der Arbei-
ter_innenklasse aufzuzeigen, dabei stets auch
bereits existierende Kämpfe und Initiativen im
kritischen Blick. Unseren Standpunkt wollen wir
jetzt noch einmal bekräftigen – wo in Berlin und
in Deutschland gerade neue Regierungen instal-
liert werden und das Volksbegehren „Deutsche
Wohnen und Co. enteignen“ (DWE) kurz vor dem
Aus steht.

Der Kapitalismus als Wirtschaftsweise befindet sich seit den 70er Jahren weltweit in einer strukturellen
Krise (siehe hierzu auch unsere Untersuchungen zur „Laufbahn des Weltkapitalismus“) – der historisch
beispiellose Aufschwungzyklus durch die technologischen Innovationen der Kriegsindustrie und die
gewaltigen Zerstörungen (Produktionsmittel, Waren und überflüssige menschliche Arbeitskraft) des 2.
imperialistischen Weltkrieges war abrupt zu seinem Ende gekommen. Seitdem wird mit vielfältigen
Maßnahmen versucht, dieser Krise entgegenzuwirken, was auch immer von kurzfristigen Erfolgen ge-
krönt ist, bis diese – wie ein Brandherd, der nicht gelöscht werden kann – wieder von neuem auflodert.
Einige dieser Maßnahmen bestehen in der Reduzierung von „überflüssigen“ Kosten für das Kapital
durch die Leistungen des „Sozialstaats“ in Form von Arbeitslosengeld oder der Gesundheitsversor-
gung, andere greifen die Arbeitsbedingungen direkt an durch Lohnkürzungen, Arbeitszeiterhöhungen,
Arbeitsverdichtungen, Schaffung eines Niedriglohnsektors, Verlagerung der Produktion in sogenannte
Niedriglohnländer und Erhöhung der internationalen Konkurrenz unter der Arbeiter_innenklasse. Des
Weiteren wird versucht, durch technologischen Fortschritt und effizientere Produktionsprozesse die
Produktivität zu erhöhen (oft auch auf Kosten der Beschäftigten), der Kapitalumschlag erhöht und die
Lagerkosten gesenkt – bekannte Schlagwörter sind hier just-in-time und lean production. Last but not
least versuchen die Staaten mit ihren Notenbanken durch eine immer exzessivere Fiskalpolitik die
Wirtschaft am Laufen zu halten – mit Maßnahmen, die noch vor wenigen Jahrzehnten undenkbar
schienen wie Negativzinsen und das Fluten der Märkte mit frischem Geld.

Damit kommen wir auch zurück zur Wohnungsfrage, denn es sind die niedrigen Zinsen, die Geld-
schwemme, die nun anziehende Inflation und der verzweifelte Versuch seitens des Kapitals und vieler
gutbetuchter Anleger_innen, ihr Vermögen noch irgendwie gewinnbringend anzulegen bzw. vor der
drohenden Inflation in Sicherheit zu bringen, die die Preise des „Betongolds“ in schwindelerregende
Höhen treiben und den gesamten Immobilienmarkt (und somit den Wohnraum der proletarischen Be-
völkerung) der Profitmaximierung durch „Investoren“ unterwerfen, weil in anderen Bereichen kein
ausreichender Profit mehr für das überschüssige Kapital realisiert werden kann. Das, was hier entsteht,
ist zudem eine gewaltige Immobilienblase, die, entkoppelt vom realen Wert, dazu verdammt ist, früher
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oder später zu platzen – mit all den dramatischen Folgen für die Finanzmärkte und die Stabilität der
kapitalistischen Wirtschaft. Schutzpatron dieser am Eigentum einiger Weniger orientierten Interessen
sind sämtliche Staatsparteien sowie die Institutionen des bürgerlichen Staates (z.B. Gerichte), die auf
dem Boden dieser Verfassung stehen – dies können wir nach den Wahlen zum Berliner Abgeordneten-
haus und zum Bundestag wieder einmal sehr
deutlich sehen noch bevor die neuen Regierungen
im Amt sind – einen spürbaren Eingriff in den
Wohnungsmarkt durch staatliche Regulierungen
wird es auch in der nächsten Legislaturperiode
nicht geben.

Zusammen mit den Wahlen wurde in Berlin am
26. September 2021 auch zum Volksbegehren
„Deutsche Wohnen und Co. enteignen“ abge-
stimmt – 57% stimmten dafür, 39% dagegen – so-
dass bei den Initiator_innen der Sektkorken
knallte, inzwischen aber Katerstimmung einge-
kehrt ist. Wir haben vor dem, was sich bereits un-
mittelbar nach den Wahlen abzeichnet, im Vorfeld
gewarnt und die mit dem Volksbegehren verbun-
denen Illusionen kritisiert:

1. Das Volksbegehren ist keine „Enteignungskampagne“, wie der Name glauben lässt, sondern eine
Rückkaufkampagne mit Staatsgeldern. Somit steht es von vornherein unter dem Vorbehalt der Höhe
der Entschädigung und den Mitteln des Staatshaushaltes sowie natürlich der verfassungsrechtlichen
Frage, ob der Staat große Wohnungskonzerne überhaupt zum Verkauf zwingen kann. Denn das
Recht darauf, mit allem und auf Kosten der Mehrheit Profite machen zu dürfen, wird im Kapitalis-
mus durch die Verfassung garantiert.

2. Das Volksbegehren ist nur die Bitte nach Erarbeitung eines Gesetzesentwurfes seitens des Berliner
Senats, hat aber keinerlei rechtliche Bindung. Es ist ein Grundproblem von Volksbegehren (bei
denen es um mehr als um Parks oder Fahrradwege geht), dass sie entweder scheitern (aufgrund der
enormen Lobbyarbeit der bürgerlichen Kräfte) und sich die Bewegung dadurch selber delegitimiert
oder dass diese im Falle eines Erfolges in aller Regel durch die Mühlen von Staat und Justiz zu-
rechtgestutzt werden (und vor allem bei der Formulierung im Vorfeld bereits von den
Initiator_innen mit den Staatsinteressen kompatibel gemacht werden müssen).

3. Volksbegehren verlagern den „Kampf auf der Straße“ oder den „Streik in den Unternehmen“ auf das
Terrain demokratischer Abstimmung unter vollständiger Anerkennung der Spielregeln des bürgerli-
chen Staates, seiner Verfassung, seiner Gesetze, seiner Sachzwänge und seiner Politikformen. Auch
wenn im Falle des DWE-Volksbegehrens weiterhin eine Bewegung auf der Straße vorhanden ist, so
wird dennoch aufs falsche Pferd gesetzt: Eine soziale Bewegung muss Verbesserungen erkämpfen,
d.h. ERZWINGEN und nicht ERBETTELN – nur so wurden bisher in der jüngsten oder weiter zu-
rückliegenden Geschichte Erfolge erzielt. Die Orientierung auf demokratische Manöver wird dazu
führen, dass sich die Bewegung totläuft und falschen Illusionen einer zutiefst bürgerlichen Kampa-
gne unterliegt. Vor allem aber wird so mittel- und langfristig kein kämpferisches Bewusstsein in der
Arbeiter_innenklasse entstehen, denn die nächsten Angriffe sind bereits in den Startlöchern, und soll
nun etwa als nächstes ein Volksbegehren gegen Krieg, gegen die Kapitalmarktorientierung der Ren-
ten, gegen Massenentlassungen und den Angriff auf unsere Löhne stattfinden? Das aktuelle Volks-
begehren ist ein zahnloser Tiger, vor dem niemand ernsthaft Angst hat – auch hier sind
Immobilienkonzerne und die bürgerlichen Parteien weitsichtiger als die extreme bürgerliche Linke.
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Eine kurze Kritik des Reformismus

Das Volksbegehren knüpft direkt an die Politikformen des bürgerlichen Reformismus an, die wir von
Grund auf ablehnen, und das nicht aus „Dogmatismus“ sondern aufgrund unserer wissenschaftlichen
Analyse der bestehenden gesellschaftlichen Verhältnisse, die im Konkreten stets – historisch wie aktu-
ell – von den realen Erfahrungen der Arbeiter_innenklasse bestätigt wurde!

Natürlich lehnen wir Reformen für unmittelbare Verbesserungen
nicht ab, sondern im Gegenteil: sie sind ein notwendiger Teil des
Weges, den die Arbeiter_innenklasse beschreiten muss, um sich
der Stärke der eigenen Kraft wieder bewusst zu werden. Zudem
sind Reformen unverzichtbar, um sich eine Verschnaufpause zwi-
schen all den tagtäglich stattfindenden sozialen Angriffen zu ver-
schaffen. Auch darüber, dass Kampferfolge, die dem Kapital oder
dem Staat abgerungen wurden, am Ende in Vertrags- oder Geset-
zesform gegossen werden müssen, damit sie Gültigkeit und Ver-
bindlichkeit erlangen, und der Gewaltapparat des bürgerlichen
Staates somit deren Einhaltung sicherstellt, machen wir uns keine
utopischen Illusionen – that´s part of the game. Allerdings dürfen
dabei keine falschen Illusionen über die Möglichkeiten und Gren-
zen sozialer Verbesserungen innerhalb des Kapitalismus oder den

Charakter des bürgerlichen Staates und seiner Institutionen geschürt werden – bei allem Optimismus
und bei aller Euphorie, den manch eine_r haben mag...

Der Unterschied zwischen Reformen und Reformismus: Reformismus ist, wie der Name schon sagt,
der „ismus“ von Reformen, also daraus einen reinen Selbstzweck zu machen, und dem alles unterzu-
ordnen und dabei vollends in Illusionen und Hirngespinsten zu versinken. Aber das Ganze geht noch
weiter, denn letztlich findet eine ideologische Verblendung und Verdrehung von dem eigentlichen Ziel
Reformen zu erreichen statt:

Der Reformismus zeichnet sich gerade nicht dadurch aus, dass er maximal effizient Reformen durch-
setzen würde. Sondern dadurch, dass er dies nur vorgibt, aber seine eigenen Versprechungen nicht ein-
hält. Es handelt sich hierbei um ein riesiges Täuschungsmanöver und einen gewaltigen Selbstbetrug.
Ein bekanntes Beispiel sind die staatstragenden Gewerkschaften, die 4% Lohnerhöhung als großen Er-
folg feiern, aber verschweigen, dass diese mit Einmalzahlungen schöngerechnet und auf mehrere Jahre
gestreckt wird und am Ende unterhalb selbst der offiziellen Inflationsrate bleibt. Selbiges gilt in noch
viel stärkerem Maße für die „linken“ Parteien in den Parlamenten, die oftmals eher Verschlechterun-
gen, von Zeit zu Zeit aber auch äußerst magere Verbesserungen durchsetzen. Und an dieser Strategie
des Reformismus knüpft das Volksbegehren unmittelbar an, indem es Enteignung verspricht, aber noch
nicht einmal das Versprechen nach Rückkäufen halten kann. Inklusive des sozialpartnerschaftlichen,
konstruktiven und demokratischen Mitwirkens und der Orientierung auf einen Staat und seine Mecha-
nismen, der nichts anderes als der Staat des Kapitals ist – welch dummer Etatismus! Es ist im Übrigen
kein Zufall, dass die führenden Köpfe des Volksbegehrens aus dem Trotzkismus kommen – einer sozi-
aldemokratisch entstellten pseudokommunistischen Spielart des Reformismus. Auch die Orientierung
vieler Köpfe des Volksbegehrens auf eine enge Zusammenarbeit mit der Linkspartei oder gar eine Mit-
arbeit in dieser, um „die Wohnungsfrage direkt in die Parlamente zu tragen“ ist angesichts der Erfah-
rungen der letzten Jahrzehnte denkbar naiv. Der Reformismus ist aber dennoch mehr, als nur ein reines
Hirngespinst: die Tatsache, dass der Reformismus in sehr begrenztem Maße in der Lage ist, Verbesse-
rungen zu erzielen oder Verschlechterungen zu verhindern, und diese Hoffnung permanent schürt –
gleich der Hoffnung nach einem Lottogewinn – ist seine reale materielle Basis und erklärt dessen Zäh-
lebigkeit.
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Unsere Aufgabe als kritische Linke ist es aber nicht, „tote Pferde zu reiten“, wie dies beim naiven Teil
der Reformisten der Fall ist (beim anderen Teil kann nichts anderes als pure Absicht unterstellt werden,
Kämpfe abzuwürgen!), sondern stets eine schonungslose Analyse und Kritik der bestehenden Ausbeu-
tungs- und Unterdrückungsverhältnisse und möglicher Kampf- und Politikformen zu üben. Und wenn
man schon in bestimmten Bereichen permanent Niederlagen in sozialen Kämpfen oder bei Streiks ein-
fährt, muss man zumindest offen damit umgehen und diese nicht nachträglich zum Erfolg oder Selbst-
zweck umdeuten. Denn es kann ja durchaus reale Gründe hierfür geben, wie die mangelnde
Organisierung oder Kampfbereitschaft unserer Klasse oder eine falsche Taktik – aber hier gibt es nichts
schönzureden, selbst wenn sich die Probleme nicht einfach aus der Welt schaffen lassen, müssen sie
schonungslos offengelegt werden und eine Perspektive aufgezeigt werden, wie sich daran etwas ändern
lässt! Wir müssen daran arbeiten, dass die Arbeiter_innenklasse sich ihrer Stärke wieder bewusst wird
und in der Lage ist, soziale Angriffe kollektiv zurückzuschlagen – wie dies auch heute punktuell ge-
lingt – statt auf der Ebene bürgerlicher Politikformen zu lamentieren und steckenzubleiben, denn sonst
bereiten wir nur weitere Niederlagen vor!
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Soziale Kämpfe und staatliche Repression in Italien

Seit dem 19. Juli dieses Jahres hat ein Hagel von gerichtlichen Maßnahmen in Norditalien Führungs-
kräfte und Aktivist_innen der S.I. Cobas getroffen, angefangen bei ihrem bekannten, nationalen Koor-
dinator Aldo Milani, aber auch die Basisgewerkschaft USB war von der Repression betroffen. So
wurden 8 Gewerkschaftler_innen anfangs
unter Hausarrest gestellt und sechs Gewerk-
schaftler_innen inhaftiert, aber nach knapp
über 2 Wochen Gefängnis von einem ande-
ren Gericht mit Meldeauflagen (3 mal pro
Woche) wieder freigelassen. Dennoch stehen
weiterhin sehr hohe Strafen im Raum, da das
Verfahren noch läuft und durch mehrere In-
stanzen geht. Derweil wurden die staatlichen
Repressionen auch in anderen Teilen Italiens
fortgesetzt: Im süditalienischen Kalabrien
wurden am 9. September mehr als 50 Ge-
werkschafter_innen von USB und S.I. Cobas
vor Gericht gestellt. Aber zurück zu den an-
fangs genannten staatlichen Angriffen in
Norditalien:

Neben den „traditionellen“ Straftatbeständen im Zusammenhang mit der Durchführung von Kämpfen
(private Gewalt, Störung eines öffentlichen Dienstes usw.) wollen die Jurist_innen der Bosse ein neues
Kapitel aufschlagen. Da die Blockierung von Waren und Produktion während der gewerkschaftlichen
Aktionen einen wirtschaftlichen Schaden und einen Imageschaden verursacht hat (was offensichtlich
und notwendig ist; und trotz der unternehmerischen Erpressung mit allen legalen und illegalen Mitteln
finden diese Blockaden statt), werden neben den strafrechtlichen Aspekten von den Unternehmen auch
zivilrechtliche Klagen auf wirtschaftliche Entschädigung erhoben. Für die Arbeiter_innen, die gezwun-
gen waren, ihre Arbeitskämpfe mit Energie und Härte zu führen, war zudem der Ausgang einiger ihrer
Kämpfe kurz- oder langfristig ungünstig.

Der Schaden und der Hohn für die Angeklagten: Sie haben nicht nur ihren Arbeitsplatz (und die wäh-
rend der Streiks verlorenen Lohnstunden) verloren, sondern müssten im Falle eines erfolgreichen Ver-
fahrens auch den Managern, Chefs und kleinen Herren des Geflechts der „Genossenschaften“ und
„SRLs“ der Verträge und Unterverträge Schadenersatz zahlen! Ein Präzedenzfall, der eine neue und
schwere Einschüchterung für jeden zukünftigen Kampf und eine weitere Erpressung darstellen würde,
mit der die großen Regime-Gewerkschaften (die einzigen, die so „reich“ sind, dass sie eine angemes-
sene finanzielle Absicherung versprechen und gewähren können) die Arbeiter_innen ruhig halten kön-
nen. Ja, denn wenn dieser Präzedenzfall eintritt, würde die S.I. Cobas, die ihre Aktivitäten über die
Gewerkschaftsbeiträge von einigen Tausend ihrer Mitglieder finanziert, finanziell stranguliert werden.

Und das ist nicht genug. Gerade weil diese Kämpfe kollektiv sind, will man in ihrer Organisation eine
kriminelle Vereinigung sehen, die mit der Erpressung der Aussetzung der unternehmerischen Aktivitä-
ten „erpresserische Ziele und mafiöse Methoden“ verfolgen würde – Material für das harte „41bis“-
Gefängnis-Regime, welches in Italien 1986 unter dem Vorwand des Anti-Mafia-Kampfes eingeführt
wurde und u.a. Isolationshaft und andere massive Repressalien vorsieht!

Diese neue inquisitorische Welle wurde dann auch bei der gerichtlichen Verfolgung bestimmter Nach-
barschaftskollektive angewandt, die mittellosen oder vertriebenen Familien durch die direkte Beset-
zung von öffentlichem Wohnraum, der schändlicherweise leer steht, zu einer angemessenen Wohnung
verhalfen.
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Mit dem Fortschreiten der Krise und der Ver-
schärfung der damit verbundenen Missstände be-
reitet sich der Staat darauf vor, jede Bewegung zu
kriminalisieren, die sich weigert, sich durch die
Routine der gesetzlich zulässigen Vereinbarungen
behindern zu lassen.

Die Warnungen vor dieser Strategie, die für die
bürgerliche Gesetzgebung gewiss nicht neu ist,
sind seit der Behandlung der Aktivist_innen der
Anti-Globalisierungs-Bewegung Anfang des
neuen Jahrtausends bekannt, die in Italien wie in
Schweden viele Todesopfer forderte und der Poli-
zei freie Hand bei der gewaltsamen Unterdrü-
ckung ließ – Aktivist_innen, das muss am Rande
erwähnt werden – die in ihrer „radikalen“ Forderung nach einer „anderen möglichen Welt“ innerhalb
der gleichen Regeln der bürgerlich-demokratischen Vermittlung nicht im Geringsten revolutionär
waren (und damit auch nicht die Art und Weise anklagten, wie durch die Ausbeutung der Lohnarbeit
und der natürlichen Ressourcen genau der Reichtum geschaffen wird, den man gerne umverteilen
würde! ...).

Genauso leiden die Aktivist_innen der großen Bewegung gegen die Zerstörung des Susa-Tals und die
Anarchist_innen, die es gewagt haben, ein dummes Symbol der Diktatur des Kapitals in die Luft zu
jagen, unter dieser Repression...

Andererseits bestätigen diese jüngsten Ereignisse der gewöhnlichen, ultra-demokratischen, gerichtli-
chen Repression, gegen die gewerkschaftlichen Avantgarden, die kämpferischen
Logistikarbeiter_innen und andere ausgebeutete und unterbezahlte Kategorien (mit einer bedeutenden
Präsenz von weiblichen Immigrant_innen, oft alleinerziehenden Müttern) und diejenigen, die ihnen bei
Streikposten und anderen Kampfaktionen physisch zur Seite standen, nur, was die kritische kommunis-
tische Analyse seit dem ersten Auftreten der bürgerlichen Gesellschaft beobachtet hat: die Gesetze
eines jeden Staates, unabhängig von seiner Ordnung und seiner Verfassung, dienen im Wesentlichen
dazu, nicht nur ein allgemeines Privateigentum zu garantieren, sondern vor allem das besondere bür-
gerliche Eigentum, das von denjenigen ausgeübt wird, die Arbeitskraft kaufen, um sie in den verschie-
densten Produktionsprozessen einzusetzen.

Der Staat, in seiner ganz konkreten Illusion als Garant der Vermittlung zwischen den
Sozialpartner_innen, bescheinigt, dass der Preis der Arbeitskraft (der zwar variabel ist, gemäß dem
Dogma von Angebot und Nachfrage, aber niemals höher als die durchschnittlichen sozialen Kosten im
gegebenen historischen Moment der Produktion und Reproduktion der Arbeiter_innen als Ganzes)
immer der richtige ist und dass derjenige, der sie kauft, sie so verwenden kann und muss, wie es ihm
passt: das heißt, um Mehrwert (Kapitalverwertung) zu produzieren (oder die Produktion zu begünsti-
gen).

Wer sich gegen dieses Dogma auflehnt, wer sich gegen die wandelbare und allgemeine Ordnung auf-
lehnt, mit der der Staat in seiner Funktion als kollektiver Kapitalist das Aushandeln der Arbeitskosten
regelt, gerät unweigerlich in die Fänge seiner Justiz – die sehr wohl weiß, dass sie die Oberhand hat
(und das nicht nur wegen der berühmten Doppelmoral, wonach das Recht ohnehin für alle gleich ist,
aber für manche eben gleicher...), und sich daher die lange Zeit der Rache leisten kann. Während die
Arbeiter_innen kämpfen, wendet der Staat sein Gewaltmonopol an, indem er seine eigenen Polizei-
kräfte einsetzt, um die Streikposten und damit den Streik zu brechen (und wehe dir, wenn du versuchst,
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sie „zurückzudrängen“, oder wenn du nicht
schnell genug bist, um eine Schlägerei zu vermei-
den, machst du dich zumindest des „Widerstands
gegen Vollstreckungsbeamte“ strafbar...). Oder
der Staat bietet sich in der mütterlichen Rolle des
Vermittlers an: Er scheint mit deinen Forderungen
einverstanden zu sein, und damit die Produktion
so schnell wie möglich wieder aufgenommen
werden kann, garantiert und gewährt er einige
davon. Aber er tut dies in dem Wissen, dass der
Kampf früher oder später unweigerlich scheitern
wird, dass andere Gesetze greifen werden oder,
viel banaler, die Reorganisation des Einsatzes der
Arbeitskraft (Umstrukturierung, Verlagerung von
Produktionsstätten usw.), und dann die subtile,
nachträgliche Repression einsetzen wird.

Im Gegensatz zum primitiven liberalen Staat hat der weiterentwickelte imperialistische Staat gelernt,
dass es nützlicher und wirksamer ist, den wirtschaftlichen und sozialen Verteidigungskampf mit einer
ganzen Reihe von Gesetzen und Institutionen zu regeln, die proletarische Formen des Drucks auf die
Bosse zwar formal nicht verbieten, aber unschädlich machen, anstatt nur offene Formen der Unterdrü-
ckung anzuwenden. Die Organisation der wirtschaftlichen Verteidigung wurde nach und nach als un-
verzichtbar anerkannt, um den richtigen Preis für die Arbeit zu bestimmen und die Arbeitskraft mit
möglichst wenig Konflikten zu verwalten. Und mehr oder weniger schnell hat sie sich von einer unent-
behrlichen und kämpferischen Arbeiter_innengewerkschaft in einen Apparat verwandelt, der verhin-
dert, reguliert, Konflikte antizipiert und mit anderen staatlichen Institutionen konkurriert, um die
günstigsten Arbeitskosten für die wirtschaftliche Entwicklung der nationalen Gemeinschaft zu bestim-
men.

Ob die moderne konzertierte Gewerkschaft, die in ihrer Funktion typisch für die imperialistische Phase
der kapitalistischen Produktionsweise ist, mehr oder weniger versöhnlich und/oder mehr oder weniger
kämpferisch ist, hängt von der besonderen Ordnung dieses oder jenes Staates ab, in dem sie tätig ist,
und davon, wie sie die Kampfbereitschaft dieses oder jenes Sektors von Arbeiter_innen (die innerhalb
der Grenzen ihrer Kategorien, Unternehmen und sogar Vertragstypen gut auseinander gehalten werden
müssen) auffangen und dämpfen muss, sowie von der spezifischen Art des Personals, das sie leitet, von
ihrer Fähigkeit, ihre Mitglieder zu betören, und vom Grad der „Verärgerung“ der Arbeiter_innen.

Aber während der bürgerliche Teufel diesen funktionalen reformistischen Topf produziert, vergisst er...
den Deckel draufzumachen: Die Entwicklung der bürgerlichen Ökonomie, die durch die Besessenheit
des Kapitals (die Selbstverwertung) durcheinander gebracht und aufgefressen wird, um die angeborene
Krankheit des tendenziellen Rückgangs der Durchschnittsprofitrate zu ignorieren, zwingt das Proleta-
riat dennoch zum Kampf, zumindest zur Anpassung der Löhne an die Lebenshaltungskosten. Die Ge-
setze, Vorschriften und die Organisation der imperialistischen Gewerkschaften bremsen die Fähigkeit
und den Organisationswillen unserer Klasse. Aber, um ein bekanntes Motto zu paraphrasieren: „Sie
können den Wind nicht aufhalten, sie verschwenden nur Zeit“. 

Leider verläuft die Wiederaufnahme einer großen Kampfbewegung nicht mechanisch und linear, mit
einer kontinuierlichen Anhäufung von Energie bis zum Bruchpunkt. Kämpfe explodieren und implo-
dieren, proletarische Sektoren rücken vor und ziehen sich wieder zurück, manche Kämpfe schaffen es,
die Zäune von Unternehmen und Kategorien zu durchbrechen. Aber gerade das Ergebnis der Verhand-
lungen stellt die Grenze und den Abschluss des Kampfes selbst dar: Es ist die Grenze, die der rein wirt-
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schaftliche Anspruch dem wirtschaftlichen Kampf
als solchem setzt.

Trotz dieser Einschränkung ist jeder Kampf, der
sich dennoch entwickelt und die Fesseln der Re-
geln und der Mentalität der Gewerkschaftsbewe-
gung sprengt, die sich vor allem um die Lage der
Unternehmen und der nationalen Wirtschaft sorgt,
sehr wichtig, um den Weg für die Wiederauf-
nahme einer allgemeinen Bewegung wirtschaftli-
cher Forderungen zu weisen. Eine Bewegung, die
eines der Hauptkampffelder zwischen reformisti-
scher Konservierung und der Fähigkeit des revo-
lutionären Prozesses darstellt, den Klassenkampf
zu seinem radikalsten Ergebnis zu führen.

Es gibt Vorstöße und Rückstöße: wie im Fall der mächtigen Logistikarbeiter_innenbewegung (und an-
derer, die von ihrem Beispiel mitgerissen wurden), die ihre höchsten Momente des Kampfes mit wich-
tigen normativen und tariflichen Erfolgen von etwa 2012 bis 2018 erlebte, um sich dann zu beruhigen
und Rückschläge durch Umstrukturierungen und Personalabbau zu erleiden, bis zu dieser letzten
Phase, in der sie ihre ursprüngliche Stärke nicht mehr entfalten kann.

Dies ist nicht der Zeitpunkt, um die objektiven und subjektiven Gründe für diesen Rückschlag zu er-
läutern: aber es ist der Vorwand und der Grund, warum die legale Repression des Staates und der An-
griff auf das, was von einem ausgiebigen Moment des Kampfes übrig geblieben ist (und Widerstand
leistet), jetzt entfesselt werden kann.
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Aufruf zu einer landesweiten Demonstration
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Der 2017 erschienene 5. Band der Geschichte der Kom-
munistischen Linken ist ein wichtiger Teil unserer politi-
schen Arbeit, um die notwendigen Lehren aus der
Geschichte ziehen zu können.



Zur Geschichte der (italienischen) Kommunistischen Linken, Teil 2

Der revolutionäre Defätismus im Zweiten Weltkrieg und die

Entstehung der Internationalen Kommunistischen Partei (IKP)

Nachdem wir in der letzten Nummer unserer Zeitung die Gründung der Kommunistischen Partei von
Italien 1921 und das Wirken der linken Kommunist_innen dargestellt hatten, wollen wir hier ausge-
hend von der Frage des revolutionären Defätismus die Entwicklung der Kommunistischen Linken bis
zur Entstehung unserer heutigen Partei, der Internationalen Kommunistischen Partei 1952 darstellen.

Revolutionärer Defätismus und Opportunismus

Die Verhinderung des imperialistischen Krieges bzw. – wenn dies nicht gelingt – die Ausnutzung der
Kriegskrise für den Sturz des Kapitalismus, das war seit Beginn des 20. Jahrhunderts die politische Po-
sition der Arbeiter_innenklasse. Faktisch waren es aber immer nur revolutionäre Minderheiten, die
diese Position im Ernstfall aufrecht erhielten, während die Mehrheit der „Arbeiter_innenorganisatio-
nen“ (die schon vorher vom Opportunismus zerfressen waren) vor der Kriegspropaganda kapitulierte

bzw. mit politisch-taktischen und oberflächlich mora-
lischen Argumenten die „eigene Bourgeoisie“ poli-
tisch unterstützte. Dies war so im Ersten Weltkrieg,
als z.B. die französischen Sozialist_innen den Krieg
gegen die preußisch-deutsche Monarchie und die
deutschen Sozialist_innen den Krieg gegen die zaris-
tische Despotie um vermeintlich politischer Vorteile
für die „eigene Arbeiter_innenklasse“ willen unter-
stützten. Nur wenige wirkliche Internationalist_innen
in den ehemals so stolzen Sozialistischen Parteien
stellten sich gegen den Krieg. Allen voran Lenin (die
Bolschewiki hatten schon frühzeitig den Bruch mit
den opportunistischen Sozialist_innen vollzogen), der
in der Schweiz auf den bekannten Antikriegskonfe-
renzen in Zimmerwald und Kiental die marxistische
Position verteidigte. Seine klare Kritik des sich
zwangsläufig zum Sozialchauvinismus wandelnden

Opportunismus und die konsequente revolutionäre Orientierung (die die Notwendigkeit neuer zielkla-
rer Kommunistischer Parteien einschloss) trugen 1917 Früchte, als die doppelte Revolution in Russ-
land zum Fanal der Weltrevolution wurde. Hier zeigte sich dann auch die materielle Grundlage der
gesellschaftlichen Entwicklung, die aus einer revolutionären Minderheit eine wirkungsmächtige Kraft
machen kann: Der aus der Krise geborene Klassenkampf des Proletariats.

Dass die revolutionäre Welle, die auf das Ende des Ersten Weltkrieges folgte, scheiterte, lag nicht zu-
letzt am Fehlen von in ihrer Programmatik und politischen Taktik klaren und kohärenten Kommunisti-
schen Parteien, was sich auch in der mit schweren ideologischen Geburtswehen behafteten Gründung
der Kommunistischen Internationale zeigte. Die späte Gründung der Kommunistische Partei von Ita-
lien unter Führung der Linken, die einen konsequenten Kampf gegen den Zentrismus (der einen Bruch
mit dem opportunistischen Teil der Sozialistischen Partei verhindern wollte) führten, hatte von Anfang
an eine internationale Dimension. Der Vertreter des Zentrismus Serrati hatte an den Antikriegskonfe-
renzen in der Schweiz teilgenommen und die Sozialistische Partei Italiens war mit der Kommunisti-
schen Internationale assoziiert. Der Kampf der Linken in dieser Partei (deren bekanntester Vertreter
Amadeo Bordiga war) gegen den Zentrismus und für die wirklich revolutionäre Orientierung zielte
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also auch gegen die opportunistischen, syndikalistischen und anarchistischen Einflüsse in der Kommu-
nistischen Internationale – für eine wirkliche marxistische Weltpartei. (Siehe hierzu unseren Artikel in
Kommunistisches Programm Nr. 5, Sommer 2021: „Die Gründung der Kommunistischen Partei Ita-
liens und die Kommunistische Linke“)

Grundlegend lässt sich feststellen: 

Der Opportunismus (die Anpassung an die Gegebenheiten und das Wirken für den unmittelbaren poli-
tischen Erfolg, die Verbannung der historischen Dimension aus dem Klassenkampf, die Ersetzung der
revolutionären Perspektive durch eine prinzipienlose Taktik für kleine Erfolge), war das Produkt der
imperialistischen Entwicklung. Er wurde politisch getragen von den bessergestellten Schichten der Ar-
beiter_innenbewegung (Partei- und Gewerkschaftsfunktionär_innen), für die der Kampf um Reformen
alles war und ideologisch fundiert durch den theoretischen Revisionismus (à la Bernstein), der den
Marxismus aktualisieren – in Wirklichkeit auf ein bürgerlich-demokratisches Entwicklungsmoment re-
duzieren – wollte.

Eine standfeste Haltung gegen den imperialistischen Krieg erfordert eine Verteidigung des Marxismus
gegen den Opportunismus. Nichts anderes hat Lenin gemacht. Er hat die Präzisierung der Marx'schen
politischen Positionen im 19. Jahrhundert (u.a. mit den Erfahrungen der Pariser Kommune 1871) nach-
gezeichnet und die historisch-materialistische Methode des Marxismus verteidigt, die es uns erlaubt,
den unmittelbaren politischen Erscheinungen auf den Grund zu gehen und die materiellen Triebkräfte
der Entwicklung zu analysieren.

Die notwendige politische Praxis der Kommunistischen Partei hat als Grundlage die konkrete Analyse
der determinierten ökonomischen und politischen Verhältnisse und sie antizipiert die revolutionäre Zu-
kunft, indem sie die historischen Erfahrungen und Lehren des Klassenkampfes verteidigt. Es kann
nicht darum gehen, wegen vermeintlicher „Augenblicksvorteile“ die grundlegenden Positionen aufzu-
geben und es kann auch nicht darum gehen, eine vermeintliche „Wirkungsmächtigkeit“ in den Sphären
der verlogenen bürgerlichen Politik zu erlangen. – Siehe hierzu z.B. unsere umfangreiche Analyse des
aktuellen imperialistischen Krieges, in der wir nicht bei der Verurteilung einer „russischen Aggression“
stehen bleiben und eine vermeintliche Demokratie verteidigen, sondern auch in dieser konterrevolutio-
nären Situation den revolutionären Defätismus propagieren.

Der Zweite Weltkrieg und die stalinistische Konterrevolution

Der Zweite Weltkrieg hatte die gleichen mate-
riellen Triebkräfte wie der Erste Weltkrieg, aller-
dings auf einer höheren Stufenleiter der
kapitalistischen Krisenentwicklung. Der schwä-
chere, aber in seinem Machtanspruch gestärkte
(v. a. deutsche) Imperialismus versuchte mit
einem konsequenten Staatskapitalismus und
einer reaktionären völkischen Mobilisierung für
den Krieg, die Einflusssphären und Märkte auf
Kosten seiner imperialistischen Konkurrenten
(Frankreich, England) neu aufzuteilen und natür-
lich durch die Kriegszerstörungen die ökonomi-
sche Krise politisch-militärisch zu überwinden.
(Die Wiederaufbauphase nach dem Zweiten
Weltkrieg brachte den imperialistischen Metro-
polen dann ja auch drei Jahrzehnte relativer öko-
nomischer und politischer Stabilität. Trotz seiner
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militärischen Niederlage schuf der Faschismus die Blaupause imperialistischer Klassenherrschaft und
Krisenpolitik in den postfaschistischen Demokratien.)

Auf Seiten der Arbeiter_innenbewegung hatte sich wiederum eine Entwicklung vollzogen, die mit der
vor dem Ersten Weltkrieg vergleichbar war: Die Durchsetzung des Opportunismus in der Arbeiter_in-
nenbewegung. Während vor dem Ersten Weltkrieg die relativ stabile kapitalistische Entwicklung seine
materielle Grundlage war (Arbeiteraristokratie), war es nach dem Ausbleiben der Weltrevolution Mitte
der 20er Jahre v.a. die russische Entwicklung, die den konterrevolutionären Entwicklungsweg der
Kommunistischen Internationale bestimmte. Mit der Theorie des „Sozialismus in einem Land“ wurde
die kommunistische Weltbewegung zum außenpolitischen Grenzposten der Sowjetunion. Was fortan
mit sozialistischer Maske versehen war, war nichts anderes als eine Entwicklung zum Kapitalismus.
Wir haben die Oktoberrevolution immer als proletarische Revolution bezeichnet, nicht weil sie den
„Sozialismus in Russland einführt“, sondern weil sie als Auslöser der Weltrevolution die Voraussetzun-
gen einer sozialistischen Entwicklung schaffen konnte, die für sich genommen (im unterentwickelten
Russland) ökonomisch erst einmal eine kapitalistische war (Entwicklung der Industrie durch Enteig-
nung der Bauern). Die kurzzeitige politische Diktatur des Proletariats in Russland hatte keinerlei eigen-
ständige ökonomische Grundlagen. Die stalinistische industrielle Entwicklung, die Entwicklung
agrarischer Genossenschaften zu Staatswirtschaften waren Entwicklungsschritte zu einem Staatskapita-
lismus, der aber den alten imperialistischen Mächten bis zum Schluss unterlegen war. Nur durch den
demagogischen Missbrauch der internationalen proletarischen Bewegung und der Bewegung der unter-
drückten Völker (sowie natürlich Geheimdiplomatie, Militarismus und Terror) konnte der russische
Imperialismus seine internationale Wirkungsmächtigkeit erlangen. Das von außenpolitischen Interes-
sen geleitete opportunistische Agieren Russlands und der von ihm abhängigen „Kommunistischen“ In-
ternationale zu Beginn des Zweiten Weltkrieges spricht hierbei Bände: Erst wurde auf Bündnisse mit
den westlichen Kapitalisten gesetzt (Militärpakt mit Frankreich 1935) und das dortige Proletariat zum
antifaschistischen Burgfrieden verpflichtet, dann wurde 1939 der englische Imperialismus als Haupt-
kriegstreiber gebrandmarkt und ein Bündnis mit Hitlerdeutschland geschlossen und nach dem Überfall
Hitlerdeutschlands auf Russland wurde der imperialistische Krieg auf einmal zum antifaschistischen
Krieg im Bündnis mit den westlichen Imperialist_innen umgedeutet. Und die Kommunistische Interna-
tionale, die ja einmal gelernt hatte, mit dem marxistischen Handwerkszeug die Triebkräfte des Krieges
zu analysieren, konnte diesen durch die Interessen für die kapitalistische Entwicklung in Russland ge-
leiteten und von jeder materialistischen Analyse befreiten politischen Vorgaben nur folgen, bis sie
selbst 1943 aufgelöst wurde. 

Der Widerstand der Kommunistischen Linken gegen die stalinistische Konterrevolution spielte sich so-
wohl auf den Weltkongressen und Exekutiv-Komitee-Sitzungen der Kommunistischen Internationale
als auch in der Kommunistischen Partei von Italien (PCd'I) ab. Z.B. der Kampf gegen die Aufgabe der
klaren Klassenlinie zugunsten politischer Kombinationen mit der Sozialdemokratie und sogar von
Bündnissen mit der Bourgeoisie „gegen den Faschismus“. Mit dem Sieg des italienischen Faschismus
befand sich die PCd'I in einer schwierigen Situation. Verfolgung, Verbannung und Exil der Linken
wurden von der russischen Führung geschickt ausgenutzt, um eine neue opportunistische und nationa-
listische Führung von außen einzusetzen. Auf dem (Exil-)Parteitag in Lyon 1926 präsentierte die Kom-
munistische Linke ihre programmatischen Thesen, konnte sich allerdings gegen die
Nationalkommunist_innen um Togliatti und Gramsci nicht durchsetzen, die v.a. mit formalen Tricks
und Ausschlüssen operierten. Trotzdem versuchte die Kommunistische Linke in der Kommunistischen
Internationale gegen den Überhand nehmenden Opportunismus zu kämpfen. Versuche, eine internatio-
nale einheitliche linke Opposition aufzubauen, wurden allerdings abgelehnt. In seinem Briefwechsel
mit Korsch erklärte Bordiga, dass man nicht den gleichen Fehler von 1919 wiederholen dürfte, als die
Kommunistische Internationale als Föderation heterogener Parteien (was damals anders nicht ging) ge-
gründet wurde. Bordiga drängte vorab auf die theoretische Klärung der wichtigsten Fragen auf der
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Grundlage des einheitlichen Marxismus, zu diesen
zählte nicht zuletzt die Analyse der russischen Ent-
wicklung. Wie richtig es war, auf keine halbgare
Tendenz mit Anarchokommunist_innen, Rätekom-
munist_innen und Trotzkist_innen zu orientieren,
die sich nur in der Ablehnung „des Stalinismus“
einig waren und das auch noch aufgrund entgegen-
gesetzter Motivationen, sollte sich dann auch am
Vorabend des Zweiten Weltkriegs zeigen, als die
Trotzkist_innen ihr „1914“ erlebten und nur we-
nige Dissident_innen der internationalistischen Po-
sition die Treue hielten. Von der kuriosen Theorie
des „degenerierten Arbeiterstaates“ ausgehend, sah
Trotzki in der Sowjetunion eine ökonomische so-
zialistische Basis (durch die Verstaatlichungen),
die nur durch einen bürokratischen Überbau defor-
miert sei, den es gelte in einer „politischen Revolution“ zu überwinden. In Wirklichkeit war die stali-
nistische Diktatur allerdings der adäquate politische Ausdruck der ökonomischen kapitalistischen
Entwicklung. In diesem (bürgerlichen Sinne) war sie historisch fortschrittlich, vom Standpunkt des
sich auch in Russland entwickelnden Proletariats schuf sie die Grundlagen für eine reine proletarische
Revolution. Sie war auf jeden Fall Teil des kapitalistischen Weltsystems und kein Desiderat der sozia-
listischen Entwicklung, das es gegen den Imperialismus zu verteidigen galt. So wurden die
Trotzkist_innen zu unbeliebten Bündnispartner_innen des Stalinismus im als „antifaschistisch“ mas-
kierten Zweiten (imperialistischen) Weltkrieg.

1927 war allerdings der Ausschluss Trotzkis aus der russischen Partei ein Synonym für die Ersetzung
des politischen Meinungskampfes durch Repression. Anfang 1928 formierte sich die (italienische)
Kommunistische Linke in Pantin bei Paris als eigenständige Fraktion, welche die revolutionäre Tradi-
tion aufrecht halten, die notwendige theoretische Arbeit machen und von außen auf die stalinisierten
Kommunistischen Parteien einwirken wollte. Während sie in Italien kaum Wirkungsmöglichkeiten
hatte, konzentrierte sie sich v.a. auf Belgien und Frankreich. Die Isoliertheit, die mangelnde Abgren-
zung gegenüber antibolschewistischen Tendenzen (im Sinne der Bolschewiki Lenins und nicht des sta-
linistisch konstruierten „Marxismus-Leninismus“ und „Bolschewismus“) und nicht zuletzt die
Tatsache, dass die stalinistische Entwicklung noch nicht die abschließenden Resultate zu ihrer theoreti-
schen Durchdringung geliefert hatte, führten allerdings zu einem theoretischen Stochern, in dem mal
die führende Rolle der Partei in Frage gestellt, mal die marxistische Theorie der doppelten Revolution
und der historisch-geografischen Entwicklung (Aktualität der bürgerlichen Revolution in Asien) mit
Bezug auf Rosa Luxemburg als überholt dargestellt wurde, eine Ignoranz gegenüber der notwendigen
gewerkschaftlichen Organisierung der Klasse artikuliert wurde etc. Der verbannte und isolierte Bor-
diga hatte zu dieser Zeit keinen direkten Einfluss auf die theoretische Entwicklung der Exil-Fraktion.

Trotzdem hatte die Fraktion einen nicht zu unterschätzenden Einfluss auf die Orientierung suchenden
trotzkistischen Dissident_innen, die die Position des revolutionären Defätismus nicht aufgeben woll-
ten. Erwähnt seien hier nur die „Revolutionären Kommunisten Österreich“, eine Abspaltung der stali-
nistischen KPÖ, die später Revolutionäre Kommunisten Deutschlands RKD hießen. Diese brachen
1939 mit dem kriegsunterstützenden Trotzkismus und machten während des Zweiten Weltkrieges im
französischen Exil / Untergrund eine revolutionär-defätistische Propaganda zusammen mit französi-
schen Genoss_innen. Ein ehemaliger Militanter dieser Organisation erinnerte sich 1979 in einem Inter-
view. Auf die Frage: „Während des imperialistischen Krieges haben die Revolutionären Kommunisten
– Communistes Revolutionaires revolutionär-defätistische Positionen eingenommen. Was waren die
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zentralen Achsen ihrer Intervention?“ antwortete er: „Es waren drei miteinander verbundene Achsen:
Revolutionäre Agitation unter den einfachen Soldaten der deutschen Wehrmacht (deutschsprachige
Flugblätter und die Zeitung ‘Spartakus’), Agitation in der französischen Arbeiterbevölkerung (französi-
sche Flugblätter und die Zeitung ‘Fraternisation Proletarienne’), schließlich im Zusammenhang damit
fortdauernde ideologische und organisatorische Festigung der internationalistischen Gruppen zur Vor-
bereitung einer neuen revolutionären Partei im erwarteten – aber nicht eingetroffenen – revolutionären
Aufschwung nach dem Zusammenbruch des Dritten Reiches.“ (Kommunismus, Internationales Bulle-
tin der Gruppe Kommunistische Politik, Mai 1979, S.10) Diese bewundernswerte und todesmutige
Propaganda für eine dritte Front des Proletariats im imperialistischen Krieg, die auch vor bewaffneten
Selbstschutzaktionen nicht zurückschreckte, stand allerdings im Widerspruch zum gewünschten theo-
retischen Klärungsprozess dieser trotzkistischen Dissident_innen, die sich nach ihrer Liebäugelei mit
der Kommunistischen Linken unter dem Einfluss des Rätekommunismus teilweise anarchistischen Po-
sitionen annäherten.

Die Wiederaufnahme des Klassenkampfes und die Gründung der PCInt

Dass die Hoffnungen auf einen revolutionären Aufschwung der Klasse nicht abwegig waren, zeigte
sich in den letzten zwei Kriegsjahren. Nachdem es schon im Oktober 1942 bei FIAT in Turin einen
Streik gegeben hatte, folgten im März 1943 große Streiks im Piemont und der Lombardei. Es gelang
weder den faschistischen Gewerkschaften diese Kämpfe zu kanalisieren (bzw. mit Terror zu brechen)
noch der stalinistischen KPI, diese ins Korsett des antifaschistisch-nationalen Befreiungskampfes zu
drängen. Im Mittelpunkt standen soziale Forderungen gegen die Kriegskrise und die Arbeiter_innen
orientierten auf die Bildung von Räten. Auch in Deutschland legten die italienischen
„Fremdarbeiter_innen“ ihre Arbeit nieder, stillschweigend oder aktiv durch Streiks deutscher Arbei-
ter_innen unterstützt. Und Streiks gegen die Sparmaßnahmen während des Krieges waren nicht auf die
Achsenmächte beschränkt. In Großbritannien streikten Arbeiter_innen einer Fabrik in London, die
Heckflossen für Halifax-Bomber herstellte, und mehr als 16.000 Frauen und einige Männer verließen
die Rolls-Royce-Fabrik in Glasgow – wo sie Triebwerke für Kampfflugzeuge hätten herstellen sollen.
Selbst in den USA, dem stärksten imperialistischen Land, fanden 1944 mehr Streiks statt als in jedem
früheren Jahr in der amerikanischen Geschichte. Die Reaktion der Alliierten auf die Streikbewegung in
Italien war bezeichnend. Sie forcierten nicht nur ihre Invasion in Süditalien, sondern verstärkten ihre
Bombenangriffe auf Mailand und Turin, um mit Terror einen befürchteten proletarischen Aufstand zu
verhindern. Während die italienische Bourgeoisie – von der Angst getrieben, alles zu verlieren – den
1923 „demokratisch“ eingesetzten Mussolini im Sommer 1943 wieder absetzte und in Rom Marschall
Badoglio vom König mit der Regierung beauftragt wurde, propagierte die stalinistische KPI ihn nicht

nur als Bündnispartner des nationalen italie-
nischen Befreiungskrieges, sondern trat im
April 1944 sogar in die Regierung des ehe-
maligen Mussolini-Marschalls ein.

Die in Italien verbliebenen Genoss_innen der
kommunistischen Linken unterstützten nicht
nur die Streikbewegungen, sondern sahen in
ihr auch das Wiederauftauchen der
Arbeiter_innenklasse auf dem politischen
Terrain, wodurch sie die Zeit für die Wieder-
gründung der Kommunistischen Partei ge-
kommen sahen. Führende Genoss_innen
waren u.a. Onorato Damen und Bruno Maffi.
1943 gründeten sie in Norditalien die Inter-
nationalistische Kommunistische Partei
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(PCInt) und gaben im November die erste Nummer des Prometeo
illegal heraus. Während die PCInt ihren Einfluss in Norditalien
schnell ausweiten konnte, was zu wütenden Diffamierungen
durch die Stalinist_innen (“Gestapoagenten“) und auch der Er-
mordung von Genoss_innen führte, blieb der Kontakt zu den im
amerikanisch kontrollierten Süden Italiens verbliebenen
Genoss_innen der Kommunistischen Linken sehr begrenzt. Die
dortigen Genoss_innen um Bordiga hatten sich wieder zu einer
Fraktion formiert und gaben in Neapel die Zeitungen „La Sinistra
Proletaria“, in Salerno „L'Avantguardia“ und in Rom „Il Proleta-
rio“ heraus. Dort verteidigten sie die Lehren aus dem Kampf der
(italienischen) Kommunistischen Linken aus den 20er Jahren und
traten aktiv gegen den konterrevolutionären Antifaschismus auf.
1945 löste sich die Fraktion auf und ihre Mitglieder traten der PCInt bei. Die PCInt hatte jetzt mehrere
tausend Mitglieder, die in 13 Föderationen mit 72 Sektionen organisiert waren. Das schnelle Wachsen
der Partei stand jedoch in umgekehrtem Verhältnis zu ihrer theoretischen Klarheit, die nicht nur ange-
sichts des Ausbleibens einer revolutionären Nachkriegskrise immer dringlicher wurde.

Für diese theoretische Klarheit veröffentlichte Bordiga z.B. im Juli 1946 in Prometeo einen Text über
die „Wiederherstellung des revolutionären Marxismus“. Dort wurden u.a. klare Richtlinien für eine
neue revolutionäre Bewegung des Proletariats in der imperialistischen und faschistischen Epoche for-
muliert: 
„

1 Verneinung der Ansicht, dass sich nach der Niederlage von Italien, Deutschland und Japan eine
Phase allgemeiner Rückkehr zur Demokratie eröffnet habe; Bejahung hingegen, dass das Kriegs-
ende von einer Umwandlung der bürgerlichen Regierungen in den Siegerstaaten in Richtung des Fa-
schismus und mit den Methoden des Faschismus begleitet ist, auch und vor allem, wenn
reformistische und labouristische Parteien daran teilnehmen. Ablehnung, die – illusorische – Rück-
kehr zu liberalen Formen als eine die proletarische Klasse interessierende Forderung darzustellen.

2 Erklärung, dass das heutige russische Regime seinen proletarischen Charakter verloren hat, parallel
zur Abkehr der III. Internationale von der revolutionären Politik. Eine fortschreitende Involution hat
die wirtschaftlichen, sozialen und politischen Formen in Russland dazu geführt, wiederum bürgerli-
che Strukturen und Charakter anzunehmen. Dieser Prozess wird aber nicht als Rückkehr zu prätoria-
nischen Formen autokratischer oder vorbürgerlicher Tyrannei beurteilt, sondern als Erreichung – auf
einem anderen historischen Weg – der gleichen fortgeschrittenen Art von Gesellschaftsorganisation,
wie sie der Staatskapitalismus in den Ländern mit totalitärem Regime aufweist und in der die gro-
ßen Planungen den Weg zu einer imposanten Entwicklung öffnen und ihr ein gehobenes imperialis-
tisches Potential verleihen. Angesichts einer solchen Situation darf man also nicht die Rückkehr
Russlands zu Formen innerer parlamentarischer Demokratie fordern, welche in allen modernen Län-
dern im Verfall ist, sondern dass auch in Russland die totalitäre revolutionäre kommunistische Partei
wiedererstehe.

3 Ablehnung jeder Aufforderung zur nationalen Solidarität der Klassen und Parteien, zu welcher ges-
tern aufgerufen wurde, um die sogenannten totalitären Regimes zu stürzen und die Staaten der
Achse zu bekämpfen, und heute, um die durch den Krieg ruinierte kapitalistische Welt im Respekt
vor der Legalität wieder aufzubauen.
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4 Ablehnung des Manövers und der Taktik der Einheitsfront, d. h. der Einladung an angebliche sozia-
listische und kommunistische Parteien, welche nichts proletarisches mehr an sich haben, die Regie-
rungskoalitionen zu verlassen, um die sogenannte proletarische Einheit zu schaffen.

5 Kampf bis aufs letzte gegen jede ideologische Kampagne, die die Arbeiterklassen der verschiedenen
Länder im Hinblick auf den möglichen dritten imperialistischen Krieg in patriotischen Fronten mo-
bilzumachen trachtet und von ihnen verlangt, sie sollten auf der einen Seite für ein rotes Russland
gegen den angelsächsischen Kapitalismus kämpfen, und auf der anderen Seite die westliche Demo-
kratie gegen den stalinistischen Totalitarismus verteidigen in einem als antifaschistisch hingestellten
Krieg.“

Die inhaltlichen Differenzen in der PCInt bis zur Entstehung der IKP

An der Jahreswende 1945/1946 fand die erste nationale Konferenz der PCInt statt. Dort wurde deut-
lich, dass viele „modernisierende“ Theorien der Exilfraktion Eingang in die politischen Vorstellungen
der PCInt gefunden hatten. Gerade die Gewerkschaftsfrage wurde auf diesem Kongress kontrovers
diskutiert. Während für Onorato Damen lediglich eine politische Intervention in den (als zwangsläufig
integriert betrachteten) Gewerkschaften möglich war, um für die Partei zu werben und abstrakte Räte
zu propagieren, verteidigten die Genoss_innen um Bordiga die grundlegende marxistische Lehre der
gewerkschaftlichen Organisierung als notwendige Kampfschule für das Proletariat, ohne natürlich die
konterrevolutionäre Rolle der vom Faschismus übernommenen Staatsgewerkschaften zu negieren. In
den „Charakteristischen Thesen der Partei“, die im Dezember 1951 zur Generalversammlung in Flo-
renz erschienen, wird in dieser Frage Klarheit geschaffen:

„Für den revolutionären Vormarsch ist es notwendig, dass zwischen der Partei und der Klasse eine
Zwischenschicht an wirtschaftlichen Verbänden besteht, die von der Partei durchdrungen sind. (…) In
der schwierigen Phase, die die Herausbildung wirtschaftlicher Verbände darstellt, betrachten wir dieje-
nigen als für die Arbeit der Partei geeignet, die nur Arbeiter umfassen, die diesen freiwillig beitreten,
aber ohne politische, religiöse oder gesellschaftliche Glaubensbekenntnisse ablegen zu müssen. Diese
Eigenschaften treffen weder für religiöse und Zwangsgewerkschaften zu, noch für solche, die integrier-
ter Teil des Staatsapparates geworden sind. (...)Die Partei wendet niemals die Methode an, besondere
wirtschaftliche Organisationen zu bilden (...)Die Aufgaben der Partei in ungünstigen Zeiten und der
Passivität der Arbeiterklasse bestehen darin, das Entstehen von Formen von Organisationen mit unmit-
telbar wirtschaftlicher Zielsetzung vorherzusehen und zu unterstützen, die künftig auch vollkommen
neue Formen annehmen können.“ Hier wird auf der Grundlage der unveränderlichen kommunistischen
Programmatik eine konkrete Analyse der konkreten Situation gefordert, anstatt mit einer abstrakten
Analyse und schematischen Phrasen zu hantieren.

Ein weiterer Punkt der Kontroverse war die Parteifrage, in der sich bei Damen und seinen
Anhänger_innen ein aus den Theorien Rosa Luxemburgs und dem Rätekommunismus gespeister De-
mokratismus zeigte. Die Frage der Entwicklung und Funktion der Kommunistischen Partei hatte Bor-
diga im Entwurf eines Parteiprogramms, veröffentlicht in »Battaglia Comunista« Nr. 1, 1951,
entsprechend der historischen Position der Kommunistischen Linken so formuliert: „Das unverzicht-
bare Organ des revolutionären Kampfs des Proletariats ist die Klassenpartei. (...) Die Partei hat die
Aufgabe, in den Massen die revolutionäre Theorie zu verbreiten, die materiellen Aktionsmittel zu orga-
nisieren, die arbeitende Klasse im Verlauf der Kämpfe zu führen und die historische Kontinuität und
die internationale Einheit der Bewegung zu sichern. (…) Nach der Zerschlagung der kapitalistischen
Macht kann sich das Proletariat nicht zur herrschenden Klasse erheben ohne Zerstörung des alten
Staatsapparats und der Errichtung der eigenen Diktatur, die die bürgerliche Klasse und deren Indivi-
duen von jeglichem politischen Recht und Funktion ausschliesst, sofern sie gesellschaftlich überleben,
und die die Organe der neuen Herrschaft ausschliesslich aus der produktiven Klasse bildet. Die kom-
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munistische Partei, deren programmatisches Charakteristikum in der grundlegenden Verwirklichung
dieser Ziele besteht, repräsentiert, organisiert und leitet einheitlich die Diktatur des Proletariats...“

Angesichts dieser Klarheit heulten die Anhänger_innen Onorato Damens auf, deren vermeintliche
Lehre aus der stalinistischen Konterrevolution die Trennung von Partei und Staat war, wobei wie bei
den Rätekommunist_innen die führenden Rolle des Proletariats aus einer politischen in eine soziologi-
sche Größe verwandelt wurde. Avantgarde ja, aber nur als theoretischer Kopf und Ratgeber für die in
ihrer Mehrheit selbsttätige Klasse. In den Thesen der PCInt, die nach der Spaltung 1952 auf Ihrem 2.
Kongress in Mailand verabschiedet wurden, hoben die Damenisten hervor: „Da die Partei auf jeden
Fall eine Minderheit in der Arbeiterklasse bleiben wird, kann sie nicht stellvertretend für die Klasse
handeln. Das Ziel, der Aufbau des Sozialismus, kann nur von der Arbeiterklasse als Ganzes ins Werk
gesetzt werden. Diese Aufgabe kann nicht delegiert werden, auch nicht an den bewusstesten Teil des
Proletariats.“ Hier werden zwei Sachen durcheinander geworfen. Einerseits die notwendige Aktivität
der Klasse bei der Durchsetzung der realen Vergesellschaftung (gemeinsame Produktion und Repro-
duktion jenseits der Warenform) und die politischen Führung der Partei, die auf wissenschaftlicher und
nicht demokratischer Grundlage handelt, die die notwendigen emanzipativen sozialen Dynamiken
kennt, diese befördert und nicht im ideologischen Bourgeoiskonzept der freien, mündigen und demo-
kratisch zu befragenden Individuen bleibt. Die in der damenistischen Tradition stehende Internationale
Kommunistische Tendenz (IKT) hat diesen Demokratismus, der sich in den theoretischen Konzepten
der PCInt zeigte, noch auf die Spitze getrieben, indem sie den Parteibildungsprozess aus dem Feld des
invarianten Marxismus und der historischen Partei in den demokratischen Debattierrahmen einer „Ten-
denz“ verlegt hat. Schon die politische Plattform der damenistischen PCInt von 1952 hatte behauptet,
dass es für die revolutionäre Partei notwendig wäre, „bestimmte Aspekte der marxistischen Doktrin,
des Instruments zur Orientierung und Führung der revolutionären Aktion, zu entwickeln“. Bei der heu-
tigen IKT wird dieses dann noch um einen „politischen Homogenisierungsprozess“ der lose gebündel-
ten „Kommunist_innen“ ergänzt. Diesem demokratischen Idealismus stellen wir das Prinzip des
organischen Zentralismus entgegen: „Die Frage des individuellen Bewusstseins liegt der Parteibildung
nicht zugrunde: nicht jeder Proletarier kann bewusst die Lehre der Klasse beherrschen, und noch weni-
ger kulturell, nicht einmal jedes Parteiglied für sich genommen, und selbst die Parteispitzen bieten
dafür keine Gewähr. Diese besteht nur in der organischen Einheit der Partei. (…) Daraus folgt, dass die
Partei die persönliche Freiheit verbietet, neue Schemata und Erklärungen der gegenwärtigen Gesell-
schaft auszuarbeiten und auszutüfteln: sie verbietet die individuelle Freiheit der Analyse, der Kritik
und der Voraussage, auch dem vorbereitetsten Intellektuellen unter den Mitgliedern, und sie verteidigt
die Festigkeit einer Theorie, die kein Produkt blinden Glaubens ist, sondern der Gehalt der Wissen-
schaft der proletarischen Klasse, errichtet aus dem Stoff von Jahrhunderten und nicht aus Gedanken
von Menschen, sondern aus der Kraft materieller Fakten, die sich im geschichtlichen Bewusstsein
einer revolutionären Klasse widerspiegeln und die in deren Partei zusammengefasst sind.“ (Charakte-
ristische Thesen der Partei). Dass es uns hierbei nicht darum geht, die theoretische Arbeit zu negieren,
versteht sich von selbst. Es ist eine historische Lehre der kommunistischen Bewegung, dass nur eine
kollektive, in ein festes Gefüge von Theorie und Praxis eingebaute theoretische Tätigkeit der ganzen
Partei die proletarische „Waffe der Kritik“ schärfen und damit die „Kritik der Waffen“ vorbereiten
kann und nicht das theoretische Wirken „freischwebender“ Intellektueller.

Die Entstehung der IKP

Neben der Partei- und Gewerkschaftsfrage war eine weitere Meinungsverschiedenheit die Einschät-
zung Russlands, das laut Damen ein den USA ebenbürtiger staatskapitalistischer Imperialismus war,
was Bordiga in einem Briefwechsel mit Damen zurückwies (worauf auch in unserem Artikel „Wer
greift Europa an?“ in dieser Nummer eingegangen wird, weshalb wir diese Frage hier nicht vertiefen).
Ein weiterer Punkt war die pauschale Negierung nationaler Befreiungskämpfe, die ja gerade im Ge-
folge der bürgerlichen Chinesischen Revolution und der darauffolgenden antikolonialen Welle damals
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eine große Rolle spielten. Ein schematisches
Verständnis dieser Frage ließ Damen den Un-
terschied zwischen Europa, wo diese Frage
schon am Ende des 19. Jahrhunderts erledigt
war und Asien, Afrika wo diese Frage damals
noch aktuell und erst am Ende des 20. Jahr-
hunderts erledigt war, nicht verstehen. Auf
jeden Fall hatten die Divergenzen in der
PCInt im Laufe des Jahres 1951 ein Niveau
erreicht, das eine einheitliche Parteiarbeit
nicht mehr möglich machte, woraufhin die
Mehrheit im Exekutivkomittee der PCInt um
Bruno Maffi und Ottorino Perrone die An-
hänger Damens ausschlossen. Die Mehrheit
der Parteimitglieder folgte Damen, der mit
seinen Anhängern die PCInt und ihre Zeitungen Prometeo und Battaglia Comunista fortan alleine wei-
terführte, wobei ein großer Teil der Mitglieder diese Partei bald wieder aus Enttäuschung über den aus-
bleibenden revolutionären Aufschwung bzw. die ideologische Heterogenität verließ. Die Genoss_innen
um Bordiga gründeten 1952 die Internationale Kommunistische Partei mit ihrem Organ „Il Programma
Comunista“.

Auf der Parteiversammlung von Forlì im Dezember 1952 wurde die grundlegende Orientierung der
Parteiarbeit der neu gegründeten Internationalen Kommunistischen Partei formuliert, die nicht nur for-
mal mit dem Namen ihrer Zeitung, sondern auch inhaltlich den Weg zum invarianten „Kommunisti-
schen Programm“ gefunden hatte: „Es war vergeblich, 1946, am Ende des Zweiten Weltkrieges, eine
gleichartig fruchtbare Situation zu erwarten wie 1918, weil die konterrevolutionäre Degeneration weit-
aus schlimmer war und es keine festen proletarischen Kerne gab (...)Die Lage 1946 war offenkundig
genauso ungünstig wie jene, die auf die grossen Niederlagen des Bundes der Kommunisten 1849 und
der I. Internationale 1871 folgten. Eine plötzliche Rückkehr der Massen zu einer wirkungsvollen Orga-
nisation einer revolutionären Offensive ist daher undenkbar (…) Der schwachsinnige Aktivismus-Ak-
tualismus, der sein Tun und seine Initiativen den unmittelbaren Gegebenheiten des Tages anpasst, eine
Art Parteiexistenzialismus, muss ausgeschlossen und ersetzt werden durch die Wiederherstellung einer
festen Brücke, die die Vergangenheit mit der Zukunft verbindet, wo die Partei die grossen Linien ein
für alle mal festlegt und nicht nur ihren Mitgliedern, sondern vor allem ihren Chefs, jegliche Suche und
tendenziöse Entdeckung »neuer Wege« verbietet. Diese aktivistisch-aktualistische Unsitte, vor allem
wenn sie die Wiederherstellung der Theorie und die theoretische Arbeit, die heute so notwendig ist, wie
sie es für Lenin 1914–1918 war, unter dem Vorwand diffamiert und aufgibt, dass nur die Aktion und
der Kampf zählt, führt letztendlich zur Verneinung der Dialektik und des marxistischen Determinis-
mus, um die Suche nach den seltenen Momenten und Höhepunkten der Geschichte, auf die die kom-
munistische Bewegung rechnen kann, durch einen wilden Voluntarismus zu ersetzen, der letztendlich
nichts anderes ist als die schlimmste, krasseste Anpassung an die gegenwärtige Lage der Dinge und an
ihre jämmerlichen unmittelbaren Perspektiven.“ Mit diesem Verständnis entwickelte die IKP ihre sys-
tematische theoretische und praktische Arbeit und wurde nicht nur dem Namen nach zu einer wirkli-
chen Internationalen Partei. Auf die weitere Entwicklung der Partei, ihre große Ausdehnung in den
70er Jahren und auch die Krise Anfang der 80er Jahre werden wir in einem späteren Artikel eingehen.
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Aus dem Parteileben

Berliner Sektion/deutschsprachiger Raum

Im August 2021 wurde die Nr. 5 dieser Zeitung veröffentlicht. Wir haben unsere monatlichen offenen
Treffen, jeden letzten Donnerstag im Monat im RAUM (in der Rungestraße 20 in Berlin-Mitte), erfolg-
reich fortgeführt und darüber hinaus zusätzliche Veranstaltungen durchgeführt, an denen auch regelmä-
ßig Interessierte teilgenommen haben. 

Des Weiteren haben wir unsere Arbeit an der Broschüre „Klassenpartei und die Gewerkschaftsfrage“
fortgeführt und uns mit der Entwicklung der kapitalistischen Krise und produktiver und unproduktiver
Arbeit beschäftigt. Aus aktuellem Anlass fand auch eine intensivere theoretische und praktische Arbeit
zu den Themen Inflation und Krieg/revolutionärer Defätismus statt, was sich thematisch sowohl in den
Artikeln dieser Zeitung als auch in den durchgeführten Veranstaltungen widerspiegelt.

Die Themen unserer Veranstaltungen waren:

11. September 2021: „Klassenkampf statt Wahlzirkus.“ – anlässlich der Wahlen zum Bundestag und
zum Berliner Abgeordnetenhaus.

26. September 2021, im Amerlinghaus in Wien: „Was ist Linkskommunismus?“

30. September 2021: Zur aktuellen Situation und zu unseren Positionen

28. Oktober 2021: Zur aktuellen Situation und zu unseren Positionen

6. November 2021 auf der Linken Literaturmesse in Nürnberg: „Was ist Linkskommunismus?“

27. Januar 2022: „Der imperialistische Krieg, seine ideologische Vorbereitung und die Linke des Kapi-
tals“

24. Februar 2022: „Die Perspektivlosigkeit von (klein-)bürgerlichen Bewegungen: Warum Querden-
ken, Volksaufstände und demokratischer Antifaschismus in die Irre führen“

31. März 2022: „In der Ukraine wie auf der ganzen Welt gilt: Revolutionärer Defätismus gegen alle
Bourgeoisien und deren Staaten!“

28. April 2022: „Die Kriegsfront der „Linken“ des Kapitals bekämpfen! Unsere Solidarität ist der ge-
meinsame und antikapitalistische Kampf gegen alle Regierungen in der EU, USA, Ukraine und Russ-
land und deren Komplizen!“

30. Juni 2022: „Der Krieg und die proletarische Klassenposition“

28. Juli 2022: „Krise, Krieg, Inflation, konzertierte Aktion – den Generalangriff auf die Arbeiter_in-
nenklasse zurückschlagen!“

25. August 2022: „Die historische Position des „Selbstbestimmungsrechts der Nationen“ und ihr op-
portunistischer Missbrauch durch den kriegstreiberischen Imperialismus aus marxistischer Perspek-
tive“

29. September 2022: „'Heißer Herbst 2022'. Gegen die politische Kontrolle durch die Rechte und
Linke des Kapitals – Für den proletarischen Widerstand!“

Außerdem haben wir unterschiedliche Kämpfe und Demonstrationen unterstützt und Flugblätter ver-
teilt, wie beispielsweise:
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Am 11. September 2021 gab es in Berlin eine Mietendemo in Anbetracht der Wahlen zum Berliner Ab-
geordnetenhaus und der Bundestagswahl, auf der wir unser Flugblatt „Klassenkampf statt Wahlzirkus“
für unsere Veranstaltung mit dem gleichen Titel verteilt haben.

Auf einer Demonstration der Berliner Krankenhausbewegung am 9. Oktober 2021 waren wir ebenfalls
präsent und haben Flyer verteilt, um die Kämpfe der Beschäftigten bei der Charité, bei Vivantes und
der entsprechenden Tochtergesellschaften zu unterstützen.

Wie jedes Jahr haben wir uns am 9. Januar 2022 an der Luxemburg-Liebknecht-Lenin-Demonstration
in Berlin-Friedrichshain beteiligt und Flyer mit dem Titel „Der imperialistische Krieg, seine ideologi-
sche Vorbereitung und die Linke des Kapitals“ zu unserer gleichnamigen Veranstaltung Ende Januar
verteilt.

Nach dem Ausbruch des Ukraine-Krieges haben wir in unterschiedlichen Demonstrationen mit einer
klaren Antikriegsposition interveniert („In der Ukraine wie auf der ganzen Welt muss die proletarische
Losung wieder lauten: Revolutionärer Defätismus gegen alle Bourgeoisien und deren Staaten!“), so am
27. Februar 2022, als Hunderttausende gegen den Ukraine-Krieg demonstrierten. Wir kritisierten hier
bereits die Instrumentalisierung der Proteste und des russischen Angriffskrieges durch die deutsche
Bundesregierung und die vermeintlich pazifistische NATO.

Am 1. Mai hat einer unserer Sympathisanten unser Flugblatt in Santiago de Chile verteilt und Kontakte
zu Genoss_innen geknüpft, die unseren Positionen des Linkskommunismus nahestehen. In Berlin
waren wir wie jedes Jahr auf der Gewerkschaftsdemonstration und auf der „Revolutionären 1. Mai-De-
monstration“ präsent, haben dort unsere Flyer verteilt und mit den Teilnehmenden diskutiert. Auch in
Zürich haben Genoss_innen von uns bei der Demonstration einen Büchertisch aufgebaut und Flyer ver-
teilt – mit einer positiven Resonanz.

Auch im zweiten Halbjahr 2022 haben wir an unterschiedlichen Orten Position gegen pro-westliche
und pro-russische Kriegsbefürworter bezogen – am 2. Juli haben wir auf einer linken Antikriegs-De-
monstration unser Flugblatt „Klassenkampf gegen alle Kriegsparteien“ verteilt. Auf der „umvertei-
len!“-Demo am 12. November haben wir unser Flugblatt „Krise, Krieg, Inflation, konzertierte Aktion –
den Generalangriff auf die Arbeiter_innenklasse zurückschlagen!“ verteilt.

Darüber hinaus haben wir eine ganze Reihe an Artikeln für unsere italienischsprachige Zeitung „il pro-
gramma comunista“ übersetzt. 2022 haben wir außerdem unsere Präsenz bei den sozialen Netzwerken
ausgebaut. So sind wir nun zusätzlich zu Facebook auch bei Twitter und Telegram präsent.

Überregionales Treffen im April 2022

Im April fand das erste überregionale Parteitreffen des Jahres 2022 statt.

In der internen Sitzung, folgten nach einer kurzen allgemeinen Einführung über die äußere Situation,
insbesondere im Hinblick auf den laufenden Krieg, und verschiedenen praktischen und organisatori-
schen Hinweisen die Berichte der Sektionen über die von ihnen geleistete und beabsichtigte externe
und interne Arbeit.

Im offenen Teil, an dem enge Sympathisant_innen teilnahmen (unter denen wir erfreulicherweise neue
und junge Gesichter sahen), war das Thema „Inner-imperialistische Spannungen und proletarische Ant-
worten“.

Der Vortrag ging von einer generellen Überlegung aus: Angesichts dieses neuen Krieges war die allge-
meine Reaktion der vielfältigen „pazifistischen“ Welt, wie erwartet und vorausgesehen, ethisch und in-
dividuell. Unsere Aufgabe besteht im Gegenteil gerade darin, diese Vision aus den Angeln zu heben,
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die, wie wir wissen, dazu bestimmt ist, sich im Laufe des Krieges (oder bei Vorhandensein anderer
künftiger Kriege) in eine unterschiedlich deklinierte „Unterstützung“ desselben zu verwandeln, wie es
zum Teil bereits geschieht. Das heißt, wir müssen in der Lage sein, die reale, bestehende Welt zu analy-
sieren, um in sie einzugreifen. In diesem speziellen Fall müssen wir die wirtschaftlichen und sozialen
Gründe für den imperialistischen Krieg wiederholen: Rohstoffe, Kontrolle der Handelswege und re-
pressive Kontrolle des Proletariats.

Die Schlussfolgerung des Vortrags lautete wie folgt:

Wir müssen daher den dynamischen Prozess, durch den die Frage des „revolutionären Defätismus“ neu
entfacht werden kann, wieder aufnehmen, indem wir an jenem Determinismus festhalten, der die Be-
dingungen erfasst und aufzeigt, durch die die Menschen zum Handeln gezwungen werden, lange bevor
sie die Richtung erkennen, in die sie gehen müssen. Es ist die Aufgabe der Partei, sie auf die Revolu-
tion vorzubereiten, es ist die Aufgabe der Partei, sie zur und durch die Revolution zu führen. Keine
leichte Aufgabe: Wir sind wenige, aber wir haben noch Zeit. Schöpfen wir sie voll aus!

Überregionales Treffen im Juli 2022

Das dominierende Thema der internen Sitzung war der Ukraine-Krieg, welches durch zahlreiche Arti-
kel in unserer Presse sowie in vielen öffentlichen Veranstaltungen behandelt wurde. Es wurde die ex-
treme Wichtigkeit der Parteiarbeit nach Außen betont und die Proklamation der Parole des
„Revolutionären Defätismus“, nicht als leerer Slogan, sondern indem sie mit Bedeutung gefüllt wird.
Und es zeigt sich, dass wir die einzigen sind, die dies tun (und die inhaltlich dazu in der Lage sind!). In
diesem Kontext muss auch der (leider schlechte) Zustand unserer Klasse in Hinsicht auf den Krieg un-
tersucht werden und Möglichkeiten zur besseren Intervention evaluiert werden. Des Weiteren folgten
wie üblich die Berichte der einzelnen Sektionen und die Planungen unserer Publikationen. Neben den
regelmäßig erscheinenden Zeitungen spielte hier die Planung des VI. Bandes der Geschichte der Kom-
munistischen Linken eine wichtige Rolle.

Der öffentliche Teil wurde als Veranstaltung mit dem Titel „Der schwierige Weg der Wiederaufnahme
des Klassenkampfes“ im Mailänder Buchladen Calusca durchgeführt.

Generalversammlung 2022

Auch dank der hervorragenden Organisation der ortsansässigen Genoss_innen verlief die Generalver-
sammlung der Partei im Oktober in Rom sehr gut. Im internen Teil wurde in einem ersten kurzen Be-
richt bekräftigt, dass unsere Aufgaben angesichts einer allgemeinen Situation, die sich in die von uns
stets erkannte Richtung entwickelt, immer umfangreicher und heikler werden und durch eine verstärkte
Praxis der kollektiven Arbeit angegangen werden müssen: Dies gilt für jeden Aspekt unserer Tätigkeit,
sowohl intern als auch extern, insbesondere im Hinblick auf den Kontakt mit der proletarischen Klasse.
Es wurde auch betont, dass der Staat, der bewaffnete Flügel der Bourgeoisie, gerade angesichts der ge-
genwärtigen Dynamik (Wirtschaftskrise, Kriege, ständiger Notstand usw.) den Prozess der Verschär-
fung seiner Kontroll- und Repressionsstrukturen auf allen Ebenen fortsetzen wird: und dies erfordert
Umsicht und Verantwortung. Mit Blick auf die aktuelle Situation und den Krieg wurde erneut betont,
dass es notwendig ist, systematisch auf die komplexe Losung des „revolutionären Defätismus“ zurück-
zukommen, wobei jedoch jede parolenhafte Verwendung zu vermeiden ist, sondern sie muss vielmehr
weiter präzisiert und mit operativen Anweisungen gefüllt werden. Gewiss, mit dem Krieg in der
Ukraine erleben wir eine fortschreitende Verschärfung der Krise und die Vorbereitung eines allgemei-
nen inner-imperialistischen Konflikts.

Es folgten einige Informationen über interessante internationale Kontakte und Berichte aus den ver-
schiedenen Sektionen und von einzelnen Genoss_innen, die von der guten Arbeit zeugen, die sowohl in
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Italien als auch in Deutschland trotz objektiver Schwierigkeiten und subjektiver Einschränkungen ge-
leistet wird (und die immer verbessert werden muss!). Schließlich fand eine kurze Redaktionssitzung
statt, um die laufenden Arbeiten zu überprüfen und Vorbereitungen für die künftige Arbeit zu treffen,
sowohl was die sprachlichen Veröffentlichungen als auch unsere Website betrifft.

Den offenen Teil haben wir am 23. Oktober im Rahmen einer öffentlichen Veranstaltung gestaltet, die
auch virtuell zugänglich war und an der sich auch Sympathisant_innen und Leser_innen unserer Presse
beteiligten. Nach einer deutlichen Einführung über den Sinn und die Methode unserer gemeinsamen
Arbeit haben wir den Text „Wer greift ‘Europa’ an“ aufgegriffen und das Thema vertieft und erweitert.
Der Nachmittag war einer Reihe von Klärungen mit den deutschsprachigen Genoss_innen gewidmet,
wie man im Kontakt mit der Klasse intervenieren kann, und bildete den Abschluss von zwei Tagen in-
tensiver Arbeit.
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the internationalist n.8
a publication of the international communist party – 2022

- In Ukraine as in the whole world, in the face of the imperialist war, the proletarian watchword
once again must be: revolutionary defeatism against all bourgeoisies and their States! (leaflet)

- Capitalism is war
- Against ongoing imperialist wars and those under peparation
- Afghanistan: the crocodile tears of imperialism
- May 1st 2022. Against the wars of capitalism, prepare revolutionary defeatism (leaflet)
- From the Pandemic Front: Three Articles
- 1921. Birth of the Communist Party of Italy. A Section of the Communist International.

The war for revolution and a class dictatorship continues without respite
- The Question of Power
- Back to Basics: Nature, Function and Tactics
- Where We Come From

Verfügbar auf unserer Webseite und bei uns bestellbar.

Lest unsere internationale Presse!
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Preparare il disfattismo 
rivoluzionario contro 
la guerra imperialista

	������������������

�,,-��  
,��
��0%11%+"/%�-11-"/%�	�		
����������������������

�%$!3)-,%�
�!0%**!��-01!*%�	
	

	������)*!,-

<4@B�<A�CE8F8AM4�7<�HAB�FIB?GB�786<F<IB
<A�6H<�6E<F<�86BAB@<64��6E<F<�FB6<4?8��6E<�
F<�CB?<G<64�8�:H8EE4�6BAI8E:BAB�<A�HA�GHG�

GB�78AFB�7<�<A6B:A<G8�8�CEBFC8GG<I8��%BA�Q�<@�
CE8F4�946<?8�7<FGE<64EF<�GE4�GHGG<�<�94GGBE<�6;8�78�
G8E@<A4AB�<�AHBI<�F68A4E<�8�<A7<I<7H4E8��4?@8�
AB�4CCEBFF<@4G<I4@8AG8��?4�7<E8GGE<68�78:?<�8I8A�
G<�<A�9HAM<BA8�78<�?BEB�<A8I<G45<?<�8F<G<�64G4FGEB�
9<6<�� A�DH8FGB�6B@C<GB�6<�I<8A8�<A�4<HGB�<?�9BA�
74@8AG4?8�?4IBEB�7<�F<FG8@4M<BA8�78<�64C<F4?�
7<�78?�@4EK<F@B�E<IB?HM<BA4E<B��6B@C<HGB�74?�
?4�*<A<FGE4�6B@HA<FG4�]<G4?<4A4^�A8?�F86BA7B�7B�
CB:H8EE4��6;8�6<�B99E8�4?6HA8�?<A88�7<�?8GGHE4�
,A4�7<�DH8FG8�E<:H4E74�?4�7<E8GGE<68�FGBE<64
78??`^4::E8FF<BA8� 4??`�HEBC4P�� 8FCE8FF4
A8??`B@BA<@B�4EG<6B?B�HF6<GB�A8?������FH�DH8?�
?B�6;8�4??BE4�8E4�<?�ABFGEB�BE:4AB�G8BE<6B��$>;�
92@2;��<A�6H<�F<�74I4�HA4�I4?HG4M<BA8�78?�7<998�
E8AG8�C8FB�E8?4G<IB�78:?<�<@C8E<4?<F@<�EHFFB�8
4@8E<64AB�

�1//'��#��)#.'!���"'$$#.#*0'�
:!+*!#*0.�)#*0'�"'�,+0#*4�;
�H��DH8FGB��HAB�78<�G8@<�6;8�4?<@8AG4EBAB�?4
CB?8@<64�<AG8EA4�6;8��4:?<�<A<M<�78:?<�4AA<��<A�
DH4AG4��CBEGS�4??4�F6<FF<BA8�A8?�'4EG<GB��B@H�
A<FG4� AG8EA4M<BA4?<FG4�8�4??4�A4F6<G4�78?�'4EG<GB
�B@HA<FG4� AG8EA4M<BA4?8�\�'EB:E4@@4�6B�
@HA<FG4��'B<6;P�E<G8A<4@B�6;8�DH8??4�7<F6HF�
F<BA8�9BEA<F64�8?8@8AG<�HG<?<�4�I4?HG4E8�?4�CBE�
G4G4�8�<?�F<:A<9<64GB�78??`4GGH4?8�F6BAGEB�GE4�<@�
C8E<4?<F@<��E<CEB7H6<4@B�7<�F8:H<GB�7H8�C4F�
F4::<�FH??`4E:B@8AGB��GE4GG<�74??4�6BEE<FCBA78AM4
GE4�&ABE<B��&ABE4GB��4@8A��8��?94���@478B
�BE7<:4��

O";:�H�<;??6/682�.8�<.>@6@;�>6B;8AE6;:.>6;�:;:
<>.@60.>2�A:.�<;86@60.�16�2=A616?@.:E.��?;<>.@�
@A@@;�?2�6:�<2>6;1;�16�4A2>>.�4A2>>2446.@.��@>.
A:�<.2?2�.�9.??69;�?B68A<<;�0.<6@.86?@60;�0;�
92�486�)�'����2�8.�&A??6.�.1�20;:;96.�052�@A
3.6�@2:12>2�.8�0.<6@.86?9;��#"'%�������)�!�%�
���#%� �&&��'�"%����#�%�!(")���&#�%��!*���!�
'�% ���&'����!�"�!�� "�"�)�%%�������'(%��%�
#%"�"!�� �!'����'�% �!��������)�&�"!��&'%�'��
���������#�%'�'"�������%�)"�(*�"!��!����"%&"�����
���#%"&&� ���(�%%��� #�%����&'��0 �&ABE<B�47
�?94����BGGB5E8�������

O$>2:1;�<>69.�8.�@A.�;??2>B.E6;:2�>28.@6B.�.8�
8.�<.4������;9.:16��<>;<>6;�?;8@.:@;�8R�92>6�
0.�@2:12�.1�.??;442@@.>2�2@0���!.�@A�?@2??;�5.6
>6<;>@.@;�8R6:06?;�96;��?20;:1;�8.�:.@A>.�2�8.
:202??6@F�16�;4:6�4>.:12��"!��!'%� �!'"� ��
'%"#"��'�!"������#�'���������"%*�����#%"�(*�"!�
�� ��� #"'�%�� �A:=A2� :;:� ?;8;� 8R�92>60.�
9.�;4:6�0;:02:@>.92:@;���")����$(����!���&(��
��&&�)�� " �!'��&'"%����'�����"!��!'%� �!'��
�(�����#(!'"��$;>@6.9;�6:�0;:@;��@2>>6@;>6;�2
?A2�>6?;>?2��<;<;8.E6;:2��?B68A<<;�1288.�9.0�
056:.�6:1A?@>6.82��:A92>;�128�<>;82@.>6.@;�9;�
12>:;��<;??2??6�0;8;:6.86�0;92�9.@2>62�<>692�
>6?2>B2�A9.:2��92>0.@6��0;:@6:A6@F�?@;>60.�128
<;@2>2�?@.@.82��2?6@;�12882�4A2>>2�>202:@6��<>;�
4>2??;�:28�0;:02:@>.92:@;�9;:16.82�12882�3;>�
E2�?6.�<>;1A@@6B2�052�16�.>9.92:@;���1�.88;>.
<;??6.9;�0;:08A12>2�052��:28�	�����
�;���4>.:�
16�<;@2:E2�2>.:;�?A88;�?@2??;�3>;:@2�;�=A.?6��:28
	�	���<;:6.9;�?6�3>;:@2446.B.:;��:4568@2>>.�2
�2>9.:6.��;446���&� �!�'��'(''��$(�����''"%�
&��)���������1	 �%����,�����"!��!'%� �!'"�!�
��!���&�!&"�/�"�'%��'(''"����%�&'"�����"�'%�����#%"�
������'+����)�!��%���!�(�'�%�"%���"!���''��/����
&��(%� �!'��#(-��!'�%)�!�%��")(!$(��(!��%��
)"�(*�"!���!'���#�'���&'��)�!��&&����!�$(�&'"
&�!&"�&'"%��"����"�����"�������%�)"�(*�"!������
!"!�#(-������&&�%���!'�%!�*�"!�����#�%�����
'� #"�&��!"!�����("%���"�&'�'"������&��!�'"!�
�6J�?64:6360.�052�:2�?6.9;�.:0;>.�8;:@.:6�
#726�P�16BEF<IB�ABFGEB�\�%7)2���?94�47�&AB�
E<B����?H:?<B�������

 �ABFGE<�?4IBE<�7<�C4EG<GB�78:?<�4AA<��<ADH4AG4
<A7<I<7H4I4AB�?8�9BEM8�FGBE<6;8�6;8�CE8F<878�
I4AB�4??4�7HE4GHE4�6BAF8EI4M<BA8�78?�@B7B
64C<G4?<FG4�7<�CEB7HM<BA8�A8??8�I<GGBE<BF8�9BE�
@4M<BA<�FG4GH4?<�4A:?BF4FFBA<��*G4G<�,A<G<�<A
CE<@<F��E499BEM4G8�74??4�E<7HM<BA8�4�I4FF4??<�78<
64C<G4?<F@<�F6BA9<GG<��(H4AGB�4??4�A4GHE4�86B�
AB@<64�8�FB6<4?8�78??4�)HFF<4�4??BE4�FBI<8G<�
64��8�78<�I4FF4??<�FHB<��F8�A8�4998E@4I4AB�6BA
6;<4E8MM4�<�GE4GG<�64C<G4?<FG<6<�8�<?�EHB?B�<AG8E�
A4M<BA4?8�6BAGEBE<IB?HM<BA4E<B��F@BAG4A7B
DH4?HADH8�<??HF<BA8�FH??4�64C46<GN�7<�DH8??8
9BEM8�7<�6B@C8G8E8��C46<9<64@8AG8�B�@8AB�
6BA�?B�FI<?HCCB�<@C8GHBFB�78<�64C<G4?<F@<
7`B66<78AG8�4�C4EG<E8�74�HA�@B78??B�86BAB�
@<6B�8�FB6<4?8�CE8FHAGB�4?G8EA4G<IB�8�FHC8�
E<BE8��]FB6<4?<FG4^��6;8�9BFF8�7<�E<98E<@8AGB�C8E
<�CBCB?<�]6B?BE4G<^��6;8��<A�DH8??`8CB64��FG4�
I4AB�G8AG4A7B�7<�F6EB??4EF<�7<�7BFFB�<?�7B@<�
A<B�<@C8E<4?<FG4��#4�FGBE<4�9868�<?�FHB�6BEFB�8�
4??4�9<A8�78??4�58??4�F9<74��6;8�GHGGB�9H�9HBE6;P
C46<9<64���6<S�6;8�E8FG4I4�78??B�*G4GB�6;8�4I8�
I4�GE47<GB�8�HFHEC4GB�?`&GGB5E8�EBFFB�C46<9<�
64@8AG8�6B??4FF4I4�FBGGB�?4�CE8FF<BA8�78??8�7<�
A4@<6;8�78@B6E4M<8�7`&66<78AG8��58A�C<U�4G�
GE8MM4G8�7<�DH8??B�<A�G8E@<A<�64C<G4?<FG<6<�8�FH�
C8E<BE<�C8E�FG4G<FG<6;8�7<�CEB7HM<BA8�8�E877<�
GB��4I8A7B�?B�*G4GB�EHFFB�4668GG4GB�74�G8@CB
7<�6B@54GG8E8�6BA�?8�4E@<�78?�A8@<6B�8�FH?�G8E�
E8AB�78?�A8@<6B�\�C<8A4@8AG8�64C<G4?<FG<6B�\
HA4�54GG4:?<4�<@C4E<�

#̀ 8998GG<IB�FI<?HCCB�FGBE<6B�F<�Q�B66HC4GB�7<
74E8�<?�E8FCBAFB�FH�6;<��FH??4�DH8FG<BA8�7<�
F6HFF4�A8??4�6BEE<FCBA78AM4�GE4�&ABE<B�87��?�
94��F<�CBA8FF8�4??BE4�A8??4�6BEE8GG4�CEBFC8GG<I4
@4EK<FG4��#B�FG8FFB�E<6;<4@B�7BIE8558�I4?8�
E8�C8E�BE<8AG4EF<�B::<�FH?�CEB5?8@4�78??4�:H8E�
E4�<A�6BEFB��8�ABA�6BEE8E8�<?�E<F6;<B�7<�?<@<G4E�
F<�4�HA4�:8A8E<64�BCCBF<M<BA8�4??4�:H8EE4�<@�
C8E<4?<FG4�6;8�4IE8558�58A�CB6B�4�6;8�I878E8
6BA�:?<�<AF8:A4@8AG<�7<�$4EK���A:8?F�8�#8�
A<A��%BA�<AG8A7<4@B�C8E�DH8FGB�FBGGBI4?HG4�
E8�<?�C8E<6B?B��F8:A4?4GB�74�6;<�FBFG8AA8�4??B�
E4�?4�G8F<�78??`]8DH<7<FG4AM4^�78?�C4EG<GB�6B�
@HA<FG4�E<FC8GGB�4�DH4?F<IB:?<4�<@C8E<4?<F@B�
4�CE8F6<A78E8�74<�FHB<�6BAABG4G<�7<�CBG8AM4�
6;8�<?�E<6BABF6<@8AGB�78?�CE<A6<C4?8�A8@<6B
74�54GG8E8�CBG8FF8�CBEG4E8�4�F@BGG4@8AG<�FH
CBF<M<BA<�9EBAG<FG8�8�C4EG<:<4A8F6;8�� ?�CE<A6<�
C<B�6;8�<�6B@HA<FG<�ABA�C4EG8::<4AB�C8E�8�ABA
F<�F6;<8E4AB�<A�4::?B@8E4G<�7<�9BEM8�FCHE<8�E<�
@4A8�F6B?C<GB�A8??4�EB66<4�

%8?�?BAG4AB�������8�F8@CE8�FH�$>;92@2;��A8?
78?<A84E8�?8�CEBFC8GG<I8�78?�7BCB:H8EE4��<?�AB�
FGEB�@BI<@8AGB�4I8I4�CBFGB�6;<4E4@8AG8�?4
DH8FG<BA8��

O";6�.332>96.9;�?2:ER.8@>;�052�.882�16B2>?2
?;8AE6;:6�:;:�?;8;�12882�4>.:16�4A2>>2�6:@2�
>2??.:@6�@A@@;�68�9;:1;��9.�16�=A.8A:=A2�4A2>�
>.��.:052�8.�<6K�8696@.@.��5.::;�0;>>6?<;?@;
2�0;>>6?<;:12>.::;�16B2>?6??696�2332@@6�?A6
>.<<;>@6�12882�3;>E2�?;06.86�6:�0.9<6�8696@.@6
2�:28�9;:1;�6:@62>;��2�?A882�<;??6/686@F�16�?B6�
8A<<;�1288.�.E6;:2�16�08.??2���P��]'EBFC8GG<I8
78?�7BCB:H8EE4�<A�E8?4M<BA8�4??4�C<4GG49BE@4
78?�'4EG<GB^��$>;92@2;��A��
��������

*8�7HADH8�:?<�8F<G<�7<�DH4?F<IB:?<4�6BA9?<GGB��4
C<U�9BEG8�E4:<BA8�F8�GE4�5?B66;<�@BA7<4?<��78�
6<7BAB�<�C8E6BEF<�8�?8�FBEG<�78??4�?BGG4�7<�6?4F�
F8��<�6B@HA<FG<�ABA�CBFFBAB�8FF8E8�<A7<998E8AG<
4??4�I<GGBE<4�78??`HAB�8�78??`4?GEB�6BAG8A78AG8
8�499<74EF<�HA<64@8AG8�4?�74GB�7<�94GGB�6;8�8A�
GE4@5<�FBAB�9BEM8�7<�6?4FF8�A8@<6;8�78?�CEB�
?8G4E<4GB�
��8I<G4E8�9E4<AG8A7<@8AG<��A8??B�FG8FFB�G8FGB�F<

S

��������������
�<:������;
�



71

Impressum

Kommunistisches Programm

Herausgeberin (V.i.S.d.P.): Stefanie Meier, Skalitzer Straße 73, Berlin-Kreuzberg

Druck: Eigendruck im Selbstverlag

Kontaktadressen:

Edition Programma,
Rungestraße 20, 10179 Berlin
E-Mail: kommunistisches-programm@riseup.net

Istituto Programma Comunista
Casella postale 272, Poste Cordusio, 20101 Milano
E-Mail: info@internationalcommunistparty.org

www.internationalcommunistparty.org

Sektionen:

Berlin, Benevento, Bologna, Cagliari, Mailand, Messina, Rom, Turin

Offenes Treffen in Berlin:

Jeden letzten Donnerstag im Monat um 19 Uhr öffnen wir das Café Comunista als offenes
Treffen, wo wir über aktuelle Themen diskutieren sowie über linkskommunistische Theorien
und Positionen informieren.

Im RAUM, Rungestraße 20, Berlin-Mitte

Telegram Facebook Twitter




